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Yorwort

Mit dem vorliegenden Heft 4 werden die Veröfientlichungeu zur Wahl zum 4. Deutschen Bundestag am I?' September 1961 in der

FachserieA, ReiheB, abgeschlossen. Die Dokumentation der Ergebnisse der Bundestagswahl t96I umfaßt danach folgende Einzelhefte:

Heft 1: Allgemeine W.ahlergebnisse nach Ländern und Iflahlkreisen

Heft 2: Allgemeine wahlergebnisse nach kreisfreien städten und Landkreisen

Heft 3: wahlbeteiligung und stimmabgabe der Männer und Frauen nach dem Alter (Ergebnisse einer Repräsentativstatistik)

Heft 4: Textliche Auswertung der Wahlergebnisse'

In dem Heft 4 werden zunächst die Rechtsgrundlagen derwahl und dieArt der Ergebnisfeststellung erläutert, auf die an Hand zahl-

reicher Tabellen und Schaubilder eine ausführliche Kommentierung der Wahlergebnisse folgt'

Bei den hierfür zur verfügung stehenden unterlagen ist zwischen den Totalergebnissen und den Ergebnissen einer Repräsentativ-

statistik auf stichprobenbasis zu unterscheiden, Eine solche gesetzlich angeordnete repräsentative Bundestagswahlstatistik, die zum

zielhat,getrennt nach Altersgruppen auch die wahlbeteiligung und stimmabgabe der Männer und Frauen festzustellen' wurde schon

1953 unil 195? durchgeführr. Bei der Bundestagswahl 1961 ergab sich durch die Yolks- und Berufszählung im gleichen Jahr jedoch die

Möglichkeit, diese statistik weiter auszubauen. Die volks- und Berufszählung 196I gestattete es für die 1125 wahlbezirke, in denen die

wahlbeteiligung und stimmabgabe der Männer und Frauen nach altersgruppen festgestellt wurde, auch die struktur der Bevölkerung

z, ermittel, und die Auswahlbezirke nach bestimmten Strukturmerkmalen zu ord.nen und zusammenzufassen' Auf Grund der WahI'

ergebnisse in solchen Gruppen von wahlbezirken konnte dann festgestellt werdeno wie sich die wahlbeteiligung und stimmabgabe der

Männer und Frauen nach dem Alter z. B. mit wachsendem oder sinkendem Anteil der Arbeiter an der Zahl der männlichen und weib'

lichen wahlberechtigten entsprechenden alters verzindert. au{ diese weise sind Rückschlüsse auf das wahlverhalten bestimmter

Bevölkerungsgruppen möglich geworden, die über die Erkenntnisse aus den Ergebnissen der beiden vorangegangenen repräsentativen

Bundestagswahlstatistiken erheblich hinausgehen'

Die Zusammenstellung des Materials der volks- und Berufszählung 1961 für diesen Zweck und die verbindung mit dem Material

der repräsentativen wahlstatistik waren mit einem großen Arbeits- und Zeitaufwand verbunden. Hieraus erklärt sich das verspätete

Erscheinen des Textheftes. Die Ergebnisse sind gleichwohl aktuell, weil sie den politischen Parteien und anderen, am politischen Ge'

schehen interessierten Bevölkerungskreisen Unterlagen an die Hand geben, clie für die Beurteilung des Ausgangs der letzten und fiir

die Vorbereitung der kommenden Bundestagswahl von Bedeutung sind. Im Yergleich mit der Bundestagswahl 195? Iassen sich auch

gewisse verschiebungen im Gefüge der Bevölkerung und ihre Auswirkungen auf wahlverhalten und wahlergebnisse feststellen, die

zu kennen Iür die Beurteilung der politischen Entwicklung in der Bundesrepublik ebenfalls wichtig ist'

Diese veröffentlichung wurde in der Abteilung »Bevölkerungs- und Kulturstatistik« des Ltd. Regierungsdirektors Dr' schubnell

von Oberregierungsrat Dr' Schwarz und von Referent Rangol bearbeitet'

Wiesbaden, im Oktober 1964

Dr. Gerhard Fürst

Präsident des Statistischen Bundesamtes
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I. Rechtsgrundlagen und Ergebnisfeststellung
A. Allgemeine Rechtsgrundlagen und Wahlsystem

Allgemeine Rechtsgrundlage für die Bundestagswahlen sind die
Artikel 38 und 39 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik
Deutschland. Danach muß die Wahl der AbgeordnetÄ des
Deutschen Bundestages allgemein, unmittelbar, frei, gleich und
geheim sein. Die Wahlperiode beträgt vier Jahre. Wahlberechtigt
ist, wer das einundzwanzigste, wählbar, wer das fünfun rJzwanzigsie
Lebensjahr vollendet hat. Näheres ist nach den Grundgesitz-
artikeln durch ein Bundesgesetz zu bestimmen.

Bisher regelten drei Bundeswahlgesetze (BWG 49, 53, 56),
ergänzt durch Wahlordnungen (BWO), dieses weite ihnen vom
Grundgesetz überlassene Gebiet. Im Gegensatz zu den Gesetzen,
nach denen der 1. Bundestag am 14. August 1949 (BGBI. I S. 21
und 25) und der 2, Bundesrag am 6. September 1953 (BGBI. I
S. 470) gewählt worden sind, bestimmte § 5? des Bundeswahl-
gesetzes vom 7. Mai 1956 (BGBI. I S, BS3) seine Fortgeltung. Die
3. Bundestagswahl am 15. September 195? und die 4. Bundestags-
wahl am 17. September 196l wurden damit - wenigstens im
wesentlichen - nach denselben Vorschriften durchgeführt. Ledig-
lich die Bundeswahlordnung vom I6. Mai 195? ist duich Neof.ssurig
vom.31. Mai 1961 (BGBI. I S. 91?) geringfügig geändert wordeo.
Die Anderungen berücksichtigen Erfahrungen von 1957.

Die Wahlrechtsentwicklung vom l. zum 3. Bundeswahlgesetz
ist ausführlich gelegentlich der Besprechung der Ergebnisse der
3. Bundestagswahl behandelt worden.l) Dorr ist dargelegt, daß
von Gesetz zu GeseLz neben den vielen gleichgebliebenen Eestim-
mungen andere bedeutende Anderungen erfahren haben. Sie
dürfen bei einem Yergleich der Ergebnisse 195? oder 1961 mit
den Ergebnissen früherer Bundestagswablen nicht unbeachtet
bleiben, da gewisse Entwicklungstendenzen in den Wahlergeb-
nissen auf gesetzgeberische Maßnahmen zurückzuführen sind.
Hier jedoch nochmals auf alle Auswirkungen der verschiedenen
Gesetzesänderungen einzugehen erübrigt sich, weil in der Haupt-
sache nur Ergebnisse der beiden Ietzten Wahlen verglichen werden
sollen.

l. Wahlsystem
Im Gegensatz zurVeimarerVerfassungvom t l. August I9I9 wiril

im G_rundgesetz die Regelung des Wahlsystems dem Wahlgesetz
überlassen. Nach dem allen Bundeswahlgesetzen eigenen Wahl-
system wird ein Teil derAbgeordneten nach den Grundsätzen der
(relativen) Mehrheitswahl in Wahlkreisen, der andere nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl ausListen gewählt. Dem föderali-
stischen Aufbau der Bundesrepublik entsprechen dabei Landes-
listen. Die gewonnenen Wahlkreissitze sind auf die $bgeordneten-sitze, die einer Partei nach den für sie insgesamt abgägebenen Stim-
men zustehen, anzurechnen, In den Wahlkreisen errungene Sitze
verbleiben einerPartei auch dann, wenn sie die nach demVerhältnis
der für sie insgesamt abgegebenen Stimmen ermittelte Zahl über-
steigen. In einem solchen Falle erhöht sich die Gesamtzahl der
Sitze um die Unterschiedszahl. Diese Sitze werden überhang-
mandate genannt, Abgesehen von den überhangmandat"i,
handelt es sich somit um eine reine Verhaltniswahl,
bei der die Hälf te der Abgeordneten persönlich gervählt
wird. Die Zahl der Abgeordneten einer jeden partei
richtet sich nach dem Verhältnis der für sie abgegebenen
Stimmen. Das von Wahl zu Wahl komplizierter glwordene
Auszählungsverfahren wird unter Abschnitt F ausführlich erläutert.
Dort wird deutlich, daß nicht alle von den zuständigeu Wahlaus_
schüssen zugelassenen Parteien bei der Verteilung der Sitze be-
rücksichtigt werden. In den Bundeswahlgesetzen war zur Verhin-
derung der Zersplitterung der Wählerstimmen und zur Sicherung
regierungsf ahiger Mehrheiten die sogenannte » S p e r r k I a u s e I « vor-
lVgL "Strtirtik der Bundesrepublik Deutsclrland«, Bd. 200, Eeft B (Texiheft).

gesehen. Sie wurde von-Wahl zu Wahl verschärft. Seit I95T werden
mindestens 5 0/o der im Bund abgegebenen Stimmen oder min-
destens 3 Wahlkreissiege gefordert, um in die Sitzverteilung zu
kommen. Nur Parteien nationaler Minderheiten sind hieivon
ausgenonmen (BWG 56, § 6 Abs.  ).

2. Abgeorilnetenzahl und Wahlkreiseinteilung
Bei der I. Bundestagswahl waren im Bundesgebiet mindestens

400 (BWG 49, § B), L953 454 (BWG 53, § 6) und bei den beiden
letzten Bundestagswahlen schließIich 494 Abgeordnete zu wählen
(BWG 56, §§ 1 und 54). Dazu kommen 1949 Ig und seit der
2. Bundestagswahl 22 Btrndestagsabgeordnete aus dem Land
Berlin, die dort durch das Abgeordnetenhaus gewählt werden.

.Im l. Bundeswahlgesetz, das auch die ZahI der in den einzelnen
Ländern zu wählenden Abgeordneten bestimmte, war den Landes-
regierungen aufgegeben, die ihren Ländern zugeteilten Sitze
zwischen Wahlkreisen und Landesergänzungsvorschlägen (Landes-
listen) im ungefähren Verhältnis vor- 6: 4 zu verteilen. Demgemäß
wurde das Gebiet der einzelnen Länder entsprechend ihren Ein-
wohnerzahlen und das Bundesgebiet insgesamt in 242 Wahlkreise
eingeteilt. Zur Erhöhung det Zahl der Abgeordneten im 2. Bundes-
tag von 400 auf 484 wurde nur das Zahlenverhältnis der in Wahl-
kreisen und aus Landeslisten zu 'Wählenden von 6 : 4 auf I : 1
geändert. Die eine Hälfte der Abgeordneten wird seitdem in
Wahlkreisen, die andere Hälfte aus Landeslisten gewahlt. Eine
weitere Anderung ergab sich aus der Rückgliederung des Saar-
Iandes. Nach § 14 des Gesetzes über die Eingliederung des Saar-
Iandes vom 23. Dezember 1956 (BGBI. I S. 101I) wurde das
Saarland, dessen Bevölkerung 1957 erstmalig mitwählen konnte,
in 5 Bundestagswahlkreise eingeteilt. Dem Verhältnis der Wahl-
kreis- und Landeslistenabgeordneten entsprechend, erhöhte sich
dadurch die gesetzliche Zahl der Abgeordneten des Bundestages
am Ende der 2. und für die 3. und 4. Wahlperiode,von 484 aü
494. Die räumliche Abgrenzung der Wahlkreise blieb von allen
diesen Veränderungen der Gesamtzahl der Abgeordneten stets
unberührt und war für alle vier Bundestagswahlen dieselbe.

Im Prinzip sollte neben der Gesamtzahl der Abgeordneten auch
die Zahl der Wahlkreisabgeordneten etrva dem Bevölkerungsanteil
der Länder entsprechen. Infolge der unterschiedlichen Bevölke-
rungsentwicklung sowohl in den Ländern als auch in den Wahl-
kreisen kam aber der Grundsatz, daß 50 0/o der Abgeordneten nach
Mehrheitswahl in den Wahlkreisen und 50 0/o aus den Landeslisten
gewählt ryerden sollten, ohne eine Anderung der Wahlkreise bald
nur noch für das Bundesgebieto nicht aber mehr in den Ländern
zur Geltung. Bei Festlegung der Zahl der in den einzelnen Ländern
zu wählenden Abgeordneten wurden schon 1953 vom Gesetzgeber
die Unterschiede der Bevölkerungsentwicklung wenigstens lnso-
fern berücksichtigt, als dem einen Land mebr, dem anderen Land
weniger Mandate zugeteilt worden sind, als der doppelten ZahI
der Vahlkreise entsprochen hätte (BWG 53, § 6). Im 3. Wahl_
gesetz schließlich ist auf eine Verteilung der im Bundesgebiet zu
wählenden Abgeordneten auf die einzelnen Länder üLerhaupt
verzichtet worden. Der Grund dafür war die neugeschaffene
Möglichkeit, Landeslisten gleicher Parteien zu verbinden (BWG56,
§ 7). Sie wurde vornehmlich mit dem Ziel eingeführr, die Wähler-
stimmen möglichst vollständig und gleichmäßig bei der Sitz_
verteilung ztrnZage kommen zu lassen. Dieses Ziel wird dadurch
erreicht, daß für verbundene Listen zunächst die Mandate zu
berechnen sind, die den Parteien auf Grund ihrer im EalzenBundesgebiet gewonnenen Stimrnen zustehen. Die weitere Rege-
Iung verbietct es jedoch, verbundene Listen als »Bundeslisten«
zu bezeichnen. In einem 2, Auszählungsverfahren werden nämlich
die von den Parteien im Bundesgebiet-gewonnenen }fandate nach
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Maßgabe der für sie in den Ländern abgegebenen§timmen wieder

urrf äie Landeslisten verteilt. Näheres enthält der Abschnitt F'

Seit 1949 ist die Einwohnerzahl des Bundesgebietes um rd'
? Millioo", gestiegen. Diese starke Zunahme wäre Iür ilie Zahl

der Wahlkre'ise irr-i"de- Land ziemlich bedeutungslos, wenn sie

sich etwa gleichmäßig vollzogen hätte' Tatsächlic'h sind aber

große Abwelchungen zn beobachten' Infolge der Umsiedlung von
?e.triebeoen "r. ä"n Hauptflüchtlingsländern hat sich in Schles'

wig-Holstein und Niedersachsen die Einwohnerzahl seit 1949

veimindert und in Bayern nur wenig erhöht; in den Haupt'
aufnahmeländern Nordrhein-'Westfalen und Baden-Württemberg'
aber auch noch in Rheinland-Pfalz, ist dagegen eine erheblich über

dem Durchschnitt liegende Zunahme festzustellen' Weiterhin
haben die unterschiedlichen Quoten der Länder bei der Aufnahme
J". So*3"trorenflüchtlinge, vor allem aber-auch die unterschied-

liche wirtschaftliche Enlwicklung und die hierdurch hervor-

g;;f""" Binnenwanderung die Einwohnerzahlen der Länder nicht
iur absolut, sondern ur"h irn Verhältnis zueinander stark ver-

schoben.

1. Änteil der durch Mehrheitswahl
in Wahlkreisen gewähltcn Abgeordneten nach Ländern

Prozent

können, Jedoch kann die mit der Zulassung von Überhang-

mandaten verbundene Differenzierung des Stimmengewichts nur
i:r 

"og"o 
Grenzen zulässig sein (BVerfGe ?'63 [?5])' Der Verfas'

*rg.äoodrrtz der gleiÄen Wahl darf nicht dadurch verletzt
*"rää, daß immer Äehr Überhangmandate durch die Ungleich'
heit der Wahlkreise entstehen, da sich auf diese Weise Manipu'
iationsmöglichkeiten eröffnen, deren Yerfassung^"mäßigkeit im
Falle einÄ Mißbrauchs angezweifelt werden müßte' Dem kann
nur dadurch entgegengewirkt werden, daß die Wahlkreiseinteilung
von Zeit ntZeil, d1r bevölkerungsentwicklung angepaßt wird'

Die Aufgabe, »die Veränderung der Bevölkerungszahlen im
Wahlgebiet"zu beobachten und im Laufe des ersten 'Iahres nach

Zusaämentritt des Bundestages der Bundesregierung einen Be-

richt mit Vorschlägen über Anderungen der 'Wahlkreiseinteilung

zu erstatten«, wurde der vom Bundespräsidenten ernannten

,rar.digrn Wahlkreiskommission übertragen, die sich aus dem

Präsid"enten des Statistischen Bundesamtes, einem Richter des

Bundesverwaltungsgerichts und fünf weiteren Mitgliedern zu'
.r*-"r."trt (Bvc56, § 3)' Nach den Richtlinien für die Arbeit
der Wahlkreiiommission im 3. Abschnitt dieser Gesetzesbestim'

-rrg -rn jeder Wahlkreis ein zusammenhängendes Ganzes

bild;, dürfe; Ländergrenzen bei der Einteilung der Wahlkreise
nicht durchschnitten werden und soll die Abweichung von der

Jurchschnittlichen Bevölkerungszahl der Wahlkreise nicht mehr

als 331/. vom Hundert nach oben oder unten betragen'

Der erste Bericht ist der Bundesregierung nach derBundestags-
wahl 1957 am 20. Juni 1958 erstattet, mit Drucksache Nr' 677

vom 25. November I95B dem Deutschen Bundestag vorgelegt

,rd ul, Beilage zum Bundesanzeiger 1958, Nr' 241 auch der

Öff"oiti"tt"it zugänglich gemacht worden' -Gesetzgeberische
Korr"qo"or"r, h"ü"r, li"t" Vorschläge der Wahlkreiskommission
,ri"ttt g"Iruft. Auch der 4. Bundestag wurde also- auf der Grundlage
i"r Wänff.t"i.einteilung für die Bundestagswahl 1949 gewählt' ob-

wohl nach dem Kornmissionsbericht schon damals 28 Wahlkreise
vorhand"n waren, deren Bevölkerungszahl eine mehr als 331/30/rige

Abweichung vom Bundesdurchschnitt zeigte' Bis zur Bundestags-
*.n fqOf "*u. die ZahI der Wahlkreise nrit einer solchen Ab'
weichung auf 3? gestiegen. Weitere Angaben über die bisherigen
Wahlkrefse in dÄ Laocle.n nach der Abweichung ihrer Ein-
wohnerzahl vom Bundesdurchschnitt am 1' I' 1962 enthält die

iabelle 2. Über die Wohnbevölkerung und Wahlberechtigten in
den Ländern im VerhäItnis zttt Za]nl ihrer Wahlkreise unter'
richtet Tabelle 3.

Inzwischen ist clie Wahlkreiseinteilung durch das t»Gesetz zlut

An-d""rrg des Bundeswahlgesetzes« vom 14' Febru ar 1964 (BGBI' I
§. Of l g"I"a*t worden. DIe ,eue 'Wahlkreiseinteilung basiert auf

il"n tät."hlagen der Wahlkreiskommission vom 14' September

1962, tlie in där Bundestagsdrucksache IV/?41-vom 12' November

I962'enthalten und im Bindesanzeiger L962, Nr' 228 auch allge'

T,and 1953 1957 1961

Schlesrrig llolstein
Hamburg.
Niedersachsen.... '.
Bremen .
Nordrhein-\Testfalen
Ilessen .

Rheinland-Pfalz ...
Bader-Wuttemberg
Bayern. .

Saarlatd

53,8
44,4
51,5
50,0
4?,8
50,0
48,4
49,3

1',

60,9
42,t
55,?
50,0
42,9
4?,8
48,4
49,3
57,3
62,5

58,3
44,4
56,'.?
60,0
42,6
48,9
48,4
50,0
54,?
55,6

Dies hat dazu geführto daß in den meisren Ländern die Zahl

der wahlkreise baä nicht mehr dem Bevölkerungsanteil entsprach.
Über clie damit zusammenhängenden und immer größer gewor-

denen Abweichungen vom Verhältnis I : 1 zwischen der ZahI der

Abgeordneten aus"Wahlkreisen und Landeslisten seit der 2' Bun'
d".iug.*ohl unterrichtet die Tabelle I' Da die Zahl der Abgeord-

,eten"d". einzelnen Parteien im Bundestag nach der geschilderten
Verbindung zwischen Mehrheitswahl und Verhältniswahl letzten
Endes von" den für die Landeslisten abgegebenen Stimmen ab-

härgt, *i"g"n kleinere Unterschiede nicht übermäßig schwer'

NuÄ'.I"n "Einwohrerz.hlen völlig gleiche Wahlkreise kann es

"fr""fti" praktisch niemals geben' Größere llnterschiede von Land
,rl L.nd dürfen aber insbesondere deshalb nicht unbeachtet

bleiben, weil sie leicht zur Vermehrung der Überhangmandate
ftin "".'ÜUrtf,angmandate 

sind zwar beim gegenwärtigen Wahl-
system nicht garrz zrt vermeiden, da sie auch durch schwache
'Wahlkreismehiheiten oder durch Wahlabsprachen entstehen

2. Wahlkreise nach der abweichung ihrer Einwohnerzahl vom Bundesdurchschnitt am 1'l'1962
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ZahI der lYahtkreise mit nebenstehender Äbweichung

llerlin
Bundes-

gebietSaarBayern
Baden-

Württem-
berg

Eessen Rheinland.-
Pfalz

NBrcmen Westfalen
Nietler-
sachsenEamt)urgSchleswig-

Ilolstein

Abweichung
der Wahlkreisbevoll(erun g
vom Bundesdurchschnitt
vor... bisuntcr... o/o

2+?4? böö22 158IL

5
4

:

4
42

1j

89
bö
49
4t

16
74
13

4

:10
I
8
6

I

l
I

16
L
5

2

L
6

31Zusammen

55LZNammen

Zusammen

39

:
10

:
11

10
6
4
2

4l
26
19

109

4
4
2
2

t2

7
7
5
L

6
2
1
2

11
1

o

1t
1
1

4

48
42
30
18

138

!2
10
11

2

JO

2
3
2

10

t2
I
4
4

2?

6
L4

4

28

1
2
4
6

13

Nach unton

Nach oben oder unten

Nach oben

unter 10 . .

10-20...20-33Y,...
33I/s und melu

t0 .....20.....
und mefu

ünter10-20-
33r/,

unter10.,...
10-20..
20-33Y3...
331/a und mehr

25
13
13
t7

11
6
I

13

Que11e: Bündestagsilrucksache IY/741 vom 12 11' 1962'

2
2
1



3. Vahlkreise, Vohrbevölkerung und Vahlberechtigto nach Ländern

land 'Wahlkrelse
30. 9. 1061

Äuahl

1 548 961
1 328 657
4 438 885

46? 250
10 407 006
3 214 856
2 237 023
4 85? 815
6 240 499

659 971

4,4
3,E

12,5
1,3

29,4
9,1
6,3

13,7
17,6

1,9

Schleswig-Eolstein .
Eambug
Niedersachsen .....
Bremen .

Nordrhein-Westfalen
Ilessen .

Rheinland-Pfalz .. .
Baden-Wituttemberg
Bayern .
Saarlanal

r4
I

34
3

66
22
15

4',1

5

5,7

13,8
1,2

26,7
8,9
6,1

13,4
19,0

Insgesamt. 24? 100

2 262 439
1 7?6 815
6 504 296

660 026
15 109 388
4 585 883
3 299 026
7 261 368
I 767 409
1 001 159

4,4
3,1

12,6
1,3

29,3
8,9
6,4

14,1
17,8
1,9

2 326 569
1 838 379
6 665 691

710 223
15 991 550
4446 446
3 432 ?40
? 813 331
I 56? 441
1 080 096

4,3
3,4

12,3
1,3

29,5
8,9
6,3

14,4
17,6

2,0
51 627 809 100 542?2 466 100 35 400 923 100 37 440 ?16 100

mein bekanntgemacht worden sind. Nennenswerte Anderungen
hat die von der Wahlkreiskommisson vorgeschlagene Wahlkreis-
einteilung im Gesetzgebungsverfahren nur für Bayern und Nie-
dersachsen erfahren.

Dabei wurde auch eine Erhöhung der Zahl der Wahlkreise von
241 aü.248 und der gesetzlichen Gesamtzahl der Abgeordneten
(ohne die Abgeordneten aus Berlin) von 494 artL 496 vorgenommen.
Die neue Wahlkreiseinteilung und neue Abgeordnetenzahl gilt
erstmalig für die Bundesragswahl 1965.

3. St'mmzettel unil Wahlvorschlägo
Seit der Bundestagswahllg53 stehen dem\[ähler zwei Stimmen

zur Verfügung. Mit der Erststimme wählt er eine person aus den
Wahlkreisvorschlägen, die Zweitstimme gibt er der Landesliste
einer Partei. Nur mit der Erststimme haben 6i" §/;hlsr demaach
einen unmittelbaren Ei:rfluß auf die personelle Zusammensetzlrng
des Bundestages. Bei der Abgabe der Zweitstimme ist ihnen diese
Möglichkeit weitgehend entzogen. Welche Landeslistenbewerber
gewählt werden, richtet sich nach den Plätzeu, die sie auf den
Landeslisten innehaben. Die Aufstellung der Bewerber für die
Kreiswahlvorschläge und Landeslisten und die Bestimmung der
Reihenf olge geschieht durch die Parteiorgane.

Ein Muster des Stimmzettels, der bei der 4. Bundestagswahl
in Bayern im Wahlkreis 200 München-Nord verwendet wurde, ist
auf der folgenden Seite abgedruckt. Beide Stimmen werden
danach auf ein und demselben Stimmzettel abgegeben. Die
Reihenfolge der rechts aufgefüürten Landeslisten, die nur par-
teien einreichen können, richtet sich für die im letzten Bundestag
vertretenen Parteien nach der Stimmenzahl, die die parteien bei
der vorangegangenerr Bundestagswahl im Land auf sich ver-
einigen konnten (BVG 56, § 3l). Infolgedessen isr die Reiheu-
folge von Land zu Land nicht einheitlich und kann auch von
Wahl zu Wahl wechseln. Aus Gründen der übersichtlichkeit sind
für die Abgabe der Erststimmen die Wahlkreiskandidaten auf
der linken Seite des Stimmzettels auf gleicher Höhe mit der
Landesliste ihrer Partei eingetragen. Auf der Iinken Seite entoteht
eine Leerzeile, wenn die Partei zwar mit einer Landesliste zuge-
lassen ist, im Wahlkreis, in dem der Stimmzettel gilt, aber keinen
Wahlkreisvorschlag eingereicht hat oder dieser wegen gesetzlicher
Mängel nicht zugelassen worden ist. Bei parteilosen oder WahI-
kreisbewerbern, die von Parteien ohne Landesliste vorgeschlagen
sind, bleibt die entsprechende Zeile auf der rechten Seite leer.

Parteien, die im Bundestag oder in einem Landtag seit deren
letzter Wahl nicht ununterbrochen mit mindestens fünf Abgeord-
neten vertreten waren, können -Wahlvorschläge nur einreichen,
wenn sie einen nach demokratischen Grundsätzen gewählten
Vorstand, eine schriftliche Satzung und ein schriftliche, Frogru--
nachweisen. Die Wahlvorschläge dieser Parteien und die WahI-
vorschläge von parteilosen Bewerbern in den Wahlkreisen müssen
von mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahlkreises persönlich
und handschriltlich unterzeichnet sein; die Landeslisten der be_
treffeuden Parteien bedürfen der Unterschriften von I vom
Tausend der Wahlberechtigten des Landes bei der letzten Bundes-
tagswahl, jedoch höchstens 2000 Unterschriften, In Nordrhein-
Westfalen waren danach 1961 immer mindestens 2000, in Bremen
jedoch höchstens 467 Unterschrilten zu beschaffen.

Die Zulassung der Kreiswahlvorschläge erfolgt durch die Kreis-
wahlausschüsse oder, im Falle einer erfolgreichen Beschwerde

gegeu die Zurückweisung, durch den zuständigen Landeswahl-
ausschuß, die Zulassung der Landeslisten durch die Landeswahl-
ausschüsse oder, bei erfolgreicher Beschwerde gegen die Zurück_
weisung, durch den Bundeswahlausschuß,

Bei der Wahl 1961 waren, nach dem Alphabet, folgende par-
teien mit Landeslisten zugelassen:

I. Christlich Demokratische Union CDU
2. Christlich-Soziale Union CSU3.DeutscheFriedens-Union..... DFU
4. Deutsche Gemeinschaft DG
5. Deutsche Reichs-Partei DRp
6. Freie Demokratische Partei FDp
7. Gesamtdeutsche Parrei (DP - BHE) GDp
B. Sozialdemokratische Partei Deutschlands ...... SpD
9. SüdschleswigscherVählerverband ..... SSW

Zu den Parteien mit Landeslisten kommen mit zwei Kreis-
wahlvorschlägen die Wählergemeinschaft für ein neutrales
Deutschland und vier Kreiswahlvorschläge von Wählergruppen.

Verglichen rnit 195? hat sich die Zahl der mit Landeslisten
zugelassenen Parteien um vier vermindert. Nicht mehr aufge-
treten sind der Bund der Deutschen, die Deutsche partei, äie
Föderalistische lfnion, der Gesamtdeutsche Block/BHE, die
Partei Deutscher Mittelstand und die Vaterländische Union. Die
Föderalistische Union hat sich wieder in ihre beiden Gründer-
parteien, Bayern-Partei und Zentrum, aufgelöst. Die Deutsche
Partei und der Gesamtdeutsche Block/BHE haben sich zur
Gesamtdeutschen Partei zusa.mmengeschlossen, Von den in den
T.andtagen vertretenen Parteien haben die Bayern-partei, die
Saarländische Volkspartei und die Deutsche Demoiratische Union
im Saarland auf die Teilnahme an der Bundestagswahl 1961 ver_
zichtet. Neu hinzugekommen sind gegenüber I95? die Gesamt-
deutsche Partei und die Deutsche Friedens-Union. Außer der
SPD, CDU, CSU und FDP hatten alle politischen V_ereinigungen
ihren Parteicharakter und ihre Resonanz in der öffenttict [eit
durch Unterschriftsbeibringung nachzuweisen.

Von der SPD, der FDP, der GDP, der DFU und der DRp
waren in sämtlichen zehn Ländern Landeslisten zugelassen worden,
von der CDU in neun, An ihrer Stelle tritt in B"y""o die CSU
auf. Da CDU und CSU im Bundestag immer eine gemeinsame
Fraktion gebildet haben, werden diese parteien im folgenden
meistens gemeinsam behandelt. Die Deutsche Gemeinschaft bliebin Ifamburgo Bremen und Hessen ohne Landeslisteo der Süd-
schleswigsche WZihlerverband war nur in Schleswig-Holstein
vertreten, Iu Tabelle 4 ist für jede Landeslisre auch die Zahl
der Bewerber eingetragen. Insgesamt stellten sich auf den Landes-
listen l99I Bewerber zur Wahl,

Als Bewerber in den 241 'Wahlkreisen traten I521 Kandidaten
auf, so daß sich insgesamt 3512 Kandidaturen ergaben, Von den
Wahlkreisbewerbern kandidierten 949 gleichzeitig aul einer
Landesliste. Diese Doppelkandidatur war bei allen ärei Bundes-
tagswahlen zulässig. Seit der 3. Bundestagswahl ist sie, im Gegen_
satz zo früher, nach BWG 56, § 28 Abs, 4 auf eine Landesliste
bescbränkt, ebenso wie schon immer nur in einem Wahlkreis des
Wahlgebietes kandidiert werden durfte. Der Wahlkreisbewerber,
der auch auf einer Landesliste kandidiert, braucht nicht auf der
Liste des Landes nominiert zu werden, in dem sein Wahlkreis liegt.
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Wahlberechtigte

t 626 t4t
I 386 411
4 613 112

50? ?60
11 085 ??5
3 395 285
2 348 108
5 211 883
6 557 728

7t4 572

30. 9. 1057

Änzahl
15. 9. 1957 17. 9. 1961

4,3

12,3
1,4

29,6



Stimmzettel
für die Bundesrogswohl om 17. September l96l im Wqhlkreis Nr. 200 Münch*'NOfd

Jeder Wöhler hot
elne

Erststim me
für die Wohl des Wohlkreisobgeordneten

eine

Zweitstimme
für die Wohl noch Londeslisten

und

I
Dr. ln§. Bolke,
Siegfried
Bund esminister,
Professor
München,
Lerchenfeldstr. 9

Christlich-
Soziole Union
in Boyern

csu

2
5eufrerf,
Wolter

Sozioldemo-
krotische Portei
Deutschlonds

Rechtsonwolt
München,
Peretshofener Str. I SPD

3
Dr. Dehler,
Thomos
Rechlsonwolt
Bomberg,
Oberer
Stephonsberg 3

Freie
Demokrotische
Portei

FDP

4
Dr. Becher,
Wolter

Gesomldeutsche
Portei (DP-BHE)

Volkswirt
Pulloch i. lsortol,
Tiroler Str.5 GDP(DP-BHE)

5
Cronquer
Wilhelm

, Deutsche
Friedens-Union

Oberregierungsrot
o. D.
München,
Mondlstr.24 DFU

6

7
Proksch,
Günther
Versicherungs-
Oberinspektor
München,
Rheinstr. I

Deutsche
Reichs-Portei

DRP

I
Dr. Dr. Dr. Keller,
Hons K. E. L.
Völkerrechtsgeleh rter,
Diplom-Volkswirt,
Regierungsrot o. D.
München,
Buschingstr.43

Porteif reie
Wöhlerschoft

porteifrei

I
Christlich-Soziole Union
in Boyern
Dr. h. c. Strouß,
Prof. Dr.-lng. Bolke,
Stücklen, Frou Dr. Kuchtner,
Höcherl CSU

2
Sozioldemokrotische
Portei Deutschlonds

Dr. Hoegner, Frou Strobel,
Morx, Höhne, Seidel SPD

3
Freie Demokrotische Pqrtei

Dr. Dehler, Dr. Siorke,
Murr, Dr. Stommberger,
Ertl FDP

4
Gesqmtdeutsche Portei
(DP-BHE)
Dr. Guthsmuths,
Stoin, Dr. Becher,
Dr. Reichstein,
Dr. Rolzhöuser GDP (DP-BHE)

5
Deutsche Friedens-Union

Dr. Brenner, Hortlönder,
Dr. Schneider, Fink, Lingg

DFU

6
Deulsche Gemeinschoft
Houßleiter, Schleyerboch,
Zidon, Reichel, Oerter

DG

7
Deutsche Reichs-Portei

Moier-Dorn, Bochmonn,
Proksch, Frou Beß, Wild

DRP

I
-9-
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4. Zugelassene Landeslisten 196I nach Ländern und Parteien

1) Die ZaNen in (-) benennen dte Stelle an der die Partei auf den Stimmzettel des Landes aufgeführt war. - 
,) In Bayern C$U, in d.en ubrigcn LäIdern CDU

Die Gesamtzahl der Kandidaten betrug bei insgesamt 494 zu
vergebenden Sitzen 2563. Lediglich für die CDU/CSU, SPD und
FDP waren in allen 247 Wahlkreisen Bewerber zugelassen, für
die GDP in 238, tür die DFU in 242, fidrt die DG in 75 und Iür die
DRP in 2I3. Für den SSW ergibt sich die Teilnahme an der
Wahl in nur 6 Schleswig-Holsteinschen Wahlkreisen aus ihrem
Charakter als Partei der dänischen Minderheit. Die Wähler-
gemeinschaft für ein neutrales Deutschland (WGnD) kandidierte
in dem Wahlkreis 84 Moers (Nordrhein-Westfalen) und 23I
Aschaflenburg (Bayern); die vier Wählergruppen: Deutsche-
Völkische Gemeinscha{t (DVG), Union Sozialer Arbeiter Christi
Deutschlands (USACD), Wdhlergruppe Dr. Dr. Dr. Keller (WGr
Kel) und die Wdhlergruppe Niemack (WGrNie) in der Reihen-
folge ihrer Aufführung in den -Wahlkreisen 127 Kassel (Hessen),
109 Lemgo (Nordrhein-IVestfalen), 200 München-Nord (Bayern)
und 39 Uelzen (Niedersachsen). Im übrigen kann die Zahl der in
jedem Land zugelassenen Kreiswahlvorschläge der Parteien aus
der Tabelle 5 ersehen werden.

4. Wahlrecht unil Wählb4rkeit
Wahlberechtigt sind nach BWG 56, § t2 alle Deutschen im

Sinne des Artikels l16 Abs. I des Grundgesetzes, die am Wahltag
das 2I. Lebensjahr vollendet und entweder seit mindestens 3 Mo-
naten ihren Wohnsitz oder dauernden AuJenthalt im Wahlgebiet
oder als Beamte, Soldaten, Angestellte und Arbeiter im öffent-
lichen Dienst auf Anordnung ihres Dienstherrn im Auslande
genommen haben, wenn sie nicht aus besonderen Gründen vom
Wahlrecht ausgeschlossen sind. Nach BWG 56, § 13 ist vom
Wahlrecht ausgeschlossen, wer entmündigt ist oder unter vor-
läuGger Vormundschaft oder wegen geistigen Gebrechens unter
Pflegschaft steht; weiterhin derjenige, der durch Richterspruch
die bürgerlichen Ehrenrechte oder das Wahlrecht rechtskraftig
verloren hat. Außerdem ruht das Wahlrecht frir die Personen,
die wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäche in einer Heil-
oder Pflegeanstalt, und diejenigen, die auf Grund Richterspr-uchs
zum Vollzug einer mit Freiheitsentziehung verbundenen Maß-
regel der Sicherung und Besserung untergebracht sind. Straf-
gefangene dürfen wählen.

Die Wählbarkeit ist in BWG 56, § 16 geregelt. Der Wahl-
bewerber muß mindestens seit einem Jahr Deutscher im Sinne des
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sein. Das ebenso wie das
Wahlalter schon grundgesetzlich festgelegte Wählbarkeitsalter ist
25 Jahre. Nicht w.ihlbar ist, \yer vom aktiven Wahlrecht ausge-
schlossen ist, wessen Wahlrecht ruht oder \.ver durch Richter-
spruch die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung
öffentlicher Amter rechtskräftig verloren hat. Auch der Deutsche
im Sinne des Grundgesetzes, der diese Rechtsstellung durch
Ausschlagung der deutschen Staatsangehörigkeit nach dem Gesetz
zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 22.Fe-
bruar 1955 (BGBI. I S.65) erlangte, hat damit sein passives
Wahlrecht verloren.

Im Gegensatz zum Wähler braucht der Wahlbewerber seinen
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt nicht im Wahlgebiet zu
haben. Nach der Formulierung des § l6 im BWG 56 ist das aktive
Wahlrecht nicht Yoraussetzung des passiven. Das Wahlgesetz
kennt auch keinen Ausschluß vom aktiven oder passiven Wahl-
recht aus politischen Gründen.

Wählen kann grundsätzlich nur, wer in ein Wählerverzeichnis
eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. Wer im Wähler-
verzeichnis eingetragen ist und sich keinen Wahlschein ausstellen
läßt, kann nur in dem Wahlbezirk wählen, in dessen Wähler-
verzeichnis er geführt wird. Wer einen Wahlschein hat, kann an
der Wahl in dem Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt
ist, entweder durch persönliche Stimmabgabe in einem beliebigen
Wahlbezirk dieses Wahlkreises oder schriftlich durch Briefwahl
teilnehmen.

Um brieflich wählen zu können, muß sich der Vahlberechtigte
beim Wahlamt seines Wohnorts einen Wahlschein, einen Stimm-
zettel, einen Wahlumschlag für den Stimmzettel mit Siegelmarke
zu dessen Verschluß und einen Wahlbriefumschlag besorgen.
Nach Ausfüllen des Stimmzettels sind diese Unterlagen an den
Kreiswahlleiter zu senden, in dessen Wahlbezirk der Briefwähler
in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist. Zur Feststellung des
Ergebnisses der Briefwahl werden beim Kreiswahlleiter besondere
Wahlvorstände gebildet. Jedermann, der Anspruch auf Aus-
stellung eines Wahlscheines hat, kann auch die Unterlagen für
die Briefwahl anfordern. Es handelt sich also bei der Briefwahl

5. Zugelassene Kreiswahlvorschläge 1961 nach Ländern und Parteien
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I,and

Zahl der Yon den Bewerbern kandidierten für 1)

I,andes-
listen-

be\Yerber
lendes-
listen CDU/CSU ) SPD FDP GDP DFU DG DR,P SSlY

Schleswig-Eolstein ......
Hambug
Niedersachsen
Bremen. .
Norilrhein-\Yestfalen . . . .
Ilessen ..
Rheinland-Pfalz ........
Baden-Württemberg ....
Bayern . .

Saarland
Ingesamt Zahl der:

Landeslisten
Bewerber

8

?

7
6
?
?
?
7

752
88

313
48

352
25?
198
227

?9

25 \1)
16 (2)
37 (1)
I (2)

ee (1)
68 (1)
3e (1)
42 lt)
50 (1)
10 (1)

25 (2)
22 (t)
6? (2)
10 (1)
80 (2)
?4 (2)
31 (2)
37 (2)
4? (2)
20 lzl

20 (3)
12 (3)
32 (3)
8 (3)

61 (3)
45 (3)
30 (3)
33 (3)
3e (3)
11 (3)

2e (4)
10 (4)
32 (4)
6 (4)

20 (4)
22 (4)
24 (4)
21. 14)
28 (4)

7 (4)

1e (5)
18 (5)
44 (5)
10 (5)
54 (5)
2s (5)
25 (5)
30 (5)
47 (5)
14 (5)

14 (6)

62 (6)

16 (6)

28 (6)
35 (6)
45 (6)
7 (6)

t4 (7)
10 (6)
39 (?)
6 (6)

22 l?)
1e (6)
27 (?)
29 (?)
2t (7)
10 (?)

:,

T 1991
10

394
10

413
10

291
10

199
10

290
?

20?
10

191
7
6

Lanil

Za}f,l det Von den lJewerbc.rn k&ndidierten fur

DFUCDU/
csu) WGr-

NieSPD r,DP GDP DG DII,P ssw DVG U§ÄCD WGnD
Wahl-
kreise

\Tahl-
kreis-

be-
rrerber

Schleswig-Ilolstein ... . . .

Hamburg
Niedersachsen
Breüen. .
Nordrhein-\'!'esbfalen . . .

Hessen . .

Rheinland-Pfalz. ....
-Baden-Wuttemberg .. . .
Bayern ..
Saarland
Bundesgetrret ohne Berlin

74
8

22
15

4?
5

94
48

213
18

400
729
91

2t3
285

30

74
8

34

22
t5

4?
5

t4
8

34

66
22
15

47
5

14
8

ts4
3

66
22
15

47
5

t4
8

34

61
22
72

4?
4

1.1
8

66
22
15

44
5

4

10

,,
5

2L
18

1

t4
8

34

60
15
74
2?

5

j

1
7 1

1 1

1

7527 247 247 24? 238 242 't5 2t3 L 1 2 1 t
r) In Bayern CSU, in den übrigen Ländern CDU,

WGrKel



um eine Sonderform der schon bisher üblichen Wahlscheinwahl'
Jedoch kann hier nicht nur die einzelne Stimme oder der Stimm'
zettel, sondern auch die Stimmabgabe selbst ungültig sein' Sie
ist es nach BWG 56, § 39 Abs. 5, Nr. I und 2 dann, wenn'im
Wahlbrief der Wahlscheh fehlt oder auch nur die auf ihm abzu-
gebende eidesstattliche Erklärung über die persönliche Aus'
füllung des Stimmzettels nicht unterschrieben ist oder der
Wahlbrief beim Wahlvorsteher des Sonderwahlbezirkes verspätet
eingeht. Die Absender solcher Wahlbriefe werden nicht als
Wahler gezähh,

Die Briefwahl ist seit der 3. Bundestagswahl zulässig. Mit ihrer
Einführung wurde die Freizügigkeit der örtlichen Ausübung des
Wahlrechts für die Wahlscheininhaber beschränkt. Sie können

seitdem ntrr noch in ihrem Heimatwahlkreis wählen. Durch ilie
Yerbindung mit dem Heimatwahlkreis ist gleichzeitig jegliche
Manipulation des Wahlausgangs durch planmäßige Konzentration
von W'ahlscheinstimmen auf einige Wahlkreise ausgeschlossen.

Die Auswirkungen der Briefwahl sind in He{t 3 von Band 200
der »Statistik der Bundesrepublik Deutschland« ausführlicher
erläutert. Die Einfrihrung der Briefwahl hat auch die Wahlstatistik
beeinflußt. Allerdings war es bisher noch nicht möglich, den
Kreis der Briefwähler auch in die Erhebungeh über die Wahl'
berechtigten und Wähler nach Alter und Geschlecht einzube-
ziehen, worauf im Abschnitt B eingegangen wird. Die Briefwahl'
ergebnisse der Bundestagswahlen 1957 und 1961 werden unter
II D 3 besonders behandelt.

B. Rechtsgrundlagen unil Durchführung der besonderen Wahlstatistik

Bei der allgemeinen Wahlstatistik handelt es sich in der
Hauptsache um eine Dokumentation der in den vorgeschriebenen
Akten der Wahlorgane angefallenen Zat.len. In der besonderen
Wahlstatistik wird das Wahlverhalten, d. h. die Wahlbeteili'
gung und die Stimmabgabe verschiedener Bevölkerungsgruppen
untersucht.

Einfachere Untersuchungen über das Wahlverhalten verschie'
dener Bevölkerungsgruppen waren an sich schon immer in der
Weise möglich, daß man Wahlergebnisse für bestimmte regionale
Einheiten mit der Zusammensetzung der Bevtilkerung in diesen
Einheiten verglich (2. B. Gruppierung der Kteise oder Gemeinden
nach dem Anteil der Bekenntnisse, der Wirtschaftsstruktur u' dgl)'
Die auf diese Weise gewonnenen Ergebnisse erforderten aber nicht
mrr einen relativ großen Aufwand, sondern vermittelten auch nur
gtöbere Aussagen. Feststellungen über die Stimmabgabe nach
dem Alter waren überhaupt nicht möglich.

Nur Auszählungen über die männlichen und weiblichen Wähler
und Nicht-Wähler nach Altersgruppen sind bei Parlaments-
wahlen in Deutschland und anderen Ländern schon vor 1933

durchgeführt worden. Diese Angaben lassen sich leicht aus den
Wählerverzeichnissen gewinnen, die sowohl von den Wahl-
vorständen als auch von den Gemeindebehörden jederzeit einge-
sehen werden können. Nach dem Zweiten Weltkrieg haben ein-
zelne deutsche Städte bei Bundestags-, Landtags- und Kommunal'
wahlen nicht nur die Wahlbeteiligung, sondern auch die Stimm-
abgabe nach Geschlecht und Alter zusätzlich erhoben, aber immer
,rrr fü, kleinere Wahlgebiete. Dafür wurden in einzelnen Wahl-
bezirken getrennte Wahllokale für Männer und Frauen dieser
oder jeneiAltersgruppen eingerichtet oder auch im selben Wahl-
lokal mehrere Wahlurnen für die verschiedenen Personengruppen
aufgestellt. Das Yerfahren konnte nur für kleinere Wahlgebiete,
etwä Stadtteile, mit einigem Erfolg angewendet werden' Für
Sondererhebungen größeren Umfangs war es aus mehreren
Gründen, ,r. u. *.g", der Organisationsschwierigkeiten und
wegen des Fehlens einer Rechtsgrundlage, undurchführbar'

Yorkehrungen ganz antlerer Art und entsprechende gesetzliche
Grundlagen sind notwendig, 'wenn für größere 'Wahlgebiete oder
das gari" Wahlgebiet repräsentative Ergebnisse dieser Art für
eingehende Wahlanalysen mit zuverlässigen Aussagen gewonnen
*".1"t sollen. Die Einheitlichkeit der Durchführung in allen
nach dem Stichprobenplan über das ganze Wahlgebiet streuenden
Auswahlbezirkeo mrß gewährleistet sein, die Wahlhandlung darf
durch die Sondererhebungen nicht gestört, die Feststellung des

eigentlichen Wahlergebnisses nicht verzögert' und vor allem das

Wahlgeheimnis nicht verletzt werden.

Erstmalig im Bundesgebiet wurden die männlichen und weib-
lichen Wahlberechtigteri und Wähler nach ? Altersgruppen und
ihre Stimmabgabe für die einzelnen Parteien nach 3 Altersgruppen
auf repräseniativer Grundlage in ? Bundesländern bei der
2. BunJestagswahl im Jahre 1953 ausgezählt' Unter Beteiligung
auch der Länder Rheinland-Pfalz und Bayern sowie des Saar-
landes wurden die Sondererhebungen bei den Bundestags'
wahlen 1957 und 1961 nach einer anordnenden Bestimmung des

Bundeswahlgesetzes 1956 wiederholt (§ 52 Abs' 2)' Ausführungs'
bestimmungen enthält die Bundeswahlordnung 1957 iu § 84'

Der Wortlaut der Vorschriften ist inHeft 3 dieserVeröffentlichungs-
reihe abgedruckt. Dort sind auch die Grundsätze für die Auswahl
der Wahlbezirke, die technische Durchführung der Sonder-
erhebung in den Äuswahlbezirken und die Fehlerbereiche der
Ergebnisse erläutert.

Nach den gesetzlichen Vorschriften und nach bundeseinheit-
hchen Richtlinien, in denen alle vorerwähnten Gesichtspunkte,
die auch in den gesetzlichen Vorschriften enthalten sind, Be'
achtung gefunden haben, wurden die Sonderauszählungen bei
den Bundestagswahlen 1957 in I00?, bei den Bundestagswahlen
1961 in I I25 der 52 500 Wahlbezirke durchgeführt. Dabei konnten
die Zahlen für die Wahlberechtigten und Wähler nach Geschlecht
und Alter zur Berechnung der 'Wahlbeteiligung nach wie vor aus
den Wählerverzeichnissen gewonnen werden' Die Feststellung
der Stimmabgabe in der Untergliederung nach Männern, Frauen
und Altersgruppen wurde durch Ausgabe von Stirnmzetteln mit
Unterscheidungsaufdruck ermöghcht, was nach BWO § 84 zu'
Iässig ist.

Die Wahlbezirke wurden vom Statistischen Bundesamt in
Zusammenarbeit mit de; Statistischen Landesämtern nach einem
Stichprobenplan ausgewählt. Zur Erhöhung der Vergleichbarkeit
mit den Ergebnissen vorangegangener Wahlen wurden die Aus-
zählungen jedesmal im großen und ganzen in den gleichen Wahl-
bezirkÄ durchgeführt. Aus demselben Grunde wurde auch der
sachliche Umfang der Erhebung beibehalten, d. h. die Wahl'
beteiligung der Männer und Frauen nach ?, ihre Stimmabgabe
,rrch f Altlrsstufen erhoben. Mit der schrittweisen Erhöhung des

Auswahlsatzes war es möglich, die Strukturanalysen, die im
In- urrd Ausland besonders in politisch und soziologisch interes'
sierten Kreisen ein immer stärkeres Echo gefunden haben und
jetzt auch lei vielen Landtagswahlen regelmäßig stattfinden,
auf kleinere Parteien auszudehenen.

Auch auf andere Weise konnten die Ergebnisse der repräsen-
tativen Bundestagswahlstatistik von Wahl zu Wahl verbessert
werden. Eine besonders günstige Möglichkeit hierzu bot bei der
WahI 196I die am 6. Juni des gleichen Jahres durchgeführte
Yolks- und Berufszählung. Das hierbei angefallene Material
wurde dazu berr:utzlu, für jeden der 1125 Auswahlbezirke und für
jede Gemeinde mit einem oder mehreren solcher Auswahlbezirke
folgende Strukturdaten festzustellen :

Für die ganze Gemeinde
die Gemeindegrößenklasse,
den Anteil der evangelischen Bevölkerung,
den Anteil der von einer land- und forstwirtschaftlichen
Tätigkeit lebenden BevöIkerung ;

für alle Wahlberechtrgten in den 1125 Wahlbezirken den Anteil
der Haushaltsvorstände mit Haus' und Wohnungseigentum,
der Evangelischen,
der Personen mit Lebensunterhalt aus einer Tätigkeit des

Ernährers
in der Land- und Forstwirtschaft,
im Produzierenden Gewerbe,
in den übrigen Wirtschaftsbereichen ;

t
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der Personen mit Lebensunterhalt aus einer Tätigkeit des
Ernährers als

Selbständige in der Land- und Forstwirtschaft,
Selbständige in den übrigen Wirtschaftsbereichen,
Beamte und Angestellte,
Arbeiter;

für die wahlberechtigten Männer und Frauen in den Altersgruppen
unter 30, 30 bis unter 60 und 60 und mehr Jahren den Anteil

der Erwerbspersonen
in der Land- und Forstwirtschaft,
im Produzierenden Gewerbe,
in den übrigen Wirtschaftsbereichen sowie

der Selbständigen in landwirtschaftlichen Betrieben,
der Selbständigen in nichtlandwirtschaftlichen Betrieben,
der Beamten und Angestellten,
der Arbeiter.

Diese Unterlagen bildeten die Grundlage für die Zusammen-
fassung der Wahlbezirke zu Strukturtypen. Als Beispiel {ür die
Zuordnung der Wahlbezirke nach zwei der genannten Merkmale
sei die Kombination von Gemeindegrößenklasse und Anteil der
Evangelischen an den'Wahlberechtigten der'Wahlbezirke genannt,
die zu einer Ordnung der Wahlbezirke nach drei Gemeindegrößen-
klassen und innerhalb jeder Gemeindegrößenklasse zu einer
Ordnung nach dem Anteil der Evangelischen in Stufen von I00/6
führteo also zu insgesamt 30 Gruppen von Wahlbezirken. Gleich-
zeitig wurde für die zu einer dieser 30 Gruppen zusammengefaßten
Wahlbezüke die Wahlbeteiligung und Stimmabgabe der Männer
und Frauen nach drei Altersgruppen festgestellt. Auf diese Weise
war es möglich zu pnifen, wie sich innerhalb jeder Gemeinde-
größenklasse mit wachsendem Anteil der Evangelischen (: si1-
kendem Anteil der Katholiken) oder - bei gleichbleibendem
Anteil der Evangelischen - von Gemeindegrößenklasse zu
Gemeindegrößenklasse das Wahlverhalten ändert. In ähnlicher
Weise wurde bei den übrigen Merkmalen vorgegangen. Wie die
Evangelischen - um bei dem Beispiel zu bleiben - tatsächlich
gewählt haben, ist nicht bekannt. Um das zu erfahren, hätten,
ähnlich wie für Männer und Frauen und die drei Altersgruppen,
verschiedenartige Stimmzettel für die Angehörigen der ver-
schiedenen Bekenntnisse ausgegeben werden müssen, Das ein-
geschlagene Verfahren läßt aber recht zuverlässige Rückschlüsse
indirekter Art zu. Wenn in den Wahlbezirken auf dem Lande
mit über 80 0/o evangelischen Wahlberechtigten die eine, und in
den Wahlbezirken auf dem Lande mit weniger als 20 0/6 evange-
lischen Wahlberechtigten eine andere Partei stark bevorzugt wird,
kann der Zusammenhang zwischen Konfession und partei-
sympathie nicht mehr zweifelhaft sein. Bei eindeutigen Zusammen-
hängen kann man aus der Korrelation zwischen der Höhe des

Anteils, mit dem eine bestimmte Bevölkerungsgruppe unter den
Wahlberechtigten vertreten ist, und dem Anteil der Stimmen
für die einzelnen Parteien sogar schätzen, wieviele Personen
dieser Gruppe die eine oder andere Partei gewählt haben.

Nach Gemeindegtößenk-lassen, nach dem Anteil der Evange-
lischen und nach dem Anteil der Vertriebenen sind solche Unter-
suchungen schon 1953 und 1957 durchgefüLhrt worden. In bezug
auf die Religionszugehörigkeit und den Anteil der Yertriebenen
mußte damals jedoch von den Verhältnissen in der ganzen Ge-
meinde ausgegangen werden, die von den Verhältnissen in dem
Wahlbezirk, in dem die Auszählungen nach Geschlecht und Alter
stattgefunden hatten, erheblich abweichen konnten. Außerdem
stand kein Material zu den übrigen Merkmalen zur Yerfdgung,
die oben genannt worden sind, und es war schon gar nicht möglich,
bei den Merkmalen eine Unterscheidung nach Geschlecht und
Alter der Wahlberechtigten vorzunehmen.

Die Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatistik werden nicht
in einem besonderen Abschnitt behandelt, sondern jeweils im
Anschluß an die Ergebnisse der Totalauszählungen. Die Tabellen
und Schaubilder dazu haben in der überschrift den Zusatz (R).
Soweit möglicho wurden auch Vergleichszahlen aus den Jahren
1953 und 1957 mit herangezogen. Es können nur die wichtigsteh
Ergebnisse dargeboten werden. Wenn absolute Zat.lerl gebracht
werden, handelt es sich um auf die Totalergebnisse hochgerechnete
Zahlen.

Die Zuverlässigkeit der Ergebnisse, die auf der Erfassung von
2,4of o der Wahlberechtigten und Wähler beruhen, sind aus der
Gegenüberstellung der Totalergebnisse rnit den Stichproben-
ergebnissen inTabelle 6 zu ersehen. FüLr das Bundesgebiet ergeben
sich bei der Wahlbeteiligung überhaupt keine und bei den Stimm-
anteilen keine bedeutenderen Abweichungen. In den einzelnen
Ländern, wo der Stichprobenumfang verschieden hoch waro sind
die Abweichungen wegen der kleineren Zahlenbasis selbst-
verständlich größer, überschreiten aber auch hier nicht das
erträgliche Maß.

Beim Yergleich mit den Totalergebnissen ist noch folgendes
zu beachten:

Die Feststellungen über die Wahlbeteiligung sind, wie schon
L957, a.uf die Wahlberechtigten ohne W'ahlschein beschränkt
geblieben. Die Einbeziehung der 2,2 Millionen Wahlscheininhaber
war nicht möglich, weil die Wähler mit einfachem-Wahlschein in
jedem beliebigen Wahllokal des Wahlkreises ihre Stimme abgebeq
können und die Briefwähler nur beim Kreiswahlleiter. Wegen der
gegenüber den übrigen Wahlberechtigren höheren Wahlbeteiligung
der Wahlscheininhaber wird in der repräsentativen Wahlstatistik
die 'Wahlbeteiligung etwas zu niedrig ausgewiesen. Für die

6. Stichprobenumfang der repräsentativen Wahlstatistik und Vergleich mit clen Totalergebnissen der Bundestagswahl 196l (R)

Wahlbeteiligung der \Yahlberechtigten ohne \yahlschein. - 
,) Ohnc Briefrvähler.r)
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land

\Yrhl-
'[\-ahlbezirke ] berechtigte

uld Wahler
in der Stichprobe

Anzahl olo

Totalergebnis
c-

Stichprobc

Wahl-
beteiligungl)

Griltige Zweiistimmen türr)

CDU/CSU IiPD N'DP GDP Sonstige

auf 1000

Schleswig-Ilolstein .........
Hamburg.....

Niedenaclßen

Bremen....

Nordrhein-\1'estfalen ...
Ilessen .

Rheinland-Pfalz .......
Baalen-Wuttenberg. ....
Bayern . 

Isaarland 
I

Bundesgebiet onr" U*t I .l
dagegeu 1957 .......... . . I

I

97

55

244

1l

121

?8

31

59

391

38

4,4

4,0

4,1

2,4

0,9

2,0

1,0

1,0

4,1

4,1

T
S

T
S

T
S

T
S

T
S
T
S

T
S

T
S

T
S

T
s

a??
8?4
880
874
883
885
878
885
880
889
889
881
8?9
a?4
843
844
868
862
8?4
87?

474
410
313
318
38?
380
264
268
470
482
343
343
485
484
450
454
548
550
486
485

369

4?9
4?2

389
506
49?

381

434
431,

340

304
305
300
340
338

136

752
754
729
135
74?
151
115
113
151
156
131
141
165
180

85
84

128
726

39
40
10
I

62
65
40
4l
I

42
40
5
4

28
28
39

3

42
4t
46
47
30
30
42
44
25
22
30
30
40
38

24
44
48

1 725

1,007

2,4 T
S

T
S

874
a?4
a75
878

449

496
493

368
361

319

726
t29

76
80

29
80
82

30
30
24
26
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Auszählungen über die Stimmenverteilung mußten die fast
2 Millionen Briefwähler aus technischen Gründen und zur Wahrung
des Wahlgeheimnisses unberücksichtigt bleiben' In den Er'
gebnissen spiegelt sich also, ebenlalls wieder wie 1957, nur die
Stimmabgabe der Wähler ohne Wahlschein und der Wähler mit
einfachem Wahlschein wider, die von derjenigen der f ast 2 Millionen
Briefwähler, wie noch gezeigt werden wird, etwas abweicht.
Aus diesen Gründen sind die Ergebnisse 1957 und 196I auch nur
bedingt mit den Ergebnissen der repräsentativen Wahlstatistik
1953 vergleichbar, Außerdem gelten die Zahlen fijr 1953 nicht für
das ganze BundesgebieP.

Abschließend sei zur repräsentativen Bundestagswahlstatistik
noch gesagt, daß sie das Wahlgeheimnis nicht verlelzt. Ztr
Feststellung der Vahlbeteiligung sind die Wählerverzeichnisse
herangezogen worden, in die, wie schon erwähnt, die Wahl-
vorstände und Gemeindebehörden sowieso Einblick nehmen

können. Die Feststellung der Stimmabgabe wurde durch Ausgabe
von Stimmzetteln mit Unterscheidungsaufdruck für Männer
und Frauen nach jeweils drei Altersgruppen in den Auswahl'
bezirken ermöglicht. Dadurch haben die die Auszählungen durch'
führenden Organe zwar beispielsweise feststellen können, daß
von einer Frau der Geburtsjahrgruppe 1902 bis 1931 eine FDP-
Stimme abgegeben worden isto da aber zu jeder der sechs Gruppen
in jedem Wahlbezirk zahlreiche Personen gehören, ergibt sich
keinerlei Anhaltspunkt für eine Identifikation' Um ein übriges
zu tun, sind die zunächst ausgewählten Wahlbezirke mit weniger
als 300 Wahlberechtigten durch Wahlbezirke mit 300 bis 600 Wahl-
berechtigten ersetzt wordet:.. Z.um weiteren Schutz des Wahl-
geheimnisses ist es nach BWO § 84 Abs. 2 verboten, Ergebnisse
für die einzelnen Wahlbezirke zu veröflentlichen. Die Wähler
wurden durch ein Plakat auf die Verwendung von Stimmzetteln
rnit Unterscheidungsaufdruck für die Wahlstatistik aufmerksam
gemacht.

C. Wahlorgane und Ergebnisfeststellung

Das Recht der Bestimmung des Wahltages steht dem Bundes'
präsidenten zu, Die Wahlordnungen werden vom Bundesminister
des Innern erlassen. Für die Durchfii.hrung der Bundestagswahlen
sind nach BWG 56, § B folgende Wahlorgane zuständig:

Der Bundeswahlleiter und der Bundeswahlausschuß Iür das
ganze Wahlgebiet,
ein Landeswahlleiter und ein Landeswahlausschuß für jedes
Land,
ein Kreisrvahlleiter und ein Kreiswahlausschuß für jeden
Wahlkreis,
ein Wahlvorsteher und ein 'Wahlvorstand für jeden Wahl-
bezirk,
ein oder mehrere Wahlvorsteher und Wahlvorstände für
jeden 'Wahlkreis zur Feststellung des Ergebnisses der Brief'
wahl'

Den Wahlorganen obliegt auch die Feststellung der Ergebnisse
für die entsprechenden Wahlgebiete, ihre Bekanntgabe und die
'Weitermeldung an die nächsthöheren Wahlorgane' Ist die Ge'
meinde in mehrere Wahlbezirke eingeteilt, so meldet der Wahl-
vorsteher das Wahlergebnis seines 'Wahlbezirks der Gemeinde-
behörde, die die Wahlergebnisse aller Wahlbezirke der Gemeinde
zusammenfaßt und dem Kreiswahlleiter meldet. Der Landes-

wahlleiter kann außerdem anordnen, daß die Wahlergebnisse in
den kreisangehörigen Gemeinden über die Kreisverwaltungs-
behörde an den Kreiswahlleiter gemeldet werden.

Bei der Übermittlung der Wahlergebnisse ist zwischen der
sogenannten »Schnellmeldung« in der Wahlnacht und dem end-
gültigen Wahlergebnis zu unterscheiden. Nach den Schnell'
meldungen durch Boten, Fernsprecher, Fernschreiber, TeIe'
gramm ermittelt der Kreiswahlleiter das vorläufige Ergebnis irn
Wahlkreis, der Landeswahlleiter das vorläuflge Ergebnis im Land
und der Bundeswahlleiter das vorläufige Ergebnis für das ganze
Wahlgebiet. Der Kreiswahlleiter gibt bei der Meldung auch an,
welcher Wahlkreisbewerber als gewählt gelten kann. Der Landes-
wahlleiter meldet dem Bundeswahlleiter die Wahlkreisergebnisse
zunächst einzeln und danach das Landesergebnis. Er kann
neuerdings (seit I957) das Landesergebnis nur nach den Stimmen
feststellen; die Zahl der Abgeordneten, mit denen das einzelne
Land im neuen Bundestag vertreten sein wird, geht erst aus dem
Ergebnis für das ganze 'Wahlgebiet hervor.

Der Bundeswahlleiter gab vou seinem Bijro im Bundeshaus,
Bonn, das vorläufige Ergebnis der WahI 196I nach den Stimmen
unmittelbar nach Eingang der Meldung fiir.den letzten Wahlkreis
am 18. September 1961 um 4.I5 Uhr der Oflentlichkeit bekannt.
Etwa eine Stunde später konnte der Bundeswahlleiter auch die

T. Wahlkreise in der Ordnung der Zeitfolge des Eingangs ihrer Schnellmeldung beim Bundeswahlleiter 1961
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landesergebnis
(Nr. des letztetr \\'ahlkreises)lYahlkreis-Nr.1)Uhrzeit

von... bis

755, 237, L7 4, i07, 60, 115, 156, 41, 188, 51, lS2, !5?' 28' -234'-158, 1r2
208; 192; 3?, 

-68, 
190, 90, 149, 48, t?, lt7, 222, 236' 54' 76t' 233'.6?

?5, i89, '89, ieo, er, 2rs, 232, 187, 244, 103, 247, 5, 7t, 719' 7, 722' 14' 724' 183
14b,2,733,7?8,144,6,99, 140, 143, 91, 128' 278,227,136
ro, ioi,rro, 40;110,'166, 'i;zz,11a,13, 32, 1.16, 1?q, 1q5,-?05r 1-2q,134'142,225,e8,226'1e4' 57
89; 88,'61, a+, i, +, io, 1E4, 130, 135, 230, 7?1,243,86' 97,75?,77, r77
141, 165, 9, 105, 33, 182, 63, 64
?8, ?4, t9,181, 163, 1,50,21,720,246, 93, 158, 209
169, 22, 199,18, 106, 20, 164, 117, 15, 29, 48, 229
16, 220, 242, 44, 65, 23, 59, 228, 241, 207, 270

Uessm 1r+r1
Itheinland-Pf alz (1 58)

231- 246 2L4, 215, B, ?8, 204,240, 69, 139, 238, ?9, 245

100, 217, 2r2,725, 2O2
201, 184
200,203
108
224, r97
239

Eambüg (16)
Niedersachsen (23)

Bremen (59)
Schleswig-Eolstein (3)

§aarland (245)

Baden-Württemberg (184)

Nordrhein-\Yestf alen (108)

nuyern lZaO;

17. 9. 1961

2346_21oo

301_ 3r6

3r1- 346
3{6_ 400
401_ 416

18. 9. 196r
00r_ 016
010_ 030
031- 046
040- 100
101- 1r6
110- 130
181- 14 5

1{6- 200
201- 216
2t0- 2Bo

83, 85
50,72, ?1,88
47, 80, 193
81, 123, 104, 191, 216
95, 179, 30, 82,55,759, 45
8, 747, 24, ?0, 737, 755, 211, 198, 206, 87
ze, 1.26,1s6,180, 114, 109, 231, 38, 148, 49, 92, 96
42. I 13. 170. 2?, 721, 56, 702, 94, 727, 138, 175'
53', tgl, 227', 76, 772, 52, 35, 767, 235, 66, 34, 36, 173' 62, 168' 273' 162, 72' 25, 160

r) Ohne Wkr. 151 Cochem mit Nachwahl.



Verteilung der Abgeordnetensitze nach den vorläufigen Er-
gebnissen mitteilen.

Im Jahr 1961 war es ein vorläufiges Ergebnis besonderer Art,
weil im Wahlkreis I5I Cochem von Rheinland-Pfalz durch den
Tod des Wahlkreisbewerbers der SPD eine Nachwahl erforderlich
war. Es handelte sich um den ersten Fall einer solchen Nachwahl,
deren Ergebnisse daher mit besonderem Interesse erwartet worden
sind. Die zunächst befijrchtete starke Verminderung der Wahl-
beteiligung ist nicht eingetreten. Sie betrug B5,I 0/o gegenüber
89,601, im Jabr 1957. In bezug aul die Stimmabgabe haben sich
dieselben Tendenzen gezeigt wie im übrigen Wahlgebiet, nämlich
eine Erhöhung des Stimmenanteils der SPD, eine Verminderung
bei der CDU und eine stärkere Zunahme für die FDP. Besonders
wenig Stimmen haben die ftir die Sitzverteilung nicht in Frage
kommenden Parteien erhalten. Ihre Anhänger sind offenbar
entweder der Wahl ferngeblieben, oder haben es vorgezogen, ihre
Stimmen den im Bundestag vertretenen grrißeren Parteien zu
geben. Für die Bekanntgabe einer vorläufigen Sitzverteilung in
der Wahlnacht wurde die Stimmabgabe im Wahlkreis l5l ge-
schätzt (das Wahlergebnis 1957 eingesetzt). In der Ergebnis-
besprechung wird der Sonderfall nicht mehr erwähnt; dort
handelt es sich immer um Ergebnisse einschließlich des Er-
gebnisses der Nachwahl.

Über die Zeitlolge des Eingangs der Schnellmeldungen für die
übrigen 246Vahlkreise beim Bundeswahlleiter unterrichten
die Tabelle 7 und das Schaubild 1. Zuerst traf vom Landes-
wahlleiter Nordrhein-Westfalen das Ergebnis für den Wahl-
kreis 83 Kempen-Krefeld, schon um 21.48 Uhr, also knapp
4 Stunden nach Schließung der Wahllokale um 18.00 Uhr, ein
und nur 6 Minuten später auch das Ergebnis eines zweiten -Wahl-

kreises von Nordrhein-Westfalen (85 Geldern-Kleve), Genau
6 Stunden und 17 Minuten dauerte es, bis das letzte Wahlkreis-
ergebnis zur Verfügung stand, wobei es sich um das des Wahl-
kreises 239 Donauwörth in Bayern handelte. Als vorletztes
wurde das Ergebnis des Wahlkreises 197 Fürstenfeldbruck des
gleichen Landes nur 9 Minuten früher gemeldet. Immerhin stand
das Ergebnis des letzten Wahlkreises zur Zusammenstellung des
Bundesergebnisses und für die Berechnung der Sitzverteilung
etwa 2 Stunden früher zur Verfügung als bei der 3. Bundestags-
wahl, die nicht nur nach gleichen gesetzlichen Vorschriften durch-
geführt worden isto sondern auch in technischer Hinsicht für die
Wahlnacht etwa gleich organisiert war.

ANTEIL DER BIS ZU EINER BESTIT.II,ITEN UHRZEIT
BEIA,l BUNDESWAHTLEITER EINGEGANGENEN " SCHNETI.MELDUNGEN "
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Hessen konnte das Ergebnis seines letzten Wahlkreises schon
um l.3B Uhr bekanntgeben, wonach - wenigstens vom Büro des
Bundeswahlleiters aus gesehen - sein Landesergebnis als erstes

vorgelegen hat, Diese Reihenfolge der Länder ist in der dritten
Spalte der Tabelle 7 angegeben. Abgesehen davon, daß sich jedes
Wahlkreisergebnis im Durchschnitt aus mehr als 200 W-ahlbezirks-
ergebnissen zusammensetzt, und die Wahlbezirke verstreut liegen
können, ist bei Wertung der Uhrzeitangaben auch daran zu
clenken, daß die Landeswahlleiter zunächst eine überprüfung
vorgenommen haben und die Yerbindungen zum Bundeswahlleiter
für längere Zeit blockiert sein konnten, Insbesondere in der Zeit
zrvischen Mitternacht und I Uhr, während der mehr als ein Viertel
(65) aller Wahlkreisrneldungen eingegangen sind, dürfte die
Kapazität der Fernmeldeleitungen voll ausgeschöpft gewesen sein.

Die Schnellmeldungen der Landeswahlleiter wurden mit
Fernschreibern aufgenommen und auf Listen und Lochkarten
übertragen. Mittels Tabelliermaschinen wurden die Verhältnis-
zahlen berechnet und die Ergebnisse summiert. Die Verwendung
von Lochkarten und Tabelliermaschinen bot gleichzeitig die Mög-
lichkeit, bereits am Morgen nach der'Wahlnacht die Ergebnisse
für alle Wahlkreise mit Vergleichszahlen {ür l9S7 za veröflent-
lichen (Statistischer Bericht, Arb.-Nr. YIII/5/17). Außerdem sind
von Zeit nt Zeit Zwischenergebnisse aus den bereits vorliegenden
Wahlkreisergebnissen mit Vergleichszahlen für 195? erstellt und
bekanntgemacht worden.

Die Feststellung der endgültigen Wahlergebnisse ist Aufgabe
der Wahlausschüsse, In den §§ 73 bis ?5 B.WO 5? sind die Aufgaben
für die Kreiswahl- und Landeswahlausschüsse und den Bundes-
wahlausschuß im einzelnen bestimmt und gegeneinander ab-
gegtenzt, Im Gegensatz zu früher sind die Kreiswahl- und Landes-
wahlausschüsse seit 1953 berechtigt, bei Rechenfehlern Be-
richtigungen in den Feststellungen der Wahlvorstände und Kreis-
wahlausschüsse vorzunehmen und über die GüItigkeit der ab-
gegebenen Stimmen abweichend zu beschließen. Die Stimmzettel-
pakete können also dort geöffnet werden, was für die Sonder-
auszählungen von besonderer Bedeutung ist.

Die von den Wahlausschüssen festgestellten und von Kreis-
und Landeswahlleitern und dem Bundeswahlleiter nach § ?6 der
Bundeswahlordnung öffentlich bekanntgemachten Ergebnisse
sind nur insoweit endgültig, als der neue Bundestag auf Grund
dieser Ergebnisse zusammentritt. Wahlprüfungsverfahren, die
oft während der ganzen Wahlperiode laufen, stehen der End-
gültigkeit auch dieser Ergebnisse entgegen. Eine Wahlprüfung
wird nur auf Einspruch durchgeführt. Einsprüche können von
den Landeswahlleitern und dem Bundeswahlleiter in amtlicher
Eigenschaft und sonst von jedem \Yahlberechtigren eingelegt
werden. Erstere sind nach § ?B BWO dazu verpflichtet, zu prüfen,
ob die WahI nach den Vorschriften des Bundeswahlgesetzes und
der Bundeswahlordnung durchgeführt worden ist und ggf. Ein-
spruch einzulegen. Artikel 41 des Grundgesetzes macht die Vahl-
prüfung zur Sache des Bundestages. Das Wahlprüfungsgesetz
vom 12. März 196l (BGBI. I S. 166) enthältdas Nähere. Danach
bereitet der Wahlprüfungsausschuß die Entscheidung des Bundes-
tages vor. Gegen die Entscheidung des Bundestages ist Be-
schwerde an das Bundesverfassungsgericht zulässig,

Auch in den Wahlbezirkeno in denen die Wahlen nach Ge-
schlecht und Alter getrennt durchgeführt werden, erfolgt die
Feststellung und Weitermeldung des eigentlichen Wahlergebnisses
in der oben geschilderten Weise. Die Sonderauszählungen über
die Stimmabgabe der Männer und Frauen nach Altersgruppen
an Hand der in diesen Wahllokalen mit entsprechendem Unter-
scheidungsaufdruck verteilten Stimmzettel sind nachträglich
bei den Kreiswahlleitern oder Landeswahlleitern durchgeführt
worden. Ebenfalls später wurden die Zahlen der Wahlberechtigten
und Wähler der verschiedenen Bevölkerungsgruppen an Hand
der Wählerverzeichnisse im 'Wahlbezirk festgestellt. Für die
Zusammenstellung dieser Ergebnisse waren besondere Melde-
formulare vorgesehen. Im übrigen kann auf die Einführung zu
Heft 2 von Band 200 und auf Heft 3 dieser Reihe verwiesen
werden,

_14_
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II. Ergebnisee

A. Wahlberechtigte, Wähler unil Wahlbeteiligung

l. Wahlberechtigte unil Wähler

Die Zahl der Wahlberechtigten hat von Bundestagswahl zu

Bundestagswahl zugenommen: Von 1949 bis 1953 um 1,9 MiIl',
von 1953-bis 195? um 2,3 Mill. (darunter 660000 Wahlberechtigte
durch die Rrickgliederung des Saarlandes) und von 1957 bis 196I
um 2,0 MilI. B;i Vernachlässigung der Zturra}rme der Zahl der
Wahlberechtigten durch die Rückgliederung des Saarlandes war
sie von I95? auf 1961 am größten. Sie verteilt sic.h auf 970000

Männer uncl 10?0000 Frauen. Während der 3' Wahlperiode sind
zwar 2150000 Wahlberechtigte gestorben, diese Verminderung
der Zahl der Wahlberechtigten ist jedoch bei weitem wettgemacht
worden durch das Nachrücken der starken Geburtsjahrgänge
aus der Zeit gegen Ende der 30er Jahre ins wahlfähige Alter'

Dazu kommt der Zuwanderungsüberschuß von Personen im
wahlfähigen Alter von rund ?20000, der vor allem auf der Auf'
,ah-e v-o, Sowjetzonenflüchtlingen beruht. Somit steht einem
Abgang von 215-0000 Wahlberechtigten ein Zuga:rg von 4190000
g"gärü"b"r. Weiteres Zahlenmaterial zur Veränderung der Zahl
ä"i Wuhlb"r""htigten von 1949 bis 1961 enthäIt die Tabelle B'

Die Gesamtzahl der Wähler hat diesmal etwas schwächer zu-

genommen als die Zahl der Wahlberechtigten' Bei der 4' Bundes-
iagswahl machten 32,8 Millionen Wahlberechtigte von ihrem
Stlmmrecht Gebrauch, 1957 wählten 31,1 Millionen' Die unter-
schiedliche Zunahme der Wahlberechtigten einerseits (+5,8'/r)
und der 'Wähler andererseits (+ 5,?o/o) drückt sich auch in der

Wahlbeteiligung aus' die sich von B7,B auf B?,70/o leicht ver-
minderte.

Über die altersmäßige Zusamrnensetzung der wahlberechtigten
Männer und Frauen und der männlichen und weiblichen Wähler
sowie ihre Wahlbeteiligung I95? und 1961 auf der Grundlage
der repräsentativen Wahlstatistik unterrichten die Tabellen 9

bis 11. Wie schon 195?, waren danach mit Ausnahme der geburten'
schwachen Jahrgänge aus dem Ersten Weltkrieg alle Jahrgänge
stärker besetzt alt bei der vorangegangenen Wahl' An der Spitze
stehen die sogenannten »Jugendlichen Erstwähler«' Rund 3,5 Mil'
lionen konnten durch Erreichen des wahlfähigen Alters 1961 zum
erstenmal an einer Bundestagswahl teilnehmen' Rei der voran'
gegangenen Bundestagswahl wurden nur 2,9 Millionen Wähler
äiJ.".-Alt"rrgruppe gezählt. Damals handelte es sich um An'
gehörige d". ,o- T"il noch geburtenschwachen Jahrgänge I933
ü1. tS5O. Bis 1961 waren dagegen - wie schon erwähnt - die

durchweg geburtenstarken Jahrgänge I93? bis 1940 in das wahl-
fähige Alter vorgerückt.

Neben den Wahlberechtigten dieser Jahrgänge hat sich beson-

ders die Zdhl d* älteren 'W'ahlberechtigten erheblich vergrößert'
Wie aus der TabeIIe 9 zu erkennen ist, wird sich.in Zukunft diese

Tendenz fortsetzen, weil die Geburtsjahrgänge aus der Zeit vor
dem Ersten Weltkrieg sehr stark besetzt sind' Für die jüngeren

ist dagegen ein Rilckgang zu envarten, da die Geburtsjahrgänge
I94f Üis"1944, die 1965, und die Geburtsjahrgänge 1945 bis 1948,

ilie 1969 wahlberechtigt sein werden, nicht mehr so stark sind'

9, Veränderung der Zahl der Wahlberechtigten
nach-Geschlechtund Alter (R)

\\'ahlbercchtigter)

7957 1961

Zu- (+) bzw. Ab-
nahme (-)
1961 gegen 1957

1) Ohne die nicht in den \4'tihlerverzeichnissen eingetragenen
2) iotatzäN: 37 441000.

Yon den 'Wahlberechtigten insgesamt waren 17,0 Millionen
Männer und 20,4 Millionen Frauen. Die Frauen konnten durch
ihr starkes Übergewicht die politische Willensbildung über die
Wahl der Bundestagsabgeordneten demnach stärker beeinflussen
als die Männer. Mehr Frauen als Männer gab es unter den Wahl'
berechtigten allerdings erst von den Altersgruppen der über
30jährigen an, da sich erst von diesem Alter ab die Verluste in
deo beiclen Weltkriegen und die hdhere Sterblichkeit der Männer
auswirken. Die Gesamtzunahme der Wahlberechtigten seit 1957

verteilt sich fast gleichmäßig auf Männer und Frauen.

Inf olge der unterschiedlichen Wahlbeteiligung nach Geschlecht
und Alter, über die noch gesprochen wird, weicht die entsprechende
Gliederung der Wähler von der der Wahlberechtigten ab' Die
Unterschiede in der Wahlbeteiligung waren allerdings weder 1957

noch 196I groß genug, um das bei der Betrachtung der Wahl-

WahlLere(htigten,

B. Veränderung der Zahl der Wahlberechtigten

duch die EDtDazifizierungsbestimmungen erst 1953 wahlberechtigt wurden.
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Ä1ter Yon
etwa...bis

utrter... Jahren
Änzahl

Zusammen

Zusammen

Insgesamt

+ 5,9

21,6
6,3
0,2
6,6
6,9

11

7,0
8,5

1\Ienner

920
4l?
647
394
320
533

001

Irauen
703 900
843 300
748 200
607 200
146 400
09? 700
240 900 +

20 387 600

I\[änner und Frauen
3 471 400
3 763 900
? 165 400
6 254 800
? 541 300
5 41? 800
3 7?4 600

305 300
97 000

477 900
325 400
23 100

320 300
43 700

900

900
600
000
300
900
600
700

046 400

608 200
205 500
468 900
581 600
292 000
652 900
342 400

500
700
200
600
900
100
700

600

+
+
+
+
+

+I
+
+
+
+

+
+
+
+
+
+

1 462 200
1 823 ?00
2 939 300
2 973 000
3 3?1 800
1 999 800
1 490 000

16 059 700

1 401 000
| 734 700
3 757 200
3 863 500
3 8?? 500
2'.165 lO0
I 942 200

19 341 200

2 863 200
3 558 400
6 696 500
6 836 400
? 249 300
4 764 900
3 432 200

1
L

2
3

1

?

1
1

4

2

+
+

+
1
+
+

+1

+
!

+
+
+

94L

302
108

I
256
268
3'22
298

1

5,4

Bunrlestagswahl Wahlberechtigie

Yeränderung seit der Yorängegangenen lYahl

und zwar durch

insgesamt Rückgliederung
des SaarlandesTod von

Wahlberechtigten Jungwähler Wanderung

+ 1 920 0001
+ 2 280 000

-1
-2

zro ooo
000 000

+ 2 800 000
+ 2 860 000

+ räooo
+ 760 000 + ooo ooo

+ 2 040 000

+ 970 000
+ 1 0?o 0oo

- 2 150 000 + 3 4?0 000

+ 1 ?70 000
+ 1 ?00 000

+ ?20 000

+ 300 000
+ 420 000

I
1

100 000
050 000

1949 ..
1953 . .
t957 ..
Männer
Brauen
1961 . .

trIänner
Xtauen

31 200 000
33 120 000
35 400 000

16 060 000
19 340 000

37 440 000

17 030 000
20 410 000

1) Einschl. etwa 100000Personen, dre

25-30.....
30-40.....
40-50.....
50-60.....
60-70. . . .

70 ud mehr
+389

I

+
+
+
+

+ 1 988 300JO 400 5,6



Älter von
etwa... bis

unter ... Jahren

trIänner Frauen Männer unal Frauetr Männer X'rauen

46
51

97
93
?2
92
62
40

L5
50

95
t02
98

172
82
56

91
101

192
195
1?0
203
744
96

4l
50

91
96
75
96
65
40

4t
48

89
103
100
tl4

82
49

Insgesamt

27-25
25-80

455 545 1 000 463

Yon 1 000

Wählernr)
waren nebenstehenden Älters

l\{änner und Frauen

83

Wahlberechtigtenr)

1 000

180
199
t?6
210
L47

88

10. Änteil der Männer und Frauen an den Vahlberechtigten und Wählern 196I nach Altersgruppen (R)
a) Altersgliederung der'Wahlberechtigten ud Wribler

1) Ohne die Personen mit'WaHschein.

b) Gliederung der 'W'ahlberschtigten und 'W'ähler nach Geschlecht

r) Ohne dio Porsonen mit'Wahlschein.

berechtigten gewonnene Bild wesentlich zu ändern, Yon 1000 Wahl-
berechtigten bei der letzten Bundestagswahl waren 54S, von
1000 Wählern 537 Frauen. Ahnlich gering sind die Unterschiede
in den einzelnen Altersgruppen (Tabelle I0).

Unter den Wahlberechtigten sind folgende Gruppen zu unter-
scheiden:

35 244366 (: 94,1 0/o) Wahlberechtigte laut wählerverzeich-
nis ohne Sperrvermerk »W« für aus-
gegebene Wahlscheine

2 180635 (: 5,Bo/o)'Wahlberechtigte laut Wählerverzeich-
nis mit Sperrvermerk »V« für aus"
gegebene Wahlscheine

15714 (: 0,00/o) Wahlberechtigte mit Wahlschein ge-
, mäß BWO § 22 Abs.2.
Bei der zuletzt erwähnten Gruppe handelt es sich um personen,

die aus einem von ihnen nicht zu vertretenden Grund nicht in die
Wählerverzeichnisse aufgenommen waren.

Bei der 4, Bundestagswahl haben rd. 2,2 Millionen Wahl-
berechtigte einen Wahlschein erhalten. In Tabelle lI sind die
Wahlberechtigten und Wähler mit und ohne Wahlschein 195?
und 196l nach Ländern ausgewiesen. Da in der Regel bei dem
Vermerk über die Ausgabe der Wahlscheine in den Wahler-
verzeichnissen nicht nach einfachen und Briefwahlscheinen unter_
schieden wird, kann die Zahl der Wahlberechtigren, die Unter-
lagen für die Briefwahl erhalten haben, nicht genau festgestellt
werden. Sie wird auf etwas über 2 Millionen, die der Wahl_
berechtigten mit einfachem Wahlschein auf knapp 200000 ge-
schätzt.

Infolge der Bequemlichkeit für den'Wähler und des gestiegenen
Reiseverkehrs spielte die Wahlscheinwahl eiue größere Rolle als
früher. Im Verlgeich zu der Bundestagswahl l9S3 hat sich die
Zabl d.et Wahlscheininhaber genau verdoppelt. Nur l,l Millionen
Wahlscheine wurden 1953 ausgegeben, mit denen zwar ohne
irgendwelche Bindung an den Heimatwahlkreis, aber doch per-
sönlich vor einem Wahlvorstand im Wahlgebiet und immer inner-

ll. wahlberechtigte nach Geschleeht und Alter ohne und mit wahrschein (R)

Älter yon
etwa... bis

unter ... Jahren

Yon 1 000
'Wählern

nebemtehenden Älters waren
Männer Frauen Männer n'rauen

1961

603
508

506
476
422
i151
430
416

1957

509
510

610
43?

466
423
445

1961

457
492

494
524
5?8
549
5?0
584

195?

491
490

490
563
567
534
5??
555

1961

499
511

481
428
458
442
451

7957

611
574

513
443
439
4?4
438
485

1961

501
489

519
5?2
542
558
549

7957

489
486

48?
557
561
526
562
515

Insgesamt

2t-25
25-30

455 454 545 546 463 464 53? 536

Alter yon
etwa...bis

unter ... Jahren
Jalu

Wahlberechtigte

zusammen ohne

Anzahl

1lIänner

davon

\Yahlschein
mit

X'rauen

Anzahl

zusammen

I o,

Männer und Frauen
davon

ohne
'W'aNschein

lns-
gesamt mit

Änzahl
21-25........
25-30 ....... .

30-40........
40-50 ......
50-60 ........
60-70 ........
70 unil mehr . . .

Insgesamt . . .

195?
I 961
7957
1961
7957
1961
795?
1961
1957
1961
1957
1961
795?
1961

1 378 100
1 610 200
1 ?30 100
1 810 100
2 804 700
3 276 000
2 838 300
2 529 900
3 215 600
3 225 400
1 891 800
2 77? 500
1 376 500
1 409 800

84 100
157 300
93 600

110 600
134 600
141 200
134 ?00
717 700
156 200
169 500
108 000
t42 500
113 400
123 900

t 462 200
1 767 500
1 823 ?00
1 920 ?00
2 939 300
3 41? 200
2 973 000
2 64? 600
3 371 800
3 394 900
1 999 800
2 320 100
1 490 000
1 533 ?00

5,8
8,9
5,1
5,8
4,6
4,1
4,5
4,4
4,6
6,0
5,4
o,t
7,6
8,1

I 327 400
1 592 100
1 660 000
1 ?50 400
3 613 100
3 603 300
3 ?t5 200
3 460 000
3 691 900
3 932 200
2 582 600
2 890 000
1 713 400
1 9?7 500

1 401 000
1 703 900
1 ?34 ?00
1 843 300
3 ?5? 200
B ?48 200
3 863 500
3 607 200
3 87? 500
4746 400
2 765 100
3 097 700
1 942 200
2 240 900

?3 600
111 800

14 ?00
92 800

744 700
144 900
148 300
147 300
185 500
214 200
182 500
20?'t00
228 800
263 400

6,6
4,3
5,0
3,8
3,9
3,8
4,1
4,8

6,6
6,7

11,8
11,8

2 863 200
3 4?l 400
3 558 400
3 763 900
6 696 500
? L65 400
6 836 400
6 254 800
? 249 300
7 541 300
4 ?64 900
5 41? 800
B 432 200
B ??4 600

2 ?05 500
3 202 200
3 390 100
3 560 500
6 417 800
3 879 300
6 553 400
5 989 900
6 90? 500
? 157 600
4 4?4 400
5 067 500
3 089 900
3 387 300

75? ?00
269 100
168 300
203 400
2?8 700
286 100
283 000
264 900
341 800
383 ?00
290 500
350 300
342 200
387 300

5,5
7,8
4,7
5,4
4,2
4,0
4,1
4,2

5,1
6,1
6,5

10. 0

195?
1961

16 059 700
17 001 600

15 235 000
16 038 900

424 ?00
962 800

5,1
5,7

18 303 600
19 205 500

19 341 200
20 387 600

1
1

037 600
182 100

5,4
5,8

35 400 900
3? 389 200

33 538 600
35 244 400

1 862 300
2 144 800 5,7

_t6_

Wahlberechtigtenr)

davon

Wahlschein

ohne mit



halb der Wahlzeit gewählt werden mußte. Nach der Neuregelung
ist die Beschränkung auf persönliche Stimmabgabe während der
Wahlzeit und im Vahlgebiet für den Briefwähler entfallen'

Yon 195? au{ 196I hat die Zahl der 'Wahlscheininhaber nur
um 2?9438 und ihr Anteil an allen Wahlberechtigten von 5,4 auf
5,90/o zugenommen'

Die Gliederung der Wahlberechtigten mit Wahlschein nach
Geschlecht und A1ter nach den Ergebnissen der repräsentativen
Wahlstatistik in der Tabelle lL zeigt, daß bis zum 50' Lebensjahr
Wahlscheine häufiger von den Männern, danach häufiger von den
Frauen in Anspruch genommen werden. Die größten Unterschiede
zwischen diesen Anteilen bei Männern und Frauen zeigen sich bei
den jüngsten und ältesten. Die Ursache dafür, daß sich von I 000

tiber ZOjahrlgen Männern nur 81, von I 000 Frauen dieses Alters
aber 1Iil eines Wahlscheines bedienten, ist wohl die größere Zahl
von Frauen sehr hohen Alters, z. B. über B0 Jahre, innerhalb der
Gruppe der über ?Ojährigen' Bei den Erstwählern dürfte es sich
,- Soldut"r, handeln, die den Unterschied zwischen männlichen
und weiblichen Wahlscheinwählern hauptsächlich begründen'
Offenbar haben die Soldaten den Vorteil der Briefwahl erst 1961

voll genutzt. Dazu kommt, daß inzwischen die Bundeswehr ver-
stärkt wurde. In der Altersgruppe der Erstwähler hat sich der
Anteil der Wahlscheinwähler im Vergleich zur vorangegangenen
Wahl am stärksten vergrößert' Fast B 0/6 der Erstwähler haben
1961 einen Wahlschein erhalten' Im übrigen wurden im Gegensatz
za 1957 bei der letzten Wahl im ganzen gesehen von den Männern
und Frauen gleichmäßiger Wahlscheine beantragt.

Mit einfachem Wahlschein, d' h' persönlich in einem beliebigen
Wahllokal des Heimatwahlkreises, haben nur 168 000 Wahlbe-
rechtigte gewählt. Bei den Briefwahlvorständen der Wahlkreise
sind v"on iLn über 2 Millionen ausgegebenen 

-Wahlbriefen 1,9 trIil-
lionen ordnungsgemäß eingegangen. Außerdem wurden
?0 000 Wahlbriefe gezählt, die entweder verspätet eingegangen
sind oder wegen Formmängel zurückgewiesen werden mußten'

Mit 10000 ist die Zahl tler Wahlbriefeo die verspätet eingegangen
sind, etwa ebenso hoch wie 195?' Da damals weniger Briefwahl'
unterlagen ausgegeben wurden, hat sich der Anteil der verspäteten
Wahlbriefe verringert. Dieser Erfolg dürfte in der Hauptsache den
Sondermaßnahmen der Bundespost zur Abfertigung der Wahl'
briefe zuzuschreiben sein. Daneben können die allgemeinen Vor-
kehrungen eine Rolle gespielt haben, die die Wahlorgane nach den
Erfahrungen 1957 zw ausführlicheren Unterrichtung der Wähler'
schaft über die Briefwahl getroffen haben. Wenn trotzdem wieder
verhältnismäßig viele Wahlbriefe verspätet eingegangen sind, so

vermutlich deshalb, weil die unver?indert gebliebenen wahlgesetz'
Iichen Termine sich in der Praxis o{t als zu kurzfristig erwiesen
haben. Da mit dem Ausdruck der Stimmzettel erst nach end-
gültiger Zulassung der Kreiswahl' und Landeslistenvorschläge
ü"gorr"r, werden kann (31. August 196.1), stehen für den postali-
schen Hin- und Rückweg auch nach Übersee bestenfalls immer
nur 14 Tage zur Verfügung. In manchen Fällen wird so der Wahl-
brief auch dann nicht mehr termingerecht eingelaufen sein, wenn
sowohl die zuständige Gemeinde die Briefwahlunterlagen unver-
züglich au den Wahlberechtigten als auch dieser den Wahlbrief
poltwendend an seinen Wahlkreis abgesandt haben' Die Novelle
-zum 

Bundeswahlgesetz vom 14. Februar 1964 (BGBI' I S' 61) hat
die Fristen um eine Woche verlängert.

Die Zahl der aus lormalen Gründen zurückgewiesenen rd'
60000 Wahlbriefe ist auch absolut um fast die HäIfte kleiner ge-

worden. Bei der letzten Bundestagswahl war nur jeder 30' recht-
zeitig eingegangene Wahlbrief wegen eines Formmangels zurück'
,o*"ir"o, 195? dagegen jeder 15. Es scheint, daß die vorgenannten
Maßnahmen, in ieren Rahmen vom Bundeswahlleiter allein
100000 Meikblatter für die Briefwahl zur Verfügung gestellt
worden sind, hier einen besseren Erfolg hatten'

Wiril die Zahl der 1961 zurückgewiesenen'Wahlbriefe nach den
in § ?2 Abs.2 der Bundeswahlordnung unterschiedenen 4 Form'
fehiern aufgegliedert, fehlte bei 92 0/o von ihnen der Wahlschein

12. Wahlberechtigte, Wähler und Wahlbeteiligung nach Ländern

Bayern Saarlantl
Bundes-

gebiet
ohne

Berlitr
Ilessen ?lalz

Baden-
\Yurttem-

berg
Nordrhein-
Westfalen

Nieder-
sachsen

Bremen\YaN Schleswig-
Ilolstein EambugGegcnstand

d.er Nächweisung

565 531 29 311 394
595 045 30 ?90 239

589 5?8 31 0?2 894
626817 32849 624

+
rJ

89,0
87,4

97,2
93,5

89,3
8t ,f

f

87,5
8f,4

91,9
3,8

87,8
87,7

0,1
9,2

4,8
5,4
5,9

+
20,0

81,5

5,8

5,7
6,3

659 971
?t4 572

19 595
2S t22

537 094
891 604

E7,3
91,9

224 406
16? 781

91,7
4 452
2 650

33 484 012
35 244 366
1 916 911
2 196 349

635 224.
680 521

24 ?47
33 991

35 400 923
37 440 7t5

2L 047
3L',?72

4,1
5,1

1 761 500
2 059 385

+
+

;

5,5
6,0

,9
54,3

86,o
90,4

84,5
87,7

91,4
93,8

87 tf
87,2

0,5
6,1

5 1?1 539
5 357 082

298 808

5,5
6,3

5 470 34?
5 7L4 545

+ 4,6
+ 1?,8

4 097 5'.15
4 4t9 7L8

256 958
322 997

191 5?1
234 000

41 850
34 466

35 233
32 896

87,5
86,E

84,0
84,3

90,8
93,1

84,4
84,8

+ 0,4
+ L4,2

4 607 947
4 925 099

249 868
286 ?84

5,1
5,5

4 857 815
5 211 883

-f t,o
+ 28,5

5 973 527
6 170 693

326 972
381 035

5,8
6 240 499
6 551 728

+ 5,0+ 9,5

3 8?0 ?71
4 152 852

228 AO4
266 896

2 123 562
2 211 686

113 461
136 422

2 237 023
2 348 108

+ 5,0
+ 23,5

870 660
943 096
105 565
126 831

I 976 225
2 099 927

9t 174
118 r88

14 391
8 643

+
+

;

5,1
5,8

5,3
6,1

86,4
93,2

4,7
36,7

88,1
87,9

93,0
93,0

E8,3
8E,2

0,1
8,6

444 608
482 147
22 642
25 619

4,8
5,0

467 250
50? 760

+ 8,7

392 572

2t 926
24 699

414 498
44? 936

+ 8,1
+ 44,0

21 331
23 605
97,3
95,6

595
1 094

88,3
87,8

96,8
96,4

E8,f
88,2

0,5
6,3;

796
384
610

+
+

+ 6,5
+ 27,7

+
+

5,8
347

+
+

5,4
5,9

6,1
6,7

5,6
16,8

88,7
88,9

94,5
e3p

89,1
89,2

0,1
11,9

3 039 806
010 3 195 959

I 158 928
I 799 429

199 326
274 1?5 050

11
3 214 856
3 395 285

8 603 075
I 139 374

555 853
660 055

+ 7,0
+ 41,8

482 508
6L7 2?9

86,8
93,5
73 345
42 7?6

148 233
1?1 856

89,6
91,8
17 160
15 355

87 ,8
88,0

91,1
94,1

88,0
88,4

+ 0,4
+ 8,8

2 697 699
2 841 030

165 393
187 211

5,8
6,2

2 863 092
3 028 24r

70t 7ß5
5,9
6,3

40? 006
085 7?5

L 250 ?3?
1 290 604

77 920
95 807

I 32A 65?
1 386 411

+ 4,3
+ 21,5

I 110 6?0
1 136 371

74 508
91 416

1 185 1?8
L 227 ?8?

?3 800
90 810
99,0
99,3

708
606

88,8
88,0

95,6
95,4

89,2
88,6

0,6
7,4;

5,9
6,9

3,6

6,3
7,4

+
+

4 204 620
L 372 28b

234 265
240 827

5,2
4 438 885
4 613 L72

+ 3,9
+ 4,2

3 735 599
3 858 911

214 649
224 579

3 950 248
4 083 490

+ 3,4
+ 18,7

t86 242
200 b26

28 407
24 053

68,8
88p

91,6
93,3

89,0
E8,5

0,5
10,8

5,4
5,5

86,8
89,3

795'.7
1961
195?
1961
L95?
1961
1957
1961

195?
1961
1957
1961
1957
1961
195?
1961

195?
1961
195?
1961
1957
1961

l9b7
1961

1957
1961

1957
1961

L 4B? 249
1 531 368

81?12
94 713
5,3
5,8

1 548 061
1 626 141

r 293 2?8
t 343 24L

?3 94?
88 463

5,4
6,2

1 367 225
| 43I ?04

65 682
83 22t
88,8
94,1

1 5,0
6,1

;

0,1
+
+

88,1
87 ,7

90,5
93,3

88,3
88,0

0,3
5'3

8 265
5 212

4,7

'!I'ahlberechüigtc
ohne \\'ahlschein

in o/o der \YahlberechtigteD

Verd,nderung
gegenuber 1957
gegenüber 1949

Wäh1er
ohne lvahlschein

in o/o tler lvähler

Insgesamt . . .

Yeränderutrg
gegenüber 1957 .... . . .

gegenliber1949 ........
Von den Wehlscheinwählern

waren
Briefwähler

in o/o der ll'ahlscheil-
wähler . .

Wd,hler mit einlachem
Wahlschein

\Yahlbeteiligung
der Wahler ohne Wahlschein
(in o/o der wahlberechtigten

ohneWehlschein).... .

der Wähler mit 'Wahlscheln
(iD o/o der weNberechtigen
mit WaNschein)
aller Wähler
(in o/o der Wahlberechtigten)

Yeränderungen
gegenuber 1957 . '. . . .. .. .

gegetrüber 1949 . .

mit WaNschcin

Insgesamt

mit 'Wahlschein

-17 -



überhaupt, oder aber er war nicht unterscbrieben. Weitere 6 0/o

wurden zurückgewiesen, weil der Stimmzettel nicht in einem amt-
lichen Wahlumschlag steckte oder dieser sonst nicht in Ordnung
war, und I0/0, weil weder der W'ahlbrief noch der Wahlumschlag
verschlossen gewesen ist. Der Rest war nicht im Wahlschein-
verzeichnis eingetragen, das dem Briefwahlvorstand vorlag. Auf
diese Weise haben I961 über 900 Wahlberechtigte ihr Wahlrecht,
das ihnen mit Aushändigung des Wahlscheines bestätigt worden
war, nicht ausüben können. Vermutlich haben die Gemeinde-
behörden nicht immer die Namen vom Wählerverzeichnis in das
Wahlscheinverzeich.is übernommen.

Im Bundesgebiet machten von I00 Wahlberechtigten 5 bis ?
von der Briefwahl Gebrauch. Weniger als 5 0/6 Briefwähler wurden
nur im Saarland und in Niedersachsen gezählt. Einen Anteil von
über 6 0/o hatten die Länder Nordrhein-Vestfalen und Hamburg.
Hamburg hatte schon 1957 die relativ meisten Briefwähler. Im
Yergleich zur vorangegangenen Wahl sind ZahI und Anteil sowohl
der Wahlberechtigten mit Wahlschein als auch der Briefwähler in
allen Ländern größer geworden. Es hat sich überall auch das Yer-
hältnis von Briefwählern und Wählern mit einfachem Wahlschein
zugunsten der Briefwähler verdndert. Nur in Bremen ist der An-
teil der Briefwähler an allen Wahlscheinwählern gegenüber 195?
kleiner geworden, obwohl auch dort mehr Wahlberechtigte einen
Wahlschcin erhalten, mit Wahlschein überhaupt und auch brief-
lich gewählt haben (Tabelle 12).

Wie 195? richtet sich auch 1961 der Anteil der Briefwähler in
den einzelnen Wahlkreisen nach ihrem städtischen oder ländlichen
Charakter. Die meisten Briefwähler haben die Großstädte.

13, Vahlkreise mit dem größten und dem kleinsten Anteil
an Briefwählern 196I

\Yahlkreis
Anteil

der
Brief-

wähler
in o/o

'W'ahlkreis

Name,r. 
I

Änteil
dor

Brief-
§dhler
io o/oNr. Name

69
200

6?
14r

91
78

202
16

742
203

Bonn-Stadt und -Land
trIunchen-Nord ......
Köln II .
tr'rankfurt/M. II .....
Essen III
Dusseldorf I
nlunchen-Sud .....,
Hamburg II . .

Frankfut/II. III
trIunchen-\Yest.
Delmenhorst-

Wesermarsch

to,7
10,4
10,3
9,6
9,4
9,.1
9,2

9,0
9,0

45

34

193

173
24

216

Diepholz-Melle-\Yittlage
0uxhaven-Iladeln-

Wesermunde . . .
Verden-Rotenbug-

Osterholz ......
Stado-Bremervörde
Balingen ........
Iraliingbostel-IIoya
Crailsheim.......
Leer.,.....,,...
Cham ...........

3,6

3,8
3,8

Im großen und ganzen kehren in der Tabelle 13 die gleichen
Städte wieder, in denen auch 1957 die höchsten Anteile für die
Briefwähler festgestellt worden sind. Jedoch fehlen in der Reihe
der l0 Wahlkreise mit dem größten Aateil von Briefwählern 195?
die Wahlkreise 163 Stuttgart I und 56 Göttingen-Münden. An ihre
Stelle sind 1961 die Wahlkreise 91 Essen III und 203 München-
West getreten. Die Spitzenstellung von Bonn ldßt sich mit der
Ausgabe von'Wahlbriefen an die Angehörigen der deutschen Ver-
tretungen im Ausland erklären, die als einzige auch dann wahlbe-
rechtigt sind, wenn sie keinen ständigen Wohnsitz im Bundes-
gebiet haben. Jedoch waren 1961 über 10 0/o der Wähler auch eines
Münchener und eines Kölner Wahlkreises Briefwähler. Die Wahl-
kreise ländlichen Charakters mit dem geringsten Anteil von Brief-
wählern haben fast alle gewechselt. W'ährend es sich 195T hier um
4 Wahlkreise des Saarlandes handelte, das damals zum ersten Mal
an einer Bundestagswahl teilnahm, und 5 in Baden-'Württemberg
oder Bayern lagen, gehörten 1961 von den 10 Wahlkreisen mit den
wenigsten Briefwählern ? zu Niedersachsen.

2. Wahlbeteiligung

Unter Wahlbeteiligung ist das Verhältnis der Zahl der Wähler
zir Zahl der Wahlberechtigten zu verstehen. Sie läßt sich nur für
die Teile des Wahlgebietes genau berechnen, {ür die auch genaue
Zahlen für die Wahlberechtigten und Wähler zur Verfügung
stehen. Diese Zahlen sind für die Wahlkreise erst seit der Einfüh-
rung der Briefwahl 1957 bekannt, welche die örtliche Ausübung

des Wahlrechts auf den Heimatwahlkreis beschränkt. Im Jahr 1949
konnte mit Wahlschein im Heimatland und 1953 sogar in jedem
Wahllokal des ganzen Bundesgebietes (ausschließlich Berlin-West)
gewählt werden. In Anlehnung an die Praxis der Reichswahl-
statistik ist 1953 auch die Wahlbeteiligung für das Bundesgebiet
und 1949 die Wahlbeteiligung für das Bundesgebiet und die Länder
auf der Basis einer konstruierten Zahl der Wahlberechtigten be-
rechnet worden, um methodisch nicht von den Ergebnissen für
andere Teile des Bundesgebietes, insbesondere die Wahlkreise, ab-
weichen zu müssen. Als wahlberechtigt wurden dabei die im
Wählerverzeichnis eingetragenen Personen abzüglich derjenigen
angesehen, die einen Wahlschein erhalten hatten (und deren
Wahlrecht ruhte), zttziglich aller Wahlscheinwähler. Auf diese
Weise wurde vermieden, daß sich eine mehr als 1000/oige Wahl-
beteiligung errechnete, was z. B. leicht für Orte möglich war, in
denen die Zahl der eingenommenen Wahlscheine die der ausge-
gebenen erheblich überstieg. Da auf der anderen Seite die Zatrl d,er
eingenommenen Wahlscheine gleich der Zahl der Wähler mit
Wahlschein ist, ging die Wahlbeterligung der Wahlscheininhaber
mit I00 0/o in die Berechnung ein. Hierin liegt der Nachteil des
Ver{ahrens, der nach wie vor in Kauf genommen werden muß,
wenn die Wahlbeteiligung für kleinere oder größere 'Wahlgebiete,
die nicht aus ganzen Wahlkreisen bestehen, berechnet werden soll
Eine genaue W'ahlbeteiligung läßt sich fürr solche Gebiete nur be-
rechnen, wenn besondere Vorkehrungen getroflen sind, die Wähler
mit Wahlschein, die in jedem beliebigen 'W'ahllokal des Wahl-
kreises oder brieflich beim Kreiswahlleiter wählen können, nach-
träglich den Wahlbezirken, Gemeinden oder Yerwaltungskreisen
zuzuordneno in deren Wählerverzeichnisse sie eingetragen sind.

Die Wahlbeteiligung in den Regierungsbezirken, kreisfreien
Städten und Landkreisen ist in Heft 2 dieser Reihe ausgewiesen.
Nachstehend wird nur die Wahlbeteiligung im Bundesgebiet, in
den Ländern und in den Wahlkreisen bei den beiden letztenWahlen
und darüber hinaus für das Bundesgebiet auch nach Gemeinde-
größenklassen und Bevölkerungsgruppen behandelt.

Mit B?,70/o (1957: 87,80/0) war die Wahlbeteiligung auch bei
der 4. Bundestagswahl recht hoch. In ihr drückt sich das große
staatsbürgerliche Interesse am Ausgang der W'ahI aus. Das wird
besonders deutlich, wenn man das Ergebnis mit anderen politi-
schen Wahlen der Gegenwart und der Vergangenheit vergieicht.
Bei den letzten Landtagswahlen betrug die durchschnittliche
Wahlbeteiligung nur ?5 0/6. Auch bei den Reichstagswahlen vor
1933 war die Wahlbeteiligung immer geringer als bei den Bundes-
tagswahlen. Sie bewegte sich damals zwischen 75,6oloimJahr l92B
(niedrigster 'Wert) und 840/o im Jahr 1932 (höchster 'Wert).

Die Unterschiede der Wahlbeteiligung in den Ländern
(Tabelle 12) waren niemals sehr groß und haben sich von Wahl zu'Wahl verringert. Am größten war die 'Wahlbeteiligung in Hessen
(B9,2oli, am kleinsten in Baden-Würrtemberg (84,80/0), obwohl
sie hier zwischen 1957 und 1961, wie schon von I9S3 auf 195?,
wieder gestiegen ist. Außerdem hat die Wahlbeteiligung gegenüber
1957 in Nordrhein-Westfalen und Hessen zugenommen,

In den einzelnen'Wahlkreisen bewegte sich die Wahlbeteiligung
196I zwischen 93,50/o im Wahlkreis 3l Yechta-Cloppenburg und
78,5 oio im Wahlkreis 200 München-Nord. Die Wahlbeteiligung
nach Wahlkreisen bei den Bundestagswahlen 1957 und 1961 ist in
Tabelle 14 und Schaubild 2 nachgewiesen. In der Tabelle sind für
jede WahI die drei niedrigsten und die drei hochsten Ziffern be-
sonders gekennzeichnet. Bei einem Vergleich der Wahlbeteiligung
in den Wahlkreisen bei früheren Wahlen, die in vorangegangenen
wahlstatistischen Veröffentlichungen zu finden ist, zeigt sich, daß
das Interesse der Bevölkerung am demokratischen Leben von 1949
bis 1961 in weit stärkerem Maße gewachsen ist, als es sich bei
Beobachtung lediglich der Landes- und Bundesergebnisse erkennen
läßt. Bemerkenswert ist, daß z. B. im Wahlkreis I91 mit der ge-
ringen Wahlbeteiligung von ?9,5 0/6 bei der 4. Bundestagswahl im
Jahre 1949 noch nicht einmal die Hälfte dqr Wahlberechtigten zur
Wahl gegangen ist (49,40/r). Bei der l.'Bundestagswahl wurde
noch in 117 Wahlkreisen, 196l aber nur noch in 4 Wahlkreisen
k'eine Wahlbeteiligung von B0 0/6 erreicht. Weiterhin wurden bei
der 4. Bundestagswahl 65 Wahlkreise gez'dh7t, in denen mehr als
90 0/6 der Wahlberechtigten gewählt haben, ein Prozentsatz, der
1949 in keinem Wahlkreis vorkam. Es besteht kein Zweifel, daß
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14. Wahlbeteiligung in den Wahlkreisen
Wtibler auf I00 Wahlberechtigte

höchste -l niedrigste.Wahlbeteiligung

'Wkr.
r.957Nr. 19611S611961

Wkr,
Nr. L9571961

IYkr.
Nr. t957

'Wkr.
Nr. L95?

noch ; BadeD-Württemberg

90,4
87 ,7
88,1
85,6

ircd
?9,5

@
80,8
86,8
8?,2
86,4
86,6
84,4
8?,?
8?,8
89,4
86,5
88,1
91,1

92t?

88,2
88,8

@
89,6
8?,7
91,5
89,7
88,0
89,2
87,?
88,2
84,2
82,6
8?,5
91,4
90,5
90,1
91,3
90,3
89,5
86,0
90,3
89,2
88,3
88,2
8?,0
88,6

196
797
198
199

200

201

202
203
204
205
206
207
208
209
ztoztl
2r2
273
2L4

2t5
276
217

218

2t9
220
221
222
223
224
225
226
22?
228
229
230
231
232

234
235
236

238
239
240
241
242

243
24L
245
246
24'.1

78,?

93.4

lte

?9,6
86,7
88,1
87,0
88,0
83,5
88,5
87,0
89,0
86,6
86,9
91,?

90,6
87,8
91,8
90,5
88,1
90,2
87,6
88,4
86,3
84,2
88,1
91,0
89,4
91,1
91,0
91,5
89,9
86,4
90,3
89,5
89,8
89,2
88,2
90,0

85,5
89,6
91,2
91,6
89,0

84,6
9r,2

@
90,3
88,3

§earlatrd
82,5
8?,9
89,3
90,8
88,1

87,0

90,0

Bayern
91,3
87,8
88,7
86,2

tr'd
?9,3

FuBl
öo,o
83,?
s2,4
91,0

191

192
193
t94
195

89,1
90,1
86,1
8? ,7
88,5
91,?
89,7
90,0
90,8
85,?
90,8
85,4
84,5
85,5

91,1
89,8
97,'l
90,4

90,7
90,8
88,8
85,1
85,2
89,1
88,1
88,5
88,9
88,6
87,5
88,2
84,8
88,3
89,6

82,8
83,8
85,?
86,7
84,2
86,1
86,8
86,3
89,4
83,5
81,1
83,3
81,4
81,9
85,6
84,4
86,2
88,5
84,2
87,6
82,9
85,?
82,5
82,6
85,2
83,9
83,5
84,0

tzs
130
131
132
133
134
135
136
137
138
139
140
L4t
142
143
144
145
146
L47

L48
149
150
151
L52
153
t54
155
156
t5?
158
159
160
161
L62

163
164
165
166
16?
168
169
170
T?L
1?Z
1?3
l?+
1?5
L76
t7'l
1?8
1?9
180
181
182
183
184
185
186
18'.?
188
189
190

noch: Hessen

8?
86
89
91
89
89,2
91,3
85,5
91,2
85,1
84,1
84,9
91,2
90,?
89,8
91,3
90,1

,5
,8

,8
,9

90,?
92,0
90,1
89,6
85,2
89,6
88,?
88,6
88,4
8?,?
85,8
88,0
83,7
88,6
90,0

81,8
82,8
85,0
86,4
83,5
85,1
86,4
85,2
89,4
82,2
81,0
83,5
81,6
82,7
85,9
82,9
86,2
89,0
84,0
88,4
81,9
84,8
80,8
82,4
84,6
82,8
83,4
82,9

89,3
90,5

Rheinland-Pfalz

60
61
B2
63
64
65
66
67
68
69
70
?L
72

'14
?5
76
?7
78
?s
80
81
82
83
84
85
86
87
88
89
90
91
92
93

94
95
96
9?
98
99

100
101
102
103
104
105
106
10?
108
109
110
111
1l2
113
tt4
115
116
tt?
118
119
L20
LzL
122tz'
t2L
t25

126
727
128

87,6
90,1
91,1
90,5
90,4
88,8
83,1
83,6
84,2
87,3
89,3
88,0
89,5
87,4
87,3
84,5
85,1
87,0
88,0
86,8
87,8
87,8
86,8
90,0
88,3
93,0
88,2
87,0
8?,0
85,0
84,5
86,6
85,9
84,6

92,7
90,?
91,8
89,4
91,?
85,3
89,5
88,6
90,6
97,',l
90,3
91,0
90,7
89,8
89,4
90,4
8?,6
8?,5
88,9
88,7
86,5
8?,?
85,2
86,4
88,1
87,3
89,5
91,?
88,?
91,2
86,5
86,?

Eessetr

88,5
92,2
91,1

87,3
90,6
92,4
90,5
90,3
89,3
81,4
80,?
82,4
86,6
89,5
87,5
88,9
88,1
86,8
85,1
85,5
87,6
86,3
85,5
88,9
87,3
86,4
90,2
89,0
93,1
89,6
87,5
87,6
86,2
86,0
8?,9
86,4
84,9

Nordrhein-\Testfelen

91,?
92,6
90,4
92,9
86,5
9t,2
88,9
90,4
91,?
91,5
91,3
90,?
90,6
89,?
90,5
87,6
87,9
90,1
89,9
8?,2
88,2
86,2
87,5
89,1
88,?
90,9
92,7
90,?
9r,5
88,2
8?,L

88,?
92,0
91,3

15
16
t7
18
19
20
2l
22

2L
25
26
27
28
29
30

31

34
35
36

38
39
40
4l
42
43
44
45
46
47
48
49
50
51
52
53
54
55
56

57
58
59

82,3
81,2
86,9
90,1
91,5
89,9
8?,?
86,2

@
85,4
88,0
87,6
86,8
8?,3
88,?
89,3
89,9
88,1
89,3
92,0
89,9
89,5
85,8
90,8
92,3
91,9
90,9
87,3
91,5
90,9
91,0
90,5
92,3
90,3

Bremen
90,4
89,6
86,1

1
2

4
5
6
?
8
I

10
11
t2
13
t+

83,9
88,6
8?,2
87,0
88,1
88,0
90,2
89,4
88,?
88,6
88,6
88,8
89,3
88,5

84,9
89,6
89,2
88,8
89,9
90,2
90,4
89,9

Schleswig-Eolstein

Eamburg

Niedersachsen

84,0
86,9
87,4
87,3
8?,8
87,9
89,4
88,4
87,8
88,6
88,5
89,2
89,1
89,3

83,6
89,2
88,3
88,3
89,5
89,4
89,?
89,0

81,5
81,3
86,6
90,1
91,2
90,9
8?,0
84,8

85,?
86,5
86,7
86,1
ö/,o
88,3
87,8
89,0
88,0
89,0
97,2
89,6
88,6
84,3
90,3
92,0
90,8
90,1
88,2
90,4
90,5
89,?
90,0
92,0
90,1

89,5
88,9
86,2

zu der hohen Wahlbeteiligung auch diesesmal wieder die Möglich'
keit der Briefwahl beigetragen hat.

Die Wahlbeteiligung der Inhaber von Wahlscheinen läßt sich
nur von den 'Wahlscheininhabern insgesamt berechnen. Jedoch
gibt diese praktisch gleichzeitig die Wahlbeteiligung der Wahl-
berechtigten mit Briefwahlunterlagen wiedero die - wie schon
gesagt - mehr als 90 070 der Wahlscheininhaber ausmachen' Von
äen Wahlberechtigten, die sich die Mühe gemacht haben, einen
Wahlschein zu besorgen, wäre an sich eine vollständige Wahl'
beteiligung zu erwarten' Es haben jedoch - wenn man die zu
spät eingetroffenen oder mrr aus formalen Gründen zurück'
gewiesenet Wahlbriefe in die Wahlbeteiligung einbezieht - etwa
5o/o ihr" Wahlscheine nicht ausgenutzt. Das kann u. a. damit
erklärt werdeno daß die Briefwahlunterlagen gelegentlich so spät

eintrafen, daß es manche Wahlberechtigte als zwecklos angesehen
haben, sie noch zurückzusenden. Auch werden Inhaber einfacher
Wahlscheine mitunter nicht imstande gewesen sein, ein Wahllokal
aufzusuchen. Werden die zu spät eingegangenen und die zurück'
gewiesenen Wahlbriefe nach den gesetzlichen Bestimmungen
ii.ht "1. 

'Wahlbeteiligung ge\,vertet, so war dennoch die Wahl-
beteiligung der Wahlscheininhaber mit 93,8 0/s erheblich größer
als die der übrigen Wahlberechtigten, für die sie 87,40/o betrug'
Dabei hat ilie Ächon immer höhere Wahlbeteiligung der WahI'
scheininhaber im Vergleich nt 1951 nochmals zugenommenl z' T'
dank des Rückgangs der Zahl der Wahlbriefe, die wegen Form'
fehlern zurückgewiesen werden mußten' Die Wahlbeteiligung der
Wahlberechtigten ohne Wahlschein ist dagegen 1961 zum ersten
Mal geringfügig kleiner geworden (Tabelle I5).
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lanil

Yon 100'wahlberechtigten

ohre I
mit

Wahlschein haben gewählü

1957 I roor 
I

ts57 I rsorL 

-
Schleswig-Ilolstein
Hambug ....
Niedersachsen

Bu\desgebiet ohne Berlin

88,1
88,9
88,9
88,4
87,8
88,8
88,1
84,0
87,5
89,2

87,7
88,0
88,3
8?,8
88,0
88,9
87,9
84,3
86,8
8?,4

89,2
93,3
91,4
94,7
91,1
94,0
92,5
90,8
9t,4
93,5

93,3
95,4
93,3
96,4
94,1
93,9
93,0
93,0
93,8
93,5

8?,5 87,4 91,6 93,8

15. Wahlbeteiligung aler Wahlberechtigten
ohne und mit WaLlschein nach Ländern

Die Zahlen für die wahlberechtigten Männer und Frauen und die
männlichen und weiblichen Wähler betragen für die Männer 16,0

bzw. !4,3 Millionen, Iiü ilie Frauen !9,2 bzw' 16,6 Millionen'
Danach Labe, voo 1000 MZinnern ohne Wahlschein BB9, von den

Frauen ohne Wahlschein aber nur 862 gewählt' Ein Übergewicht
an Frauen bestand danach zwar auch unter den Wählern, im
Vergleich zu den Wahlberechtigten ist es jedoch durch die ge'
rirg"ere Wahlbeteiligung der Frauen von 3,4 auf 2,3 Millionen
.r"äiod".t worden. Die 'Wahlbeteiligung der Frauen lag auch
schon 1953 und 1957 unter derjenigen der Männer; der Abstand
hat sich aber vermindert (Tabelle 16).

16. 'Wahlbeteiligung der Männer und Frauen
nach AltersgruPPen (R)

rigen Frauen nachgewiesen' Währenil also die Wahlbeteiligung
dä Mairroer erst in recht hohem Alter und auch dann nicht sehr

stark abnimmt, ist dies bei den Frauen schon vom Alter 60 ab

der Fall. Für ilie geringere Wahlbeteiligung der ältesten Männer
und der älteren Fiauen spielen selbstverständlich nicht nur das

nachlassende Interesse am politischen Geschehen, sondern auch
die größeren Beschwerlichkeiten beim Aufsuchen des Wahllokals
,ine-Roll", vor allem, wenn in ländlichen Gemeinden weite Wege

zurückzulegen sind. Insofern kommt die 195? eingeführte Brief'
wahl insbÄondere den ältesten Wahlberechtigten zugute, die
hiervon z1t etwa I0 0/o Gebrauch gemacht haben' Die Wahlbeteili'
gung der Männer wird von den Frauen nur bei den Erstwählern
ä.."i-"ht; sonst liegt sie in jeder Altersgruppe darunter' Die Unter'
schiede nehmen aber erst -.om 50. f-"Ueotiutt ab größeres Äusmaß
an (vgl. auch nachstehendes Schaubild).

Gegenüber 1957 ist die Wahlbeteiligung nach dem 'Alter fast
unver-ände.t geblieben. Kleinere Zu- und Abnahmen sind sta'
tistisch nicht gesichert' Die leichte Abnahme der Wahlbeteiligung
fijr alle Männir und Frauen ohne Wahlschein von B7B auf 8740/oo

läßt noch nicht auf ein Nachlassen des Wahleifers schließen'
Bleiben die Veränderungen der Altersgliederung der Wahlberech-
tigten seit 195? unberücksichtigt, ergibt sich 1961 ftu Mzinner
,id F..o"o eine Wahlbeteiligung von 87? 0/66, was so gut wie
keinen Rückgang bedeutet. Die Veränderungen der gesamten
Vahlbeteiligung seit I95? sind somit nicht die Folge eines gerin-
geren InterJsses am Ausgaog der Wahl 1961, sondern ergeben sich
ärrs d". überdurchschnittlichen Zunahme der jüngsten und älte-
sten Wahlberechtigten mit niedriger Wahlbeteiligung'

1?. Wahlbeteiligung der
in Stadt und

Männer und Frauen
Land (R)

1) Ohne ?ersonen mit Wah.lschein-

Sieht man die Wahlbeteiligung als Gradmesser für die Anteil'
nahme am politischen Geschehen an, sind die mittleren Alters-
gruppen dt"tn "m stärksten interessiert' Im Gegensatz hierzu
It"ni ai" schon früher beobachtete recht geringe '§V'ahlbeteiligung

der jugendlichen Erstwähler, von denen man erwarten dürfte,
daß 

"siä, wenn nicht aus staatsbüLrgerlichem Interesse, so doch
wenigstens aus Neugier die Wahllokale auJsuchen würden' Von
d"o ä1- bis unter 25jtihrigen hat jeder fünfte von seinem Wahl'
recht keinen Gebrauch gem"cht, wobei zwischen Männern und
Frauen fast kein Unterschied besteht. Noch geringer war freilich
die Wahlbeteiligung der über ?Oj;ihrigen Frauen, während die
'Wahlbeteiligung d"iüb"t ?0jährigen Männer sogar über derjenigen
der 25- bis 3Olahrige" lag. Die höchste Wahlbeteiligung überhaupt
wird für aie iO- Ui. ?0jabrigen Männer und für die 40''bis 60jäh-

Yon I 000 vahlberechtigten

Gemeinden miü
bis unter ...
Dinwohnern

trIännern n'rauen
1\Iünnern

und I'rauenJahr
itr nebenstehendon Gemeinden

haben ges'äh1t

unter 3 000 1953
L95?
1961

1953
1957
1961

1953
t957
1961

89?
908
900

892
908
905

859
8?5
867

853
861
860

863
881
884

834
849
845

873
883
8?9

876
893
893

846
861
855

30 000 - 50 000

50 000 und mehr

Insgesamt 1953
195?
1961

880
896
889

849
863
862

863
8?8
B'.i4

-2t -

\{AHLBETEITIGUNG DER TTANNER UND FRAUEN
NACH DEli{ ALTER

50
60

Stimmn-
onteil
in o/oo

950

900

850

800

750

700

70 Johre olt
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WÄHLBETEII-IGUNG DER MANNER UND FRAUEN
IN STADT UND LAND (R)

Wähler von 1000 Wahlberechtrgten
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Gemeinden von... brs unter... Einwohnern

STAT. BUNDESAI,{T 4662

1957
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i953

Frauen

Die nur schwachcn Yeränderungen der Wahlbeteiligung gehen
auch aus Tabelle 17 und Schaubild 3 hervor, in denen die Wahl-
beteiligung der Männer und Frauen nach drei Gemeindegrößen-
klassen nachgewiesen ist. Lediglich die Wahlbeteiligung der
Männer ist unter den Stand von I95?o aber nicht unter den Stand
von 1953 gesunken.

In bezug auI die Wahlbeteiligung in Stadt und Land war für
die 2. Bundestagswahl 1953 zu beobachren, daß die Wahl-
beteiligung der Männer mit der Größe ihrer Wohngemeinde
abnahm, Bei der Wahl 195? war sie in deu kleineren und mittleren
Gemeinden gleich hoch und erst in den Gemeinden über 50 000
Einwohner kleiner und 196I schließlich in den Gemeinden zwischen
3 000 und 50 000 Einwoh:rern am höchsten, Die Frauen beteiligten
sich dagegen immer in den kleineren Gemeinden schwächer als in
den mittleren Gemeinden an der Wahl.

Der Unterschied der Wahlbeteiligung der Männer und Frauen ist
in den mittleren Gemeinden am stärksten zusammengeschrumpft.
In den Gemeindeu unter 3 000 Einwohnern war er bei der Bundes-
tagswahl 1961 etwa doppelt so groß wie in den übrigen Gemeinden.

Die Entwicklung der Wahlbeteiligung in Stadt und Land Iegte
eine genauere Untersuchung nahe. Dazu ist bei der 4. Bundes-
tagswahl in der repräsentativcn Wahlstatistik nach sechs statt
bisher nach drei Gemeindegrößenklassen unterschieden und außer-
dem das Zahlenmaterial nicht nur nach Männcrn und Frauen,
sondern auch nach drei Altersklassen gegliedert worden (Ta-
belle lB und Schaubild 4), Dauach kulminiert die Wahlbeteiligung

der Märaer und Frauen und die Wahlbeteiligung aller Alters-
gruppen in den Gemeinden von 3 000 bis l0 000 Einwohnern oder
den Kleinstädten. Für alle Altersgruppen zusammen beträgt sie
hier für die Männer 9I30/r, und {ür die Frauen 8940/00. Im Durch-
schnitt der Männer und Frauen haben in den Kleinstädten von
I 000 Wahlberechtigten 903 von ihrem Wahlrecht Gebrauch
gemacht.

lB. Wahlbeteiligung der Männer und Frauen 196l
nach dem Alter in Stadt und Land (R)

Die geringste Wahlbeteiligung wurde in den Städten mit mehr
als 200 000 Einwohnern festgestellt. Hier wählten von I 000
wahlberechtigten Männern 860 und von I 000 wahlberechtigten
Frauen nur noch 838. Diese für eine Bundestagswahl verhältnis-
mäßig niedrige Wahlbeteiligung in den großen Städten ist vor allem
dem geringen Wahleifer der 2I- bis unter 3Ojährigen Jungwählern
zuzuscbreiben. Von den männlichen Jungwählern gingen in diesen
Gemeinden nur 7070/oo zur Wahl. Auch die Wahlbeieiligung der
jungen Frauen dieses Alters ist hier nicht sehr groß. Sie übertri.fft
aber bemerkenswerterweise die Wahlbeteiligung der jungen
Männer. In den großen Städten lag außerdem die Wahlbereiüg;g
d^:. 10: lris unter 60jährigen unter der 'Wahlbeteiliguog- der
Gleichaltrigen in allen kleineren Gemeinden. Immerhin erreicht
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sie 1961 bei den Männern wenigstens 8?80/06 untl bei den Frauen
B59o/00. Sie war damit größer als bei den männlichen und weib'
lichen Jungwählern. EJreulich hoch war in den großen Städten
die Wahlbeteiligung der über 60jährigen. Obwohl der Weg zum

Wahllokal für vielc Männer dieses Alters sicherlich beschwerlicher
war als für clie meisten jüngeren, machten 8590/oo von ihren
staatsbürgerlichen Rcchten Gebrauch. Von den über 60jährigen
Frauen glngen hier 8400/oo zur Wahl' Damit nahmen in den

Großstäd1en von den ältesten Frauen zwar nicht so viele an der
Wahl teil wie von den Frauen mittleren Alters, aber immer noch
bedeutend mehr als von den jüngsten Wahlberechtigten beiderlei

'Geschlechts.

Die Wahlbeteiligung der 2I' bis unter 30jährigen und der 30'
bis unter 60jährigen in dcn Gemeinden bis zu 3 000 Einwohnern
weicht nicht nennenswert von dem Maximalwert der Wahl-
beteiligung in den Gemeiuden zwischen 3 000 und I0 000 Ein-
*ohr"in u'f. Si" liegt außerdem erheblich über der Wahlbeteili-
gung der unter 60jährigen in den größ-ten-Gemeinden' Anders
i".n'alt es sich dagegen in beztg auf die Wahlbeteiligung der
über 60jährigen in Stadt und Land. Diese Männer und Frauen
blieben lrr di" Gemeinden unter 10 000 Einwohnern weit ö{ter
der Wahl fern als in den größeren Gemeinden' Besonders die
älteren Frauen haben in den kleinen Gemeinden häufig an der
Wahl nicht teilgenommen. In den Gemeinden unter I 000 Ein'

wohnern betmg infolgedessen ilie Wahlbeteiligung der über 60jäh'
rigen Fraucn nur noch 754oloo,

Die Grünile liegen auf der Hand. In den kleinen Gemeinden

sind zum Wahllokal oft lange und beschwerliche Wege zurück-

z,tlegen. Es ist dann häufig nicht zu umgeherr, d-aß jemand zu

Hau"se bleibt, um die Mahlzeiten zu bereiten und in den land-
wirtschaftlichen Betrieben das Vieh zu versorgen' Rei längeren
Wegen zum Wahllokal werden außerdem öfter Kinder zu beauf-
sichiigen sein. Pflichten dieserArt werden auf demLande oft von
der äIlteren Generation wahrgenommen. Die verhältnismäßig
geringe Wahlbeteiligung der älteren Personen gerade in den

flrinJ.", Gemeinden Iäßt deshalb noch nicht ohne weiteres auf
ein mangelndes Interesse an der Wahl schließen' Sie könnte ver-
mieden *e.der, wenn von den äIteren Leuten in größerem Um'
fang von der Brielwahl Gebrauch gemacht werden würde'

Völlig anders ist die schwache Wahlbeteiligung der unter
3Ojährilen zu beurteilen, die weder auf dem Lande noch in den

Gioßstldten die Wahlbeteiligung der 30' bis unter 60jährigen
Männer und Frauen oder die Wahlbeteiligung der über 60jährigen
Männer erreichte. Bei vielen jungen Leuten fehlt es offenbar an

dem staatsbürgerlichen Interesseo den Ausgang der Wahl mit'
zubestimmen. 

-Besondets in den Großstädten scheint es ihnen
wichtiger zu sein, ihren Zerstreuungen nachzugehen, als ihre
staatsbürgerlichen Rechte wahrzunehmen'

B. Ungültige Stimmen

Bei allen vier Bundestagswahlen gab es verhältnismäßig viele
Stimmen, die als »ungültig« gezählt werden mußten' Verfolgt man
die Entwicklung seii der WahI 1953, bei der die W'ähler zum
erstenmal zwei Stimmen hatten, eine Erststimme Iür die Wahl
cles Wahlkreisabgeordneten uud eine Zweitstimme für die Wahl
nach Landeslisten, ergeben sich folgende Vergleichszahlen:

Wahljahr
Ungüqtigo

Erststimmen I Zveitstimmen

Anzahl AnzaN

1953)
1957. .

1961. .

959 790
916 680
845 158

3,0
2,6

928 278
1 167 466
I 298 ?23

3,3
3,8
4,0

r) Ohne Saarland

Bei den Reichstagswahlen nach 1919 betrug der Anteil der

ungültigen Stimmen in der Regel kaum mehr als I0/o und bei
d"i l"tit"o Landtags'rvahlen im Bundesgebiet lag er in den wenig-
sten Fällen über 2;/0. Die weit größere Zahl ungültiger Stimmen
bei den t".gurg"oÄ Bundestagswahlen und die gegenläufige

Entwicklung bei det Erst' und Zweitstimmen veranlaßten eine

nähere UntJrsuchung der mutmaßlichen lJrsachen für die ungül'
tigen Stimmen bei Jer Bundestagswahl 1961 auf der Grundlage
des Materials der rqpräsentativen Wahlstatistik'

Bei der Auszählung der Stimmen wurden die ungültigen Stim-
men außer in ihrer Gesamtheit zum erstenmal auch nach Iolgenden
Ungriltigkeitsgründen unterschieden :

Stimmzettel leer,
Stimmzettel durchgestrichen,
Kreuz nicht eindeutig zuzuordnen,
mehrere Kreuze,
sonstige Ursachen.

Bei der Auswahl der Ungültigkeitsgründe konnte auf keinerlei
Erfahrungen zurückgegriffen werden. Es hat sich jedoch gezeigt'
daß eine 

"*"ite." Arfgli"d"..rog der »sonstigen Ursachen« nutzlos
gewesen wäre, da es bei der Bundestagswahl 196l insgesamt nur
ätwa ?000Wähler gab, itie mit einer oder mit beiden Stimmen
in diese Gruppe fallen. Nach einer Einzelauszählung dieser Stim'
men in Bayäro handelt es sich in der Hauptsache um Personen'

die durch mehr oder weniger drastische Bemerkungen auf dem
Stimmzettel ihre Unzufriedenheit mit den'Wahlvorschlägen
bekundet haben.

Ebenfalls als völlig unbedeutend erwies sich die Zahl der
Personen, deren Kreuz aul dem Stimmzettel einem Wahlvorschlag
nicht eindeutig zuzuordnen war. Hierdurch sind etwa 4000 Erst-

stimmen unil 2 500 Zweitstimmen ungültig geworden' In der
folgenden Zusammenstellung sind diese Fälle der Übersichtlichkeit
haiter in die Gruppe der sonstigen UngüItigkeitsursachen unter
Ziffer 5,6, 9 und 12 mit aufgenommen worden' Ebenfalls zusam-
mengefaßt wurden die Fälle, in denen sich die Ungültigkeit der
Stimten durch leere oder durch durchgestrichene Stimmzettel
ergab, und zwar einmal, weil es sich um etwa den gleichen Sach-

r"-.h"lt handelt, und zum anderen, weil durchgestrichene Stimm-
zettel sehr selten waren'

Nach dem Ergebnis der Äuszählung der Stimmzettel in den

ll25Sonderwahßezirken, das auf die Gesamtzahl der Wähler
hochgerechnet wurde, ergibt sich für die Bundestagswahl 196I
folgendes Bild:
wähler mit Anzahl o/o

A. Ungültiger Erst' und Zweitstimme . . . ' ' 338 500 lB'0

1, Erst- und Zweitstimmenseite leer
oder dutchgestrichen 236 600 12'6

2. Erststimmenseite leer oder durchge'
strichen, Zweitstimmenseite mehrere
Kreuze 25 300 1,3

3. Zweitstimmenseite leer oder durch-
gestrichen, Erststimrnenseite mehrere
Kreuze 37 600 2'0

4. Beiile Seiten mehrere Kreuze ' ' ' ' " 30 100 1,6

5. Eine Seite leer oder durchgestrichen,
auf der anderen Seite sonstige Ur'
sachen . 2500 0,1

6. Beide Seiten sonstige lJrsachen ' ' ' ' 6 400 0,3

B, Ungültiger Erst- und gültiger Zweit-
stimme

7, Erststimmenseite leer oder durchge'
strichen

B. Erststimmenseite mehrere Kreuze ' '
9. Sonstige Ursachen

C. Ungültiger Zweit' und gültiger Erst'
stimme
I0. Zweitstimmenseite leer oder durch'

gestrichen
11, Zweitstimmenseite mehrere Kreuze

12. Sonstige Ursachen

583 600 31,0

572 300 30,4
9 800 0,5
1 400 0,7

959 4oo 51,0

847 800

10 500
1 100

50,4
016

0r7

100

ot

Insgesamt... lBBI 500



Wie schon früher gesagt, werden beide Stimmen auf einem
Stimmzettel abgegeben, auf der linken Seito die Erststimme und
auf der rechten Seite die Zweitstimme. Das hat aus auszählungs-
technischen Gründen zur Folgeo daß eine Erst- oder Zweitstimme
auch dann als ungültig angesehen wird, wenn sie vom Wähler
gar nicht abgegeben worden ist, weil er nur eine Seite des Stimm-
zettels ausgefüllt und die andere leer gelassen hat. Würde man
für die Erst- und Zweitstimme verschiedene Stimmzettel haben
und es dem Wähler freistellen, entweder beide oder nur einen
Stimmzettel in die Wahlurne zu werfen, und dann die Auszählung
der Stimmen anhand der Stimmzettel vorzunehmeno würden die
nicht eingeworfenen Stimmzettel nicht als ungültige Stimmen,
sondern als geringere Wahlbeteiligung in Erscheinung treten. So
gesehen ist ein Yergleich der ungültigen Stimmen bei den Bundes-
tagswahlen mit den ungültigen Stimmen bei allen anderen
Wahlen nur mit Vorbehalt zulässig.

Noch am besten eignen sich für Yergleiche die Zahlen über die
Vähler, die ihre Stimme auf beiden Seiten des Stimmzettels
ungültig abgaben. Bei der Wahl 1961 waren für 339 000 personen
beide Seiten des Stimmzettels ungültig. Bezogen auf alle Wähler
beträgt ihr Anteil 1,00/0. Dieser Änteil liegt et\/a so hoch wie der
Anteil der ungti-ltigen Stimmen bei den früheren Reichstags- und
bei den meisten Landtagswahlen.

Der weitaus größte Teil der Wähler mit zwei ungültigen Stim-
men hatte oflenbar von vornherein nicht die Absicht, eine gültige
Stimme abzugeben und ist nur der Form halberuum WaL[okäI
gegangen, obwohl es im Bundesgebieto im Gegensatz zu einigen
ausländischen Staaten, keinen Wahlzwang gibt. Man darf hierzu
die 237 000 Wähler mit leerer oder durchgestrichener Erst- und
Zweitstimmenseite des Stimmzettels sowie die 9000 Vähler nach
Zifrer 5 und 6 der Aufstellung rechnen. Anders verhält es sich
dagegen mit den Wählern, die aul einer Seite des Stimmzettels
mehrere Kreuze hatten und die andere Seite leer gelassen oder
durchgestrichen haben, sowie mit den Wählern mit mehreren
Kreuzen auf beiden Seiten des Stimmzettels (Zifret 2, 3 und 4
der Aufstellung). Erstere haben offenbar angenommen, die beiden
Stimmen könnten entweder als Erst- oder als Zweitstimmen
abgegeben werden, letztere gingen vermutlich von der irrigen
Annahme aus, sie könnten sowohl auf der Iinken als auch auf äer
rechten Seite des Stimmzettels zwei Stimmen abgeben.

Über B0 o/o der Wähler mir ungültigen Srimmen haben nicht
beide, sondern mrr die Erst- oder nur die Zweitstimme ungültig
abgegeben. Nur mit der Erststimmo haben 584000, nur mit der
Zweitstimme 959000 ungiiltig gewählt. In beiden Fällen handelt
es sich fast ausschließlich um Wähler, bei denen die Ungültigkeit
der einen oder anderen Stimme durch Leerlassen oder
Durchstreichen auf der entsprechenden Seite des Stimmzettels
zustande kam.

Eine weitere Gruppe unter den Wählern mit nur einer ungül-
tigen Stimme sind die rund 20000 Personen, deren Erst- oder
Zweitstimme wegen mebrerer Kreuze vom Wahlvorstand nicht
anerkannt werden konnte, Diese Fälle sind weit weniger zahlreich
als die schon obenorwähnten 93000 nach den Zlfrern2,3 und 4
der Aufstellung, die sich aus der Eintragung mehrerer Kreuze
aul beiden Seiten des Stimmzettels oder auf nur einer Seite bei
gleichzeitigem Leerlassen der anderen Seite ergaben. Auch die
20000 Wähler, die nur eine der beiden Stimmen durch mehrere
Kreuze ungültig hatten, dürften meistens aus dem Irrtum ge-
handelt haben, es stünde ihnen für jede Seite des Stimmzettels
mehr als eine Stimme zu.

Eine nicht unbeträchtliche Rolle für diese Irrtümer spielen
offenbar die Kommunalwahlsysteme in Baden-Wtirttemberg und
Bayern, bei denen der -Wähler mehrere Stimmen hat, die er
durch sogenanntes Kumulieren entweder alle für einen oder fijr
verschiedene Wahlvorschläge abgeben kann. Der Anteil der durch
mehrere Kreuze ungültig gewordenen Stimmen ist in diesen beiden
Ländern daher bedeutend höher als im übrigen Bundesgebiet.
Die Hauptursache für die hohe ZahI ungültigei Erst- oder 2weit-
stimmen sind die 5?2 000 Wähler mit gültiger Zweirstimme,
welche die Erststimmenseite, und die B4B 000 

.Wähler mit gül-
tiger Erststimme, welche die Zweitstimmenseite des Stimmzetiels
leergelassen haben. Diese Wähler müssen daher im Mittelpunkt
von Überlegungen über die vermutlichen Gründe der ungü-ltigen
Stimmen stehen.

Bei diesen §/lhlern kann es sich zunächst um solche handeln,
denen entweder kein Wahlkreisabgeordneter oder keine Landes-
liste gefiel und die sich dadurch veranlaßt sahen, eine Seite des
Stimmzettels unausgefüllt zu lassen. Es ist aber ebensogut denk-
bar, daß die betreffenden Wähler glaubten, mit der Abgabe einer
Stimme ihr Wahlrecht bereits erschöpft zu haben.

Beim Lesen und Ausfüllen des Stimmzettels fängt man im allge-
meinen nicht rechts, sondern links an. Wähler, welche glauben, nur
eine Stimme zu haben, werden daher vor allem die linke Seite des
Stimmzettels ausfüllen. Die Sonderauszählungen zeigen in der Tat,
daß sich die Fälle, in denen die Iinke Seite leer blieb, zu den Fällen,
in denen die rechte Seite leer blieb, wie 2: 3 verhalten.

Für eine weitverbreitete Unkenntnis von der Möglichkeit der
doppelten Stimmabgabe sprechen ferner die Erfahrungen in den
vier Wahllokalen, in denen 196l wäbrend der ganzen-Wahlhand-
lung mechanische Stimmenzählgeräte (Wahlmaschinen) eingesetzt
waren. In drei Wahllokalen mit solchen Geräten wurden genau so
viele ungültige Erststimmen wie ungültige Zweitstimmen abge-
geben, in einem dieser drei Wahllokale sogar überhaupt keine un-.gültigen Stimmen. Lediglich in einem vierten W'ahllokal stehen
zwei ungültige Erststimmen sieben ungültigen Zweitstimmen
gegenüber. Beim Einsatz von Stimmenzfülgeräten kounte der
Wähler über die Möglichkeit, zwei Stimmen abzugeben, nicht im
Zweilel sein. Es war auch ausgeschlossen, die beiden Stimmen als
Erststimmen oder als Zweitstimmen oder zwei Erst- und zwei
Zweitstimmen abzugeben. Infolgedessen ergab sich in allen vier
Wahllokalen mit Stimmenzählgeräten nichr nur ein völlig unbe-
deutender Anteil von weniger als 0,3 o/s ungültigen Stimmen,
sondern in drei der vier Wahllokale auch kein Unterschied zwi-
schen ungültigen Erst- und Zweitstimmen.

Ein weiteres Argument für die große Bedeutung der Unkenntnis
der Technik des Zweistimmensystems liefern die folgenden Zahlen-
relationen: Die Bevorzugung der linken Seite des Stimmzettels
findet sich auch bei den Fällen, in denen nur eine Seite des Stimm-
zettels zlur Abgabe der beiden Stimmen benutzt wurde (Ziffern 2
und 3 der Aufstellung). In diesen Fällen ist die linke Seire um
50 0/o häufiger als die rechte bevorzugt worden. Diese Wähler mit
den Kreuzen auf nur einer Seite des Stimmzettels gehören zu den
Personen, die ihre Stimme oflenbar für verschiedene parteien ab-
geben wollten, sich aber in der Anbringung der Kreuze geirrt
haben. Von allen Wählern mit unterschiedlicher Stimrnabgabe
haben sich in dieser Weise in bezug auf die linke Seite des Stimm-
zettels Dicht weniger als 2 0/6 und in bezug auf die rechte Seite
1,30/o geirrt. Nimmt man nun für die Personen, welche die Ab-
sicht hatten, zwei verschiedene Parteien zu wählen, die gleichen
Irrtumswahrscheinlichkeiten fijr die Seiten des Stimmzettels an,
würden 610 000 Personen nur ]inks und 400 000 nur rechts ver-
sehentlich mit einem Kreuz gewählt haben. Danach wäre zu ver-
muten, daß es unter den B4B 000 Wählern mit gültiger Erststimme
und leerer Zweitstimmenseite des Stimmzettels nur etwa 240000
gab, die bewußt keiner Landesliste ihre Stimme geben wollten und
unter den 5?2000 Wählern mit gültiger Zweitstimme und Ieerer
Erststimmenseite des Stimmzettels r.ur et\.va l?0000, denen keiner
der Kreiswahlvorschläge zusagte, aber über I Million, die nicht

flTf,:a 
mit der Technik des Zweistimmensystems vertraur

Eine weitere Frage ist, woher es kommt, daß sich die Differenz
zwischen ungültigen Erst- und Zweitstimmen gegenüber I95? ver-
größert hat. Hier fällt zunächst der Rückgang des Anteils der
ungültigen Erststimmen an allen Erststimmen von 3,0 a:uf 2,60ln
.auf. Diese beiden Ergebnisse sind jedoch nicht ohne weiteres ver-
gleichbar. Bei der Wahl I95? hatte die CDU in sechs Wahlkreisen
zugunsten der DP und die SPD in vier Wahlkreisen zugunsten der
FU auf die Aufstellung eigener Kandidaten verzichtet. Ein Teil
der CDU- und der SPD-Änhänger in diesen Wahlkreisen hat die
Empfehlung ihrer Parteien, der DP oder FU die Erststimme zu
geben, jedoch nicht befolgt und die Erststimme lieber ungültig
abgegeben. Nimmt man die erw:ihnten l0-Wahlkreise aus dem
Ergebnis 1957 heraus, beträgt der Anteil der ungültigen Erst-
stimmen an allen Erststimmen nur noch 2,8 0/s und weicht darnit
vom Ergebnis 1961 nicht mehr so stark ab.

Der Anstieg der ungültigen Zweitstimmen von 3,8 atf 4,0oln
beruht auf der Zunah*e des Anteils der Wähler, die nur ihre Erst-

-24-



19. Ungültige und gültige stimmen unter besonderer Berücksichtigung der Briefwähler 1961 nach Ländern

Land
(a : ohne Briefwähler
b : Briefwähler
c : insge8amt)

Stimmen
insgesamt(: Wähler)

Erststimmen

ungültig gilltig

Zweitstimmon

ungültig griltig

Anzahl Änzahl

Schleswig-Eolstein

Ilam'burg ......

Niedersachsen .. ,

Bremen ,

Nordrhein-Westtalen

Ilessen , .

Rheinland-Pfalz .

Baden-Wtlrttemberg

Bayem ... ...

Saarland.

a,

b
c
a
b
c
a
b
c
a
b
c
a
b
c
a
b
c
a
b
c
L
b
c
a
b
c
L
b
c

Bundesgebiet ohne Berlin &
b
c

1 348 483
83 221

I 431 104
1 136 9??

90 810
t 22? 787

3 882 964
200 526

4 083 490
424 331
23 605

44? 936
9 182 150

8l? 2?g
s ?99 429
2 856 385

171 856
3 028 241
1 951 ?39

118 188
2 069 92',?

4 185 ?48
234 000

4 419 748
5 391 548

322 997
6 ?L4 545

597 695
29 122

626 81?

31 729
626

32 355
t? 47L

6?2
18 143
80 406
| 244

81 650
I 131

181
8 312

22? 446
6 007

233 453
83 090

1 269
84 359
68 655

990
69 645

744 0L6
1 834

145 850
133 999

2 236
136 235

34 684
4?2

35 156

2,4
0,8

1,5
0,7
1,5
2,1
0,6
2,0
1,9
0,8
1,9
2,5
1,0

2,9
0,7
2,8
3,5
0,8
3,4
3,4
0,8

2,5
0,7
2,4
5,8
1,6
5,6

1 316 754
82 595

1 399 349
1 119 506

90 138
1 209 64+
3 802 558

199 282
4 001 840

416 200
23 424

439 624
I 954 ?04

611 2?2
I 565 9?6
2 713 295

1?0 587
2 943 882
1 883 084

117 198
2 000 282
4 04L ?32

232 166
L 273 898
5 2b7 549

320 ?61
5 578 310

563 011
28 650

591 661

66 697
1 641

68 338
32 ?55

1 291
34 050

t37 992
2 543

140 535
t9 225

470
19 695

27 4 6?0
6 513

281 183
146 560

2 992
749 552

98 233
1 ?61

99 994
221 45?

3 128
230 585
223 834

B ?49
227 583

46 562
646

4? 208

4,9
2,0
4,8

1,4
2,8
3,6
1,3
3,4
4,5
2,0
4,4
3,0
1,1
2,9
5,1
I ,',l
4,9
5,0
1,5
4,8
5,4
1,3

4,2
1,2
4,0
7,8

1 281 786
81 580

I 363 366
1 104 218

89 519
I 193 73?
3 744 9?Z

197 983
3 942 955

405 106
23 135

428 24L
I 907 480

610 766
I 518 246
2'.109 825

168 864
2 878 689
I 853 506

7\6 42?
1 969 933
3 958 291

230 A?2
4 189 163
5 lB7 714

319 248
5 486 962

551 133
28 4?6

5?9 609

30 958 020
1 891 604

32 849 624

829 627
15 531

845 158
0,3
2,6

30 128 393
1 8?6 073

32 004 466

1 273 989
24 73L

I 298 ?23

4,1
1,3
4,0

29 684 031
1 866 8?0

31 550 901

stimme gültig abgegeben haben' vor- 2,6 auf 302 0/0' Der Anteil der

Wanl"" äi. ä"i irr"güttigen Stimmen hat sich dagegen von I,2 auf

I,0o/o verringert' Wahrscheinlich ist die Zahl der 'Wähler, die

giur'Üt"n, -ii d". Erststimme ihr 'Wahlrecht erschöplt zu haben'

!".ti"g"rr, obwohl ein großer Teil der Wähler das Zweistimmen'
lyr*ri 5".t schon sei;1953 kennt. Hierfür dürfte vor allem die

g'.oß" Zrrrult-e der Zahl 2ilterer Wähler eine Rolle spielen' bei

äenen die FäIIe, in denen nur die Erststimme gültig abgegeben

wurde, besonders häufig waren und seit 1957 auch am stärksten
gestiegen sind'

Es kann keinen Zweifel darüber geben, daß die Verminderung
der Zahl der ungültigen Stimmen ein wichtiges staatspolitisches
e"fi"g"" ist. Mai wirä daher den Wähler noch mehr als bisher auf

Sinn 
"unil Zweck des Zweistimmensystems hinweisen müssen'

W"ro du, System in seiner ganzen Bedeutung und in allen für den

Wähler darin liegenden Möglichkeiten auch schwer durchschaubar
ist, sollte doch rienigstens iine noch größere Yertrautheit mit der

T".mia der doppelten Stimmabgabe erreicht werden können'
Daß ilies nicht a-u^ssichtslos ist, zeigt das Beispiel der Briefwähler'
deren ungültige Stimmen in der Tabelle 19 denen der übrigen

Wähler gegenübergestellt sind.

Wie schon bei der Bundestagswahl 195? sind von den Brief-
wählern auch 1961 verhältnismäßig weniger ungültige Stimmen
abgegeben worden als von den übrigen Wäh]ern' Der Unterschied
ist"sJgar noch größer geworden' Während die Arteile der ungül-
tigen 

"Stimmen Lei den Briefwählern und bei den übrigen Wählern
lgiZ im Verhältnis I : 2 standen, wobei es kaum einen Unter-
schied zwischen Erst'und Zweitstimmen gab, war 1961 das ent'
sprechende Verhältnis bei den Erststimmen 0,8 zu 2,701s und bei
den Zweitstimmen 1,3 ^t A,lols oder etwa 1 : 3' Im Gegetsat'z ztt

der Stimmabgabe bei der vorangegangenen W'ahl zeigte sich also

1961 auch bei den Briefwählern eine Diskrepanz zwischen un'
gültigen Erst- und Zweitstimmen. Vermutlich nehmen mit dem

ä"kÄot*".d"n der Briefwahl auch mehr Wahlberechtigte an ihr
teil, die das Systemder doppelten Stimmabgabe nicht verstehen'

Für die drei Hauptpositionen Ä, B und C in der Aufstellung der

Fehlergtünde ist auch eine Untergliederung nach Geschlecht und
Alter Äöglich, die nachfolgende Tabelle 20 ausweist'

Danach ist der Anteil der Wähler, die beide Stimmen ungültig
abgegeben haben, bei Männern und Frauen mit etwas über I0o/oo

gleich groß. Außerdem haben die älteren Wähler häufiger mit
f,eiden §tim-en ungültig gewählt als die jüngeren' Offenbar haben
es jüngere Wähler-häufiger als äItere Wähler vorgezoge', -dem
WufrUJta ganz fernzubleiben, wenn sie keinen ernstlichen Willen
zur Stimmabgabe hatten.

Anders sind dagegen die Unterschiede nach Geschlecht und
Alter bei den Wählern zu beurteilen, die nur eine ungüLltigeStimme
abgegeben hatten' Aus diesen Unterschieden geht hervor, daß die

höf,eie Zahl ungültiger Stimmen bei den Frauen allein auf der
häufigeren Abgabe .rrot or. einer Stimme beruht' Nur mit der
Er.tii*-" uigültig haben l4o/oo der Männer, aber 23oiooder

Frauen, rrr. ^iid".Tweitstimme 
ungiiltig 240/oo der Männer und

38 o/oo der Frauen gewählt. Nach dem Alter steigen die Promille'
Saträtir Männer rrod F.ur"o zusammen bei den Erststimmen von

14 aü 26 und bei den Zweitstimmen von 29 atl/. 40' Diese Zahlen

zeigen auch, ilaß bei Männern wie Frauen und bei jedem Alter bei
orri "io". gültigen Stirnme immer weit mehr ungültige Zweit' als

Erststimm-en ibgegeben worden sind. Das Verhältnis der un'
gültigen ErststiÄmen zu den ungültigen Zweitstimmen ist für

20. fut der ungültigen
nach Geschlecht und Alter

Stimmeu 196I
der W ähler (R)*)

Alter von etwa
... bisunter
... Jahren

Yon jeweils 1000 WäNem vd,hlten

mii beitlen 
IStimmen 
I

nu mit I n* -it Ider I der I

Erststimme I Zweitstimmel
ungültig

mit einer
oder beiden

Stimmen

trIänner

2l-30.....
30-60.....
60 und mehr

7,4
10,3

11,8 24,2
21,0
31

Zusammen 10,2 i u,t 24,1 48,?

tr'rauen

21-30.....
30-60 . . .

60 und mehr

8,0
10,9

16,6
20,?

58,9
67 ,4

11

Zusammen 10,6 22,5 38,0

29,2

'17 ,l
lltinner und X'rauen

21-30.. ..30-60.. ..
60 und mehr

?,?
10,6

51,1
t?

Insgesamt

*) Ohne Brrefwähler,

4o(



beide Geschlechter etwa gleich groß, abor in nichtunerheblichem
Maße altersabhängig. Während unter den jüngsten Wählern dop-
pelt so viele Wähler mir nur ungiiltiger Zweitstimme wie Wähler
mit nur ungültiger Erststimme festzustellen sindo ergibt sich für
die ältesten Wähler nur noch ein Yerhältnis von etwa 3:2

Die meisten ungültigen Erst- oder Zweitstimmen überhaupt
hatten die über 60jährigen Frauen (Tabelle 2l). Auch bei den
jüngeren Frauen lag der Anteil der ungültigen Erst- und Zweit-
stimmen höher als bei den entsprechenden Altersgruppen der
Männer, von denen die ältesten ebenfalls häufiger ungültig wählten
als'die jüngeren. Der Vergleich mit 195? ist bei den Erststimmen
durch die damaligen Wahlabsprachen in Niedersachsen, Hessen

2I. Ungültige Stimmcn
nach Geschlecht und Alter der Wähler (R)*)

22. Ungültige Zweitstimmen der Männer und Frauen
nach dem Alter in Stadt und Land (R)

196 I
19y
19 53

UNGLiLTIGE ZI{EITSTIT{},IEN DER A,{ÄNNER UND FRAUEN
NACH DET,I ALTER IN STADT UND LAND (R)

Zweitsttmmenanteil tn g60

l\4änner Frauen 30-brs unter 60tährige Uber 60yahrige

21-bis unter 30jährige

unter
3000

70

60

50

40

30

20

3 000-
50000

unter
3 000

0
3 50 000 untel
50000 und mehr 3 000

... brs unter... Etnwohnern

3 000- 50 000
50000 und mehrund mehr

srAT. BUNDESAMT s64 Gemelnden von

{) Ohne Stimmen der Briefwählcr.

und Bayern behindert, wodurch die ungültigen Erststimmen I95T
überhöht erscheinen. Die ungültigen Zweitstimmen haben nur bei
den über 60jährigen Männern und Frauen stäker zugenommen.

Ein Rückgang des Anteils der ungültigen Erststimmen und eine
ZunaL:me des Anteils der ungültigen Zweitstimmen ist für fast
alle Bundesländer zu beobachten. Ddir höchsten Anteil ungültiger
Erst- und Zweitstimmen hatte, wie schon 1957, mit 5,6 und ?,5 0/6

das Saarland, den niedrigsten, ebenfalls wie schon I95?, mit 1,5
und 2,8 0/6 Hamburg.

_ 
Es wurden auch in jedem Bundesland weit mehr ungüItige Zweit-

als Erststimmen abgegeben. Mehr als das Doppelie der ungül-
tigen Erststimmen betrug die Zahl der ungültigen Zweitstimmen
in Schleswig-Holstein und Bremen. Der Wahlkreis mit den meisten
ungültigen Stimmen ist der Wahlkreis 245 Saarlouis-Merzig im
Saarland mit 7,20 f o ungültigen Erststimmen und 8,4 0/6 ungüIiigen
Zweitstimmen.

Über die ungültigen Zweitstimmen in Stadt und Land liegen
seit 1953 Angaben aus der repräsentativen Wahlstatistik ior
(Tabelle 22 rnd Schaubild 5). Sie zeigen, daß die Zunahme der
ungültigen Zweitstimmen seit 1953 nicht in allen Gemeinde_
größenklassen zu finden ist. Mehr ungültige Zweitstimmen als
1953 und 1957 waren 1961 iu den Gemeinden unter 3 000 Ein-
wohnern zu verzeichnen, wobei eE garrz gleich ist, ob die 'Wähler
Mänuer, Fraueno jung oder alt waren. In den Gemeinden mit
3 000 bis unter 50 000 oder mit über 50 000 Einwohnern habenvon 1953 über 1957 bis 1961 lediglich die ungültigen Zweit-
stimmen zugenommen, die von über 60jährigen Mänrern und
Frauen kamen. Die 21- bis unter 30jährigen Mänrrer und Frauen
sowie die 30- bis unter 60jährigen Frauen haben 1961 in den
Gemeinden ab 3 000 Einwohner zwar mehr ungültige Zweit_
stimmen abgegeben als 1953, aber nicht mehr so viele wie 195?.

Alle diese Untersuchungsergebnisse kann man wie folgt zu-
sammenfassen:

Geht man von der wahrscheinlichen Annahme aus, daß die
meisten ungültiger Zweitstimmen unfreiwillig abgegeben werd.en,
werden beim Ausfüllen des Stimmzettels die meisten Fehler von

den ältesten Wählerno dann von den Frauen und schließlich von
der. Bevölkerung in den kleineren Gemeinden gemacht. Die
meisten ungüItigen Zweitstimmen hatten 196I in der Tat die über
60jäbrigen Frauen in den Gemeinden unter 3 000 Einwohnern,
d-ie wenigsten ungültigen Zweitstimmen die unrer 60jäbrigen
Männer in den Gemeinden ab 50 000 Einwohner, Eine Auiklarring
über das Wahlverfahren und das richtige Ausfüllen des Stimm-
zettels hätte sich somit in erster Linie an die ältesten personen in
allen Gemeinden und sodann an die Revölkerung der Laurl-
gemeinden zu wenden.

_26_

Älter von
etwa... bis

unter...Jahren
Jahr

Yon 1 000
Efftstimmcn I Zweitsiimmen

waren utrgültig

und
Frauen

Frauen und

21-30..

30-60..

60 utrd mehr .......
Ir.g..*t.I

1961
195?
1961
t957
1961
1957

19
24
24
26

25
31
32
34
42
40

22
27
28
31
38
35

31
30
44
34

42

4?

58
50

40

5L
43

1961
t957

25
26 35

29
31

34
31

49
45

42
38

Alter
von..

bis unter ... Jahren
Jahr

Von 1 000 Zweitstimmen der

trIänner Frauen IIänner
und Irrauen

nebenstehenalen Alters waren ungriltig

Gemeinden unter 3 000 Iinwohreru
2t-30 1953

755?
1961

35
40

31
Jb
44

34
46
62

38
44
48

47
46
59

43
54
66

36
39
44

36
42
52

39
50
64

31
38
34

30
35
35

29
4t
46

28
34
32

26
35
34

27
39
46

30-60 1953
1957
1961

60 untl mehr 1953
195?
1961

Gemeinden mit 3 000 bis utrter 50 000 Einwohnern
21-30 1953

195?
1961

26

29

24
26
28

25
31

öo
44
39

35
42
4L

48
OJ

30-60 1953
795?
1961

60 und mehr 1953
7957
1961

Geneinden mit 50 000 und mehr Einwohnern
21-30 1953

1957
1961

28
25

25
2?
23

2t
2?

40
40

31
42
42

49
55

30-60 1953
795?
1961

60 untl mehr 1953
195?
1961

Frauen



AUSSCHNITT AUS DEM RUHRGEBIET

113

77

16

Grenzen vom 31. 12. 1937in den
Deutsches Reich

78

I
HAMBU RG

14

36

26

96

125
127

t2l

7l

ls5

BER LIN

Sowjetsektor
Berlin

Deutsche

0stgebiete

z.Zl.

unter

fremder

Verwaltung

Sowj etisc he

Besatzungszone
Deutschlands

t37
232

231145

rE2

173
t62

230172 211
178

2t2

237

187 196
192

184

l9sI83

WAHLKREIS E

NACH DER PARTEIZUGEHORIGKEIT DER GEWAHLTEN I96I

I

-
[-C0U/CSU (156 Wahlkreise)t::::::::-

77sPo(gl t,iahlkreise)

r-r Gegenüber 1957U neu erworbene Wahlkreissitze
244

Die Namen der Wahlkreise sind Schaubild @ zu entnehmen

STAT. BUNDESAMT 4665

4t



Von den zwei Stimmen, die den Wählern zur Verfügung stehen,
ist die erste Stimme nur für die Wahl des Wahlkreisabgeordneten
bestimmt. Es genügt daher, sich bei diesen Stimmen auf eine
Untersuchung der Mehrheitsverhältnisse in den Wahlkreisen zu
beschränken und mrr einige wenige Globalzahlen vorauszu-
schicken.

Bei der Bundestagswahl 1961 wurden insgesamr 32 004 466
gültige Erststimmen abgegeben, im Yergleich zu J0 156 214
bei der Bundestagswahl 1957. Die ZahL der gültigen Zweitstimmen
1961 betrug demgegenüber nur 31550 901 und lag somit um45J 565
niedriger (1957 nur um 250786).

Mehr Erst- als Zweitstimmen wurden für die SpD, CDU und
CSU abgegeben, bei allen übrigen Parteien verhält es sich umge-
kehrt. Für die kleineren Parteien dürften insbesondere deshalb
weniger Erst- als Zweitstimmen abgegeben worden sein, weil sie
wenig oder gar keine Aussicht hatten, ein -Wahlkreismandat 

zu
erringen. Weiterhiu spielt eine Rolle, daß von kleineren parteien
mit Landeslisten in allen oder wenigstens in einigen Ländern nicht
immer auch in allen Wahlkreisen der betreffenden Länder Wahl-
kreiskandidaten aufgestellt worden sind. Für die Anhänger dieser
Parteien bestand somit vielfach überhaupt keine Möglichkeit, die
Erststimme einem Kandidaten der Partei zu geben, die sie mit der
Zweitstimme wählten. Andererseits gab es auch 1961 wieder
Wählergruppen, die keine Landesliste aufstellen dürfen, so daß
insoweit nur Erststimmen an{allen konnten. Besonders viele Erst-
stimmen, im Vergleich zu den Zweitstimmen, hat die CDU im
Vahlkreis I70 UIm mit dem Kandidaten Professor Erhardt und
die SPD im Wahlkreis 1?6 Mannheim mit dem Kandidaten
Professor Carlo Schmidt erhalten. Näheres über die zugelassenen
Wahlvorschläge ist unter I 3, näheres über die Kombination der
Erst- und Zweitstimmen unter Abschnitt E nachzulesen,

l. Parteizugehörigkeit iler Wahlkreisabgeordneten
Wie sich die Wahlkreissitzebei den vier Bundestagswahlen nach

der Parteizugehörigkeit der Gewählten verteilen, zeigt Tabelle 23.
Danach wurden 196I Wahlkreissitze nur noch von der CDU, SpD
und CSU gewonnen, wahrend bei der 3. Bundestagswahl die Dp

23. Wahlkreissitze nach der Parteizugehörigkeit der Gewählten

1) Bayernpartei. - ,) Zentrum. - 3) \I'ählergruppen.

noch 6 Wahlkreissitze erhielt und die FDP noch in einem Wahl-
kreis Sieger wurde. Die DP hatte damals 5 ihrer Sitze allerdings
der Wahlhilfe der CDU zu verdanken, die in diesen Wahlkreisen
auf die Aufstellung eigener Kandidaten verzichtete. Die aus der
DP und dem GB/BHE entstandene GDP hat die früheren Sitze

der DP nicht an sich ziehen können. Aussichten hierzu bestanden -wenn man die Zweitstimmen 1957 für die DP und den GB/BHE
zusammenfaßt - in den'Wahlkreisen 32 Cuxhaven-Hadeln-Weser-
münde, 33 Stade-Bremervörde, 36 Harburg-Soltau, 39 Uelzen und
45 Diepholz-Melle-Wittlage. In dem ersten Wahlkreis ist der
Wahlkreissitz jedoch an die SPD und in den vier übrigen an die
CDU gegangen.

Die FDP hat ihren einzigen Wahlkreissitz, den sie 195? im
Saarland gewann, 196I ebenfalls an die CDU verloren. Im Saar-
land ging auch der einzige Wahlkreissitz der SpD aus der voran-
gegangenen Wahl an die CDU. Den 5 hinzugcwonnenen Wahl-
kreissitzen dieser Partei stehen 38 verlorene gegenüber, die alle
von der SPD gewonnen wurden. An die SPD hat auch die CSU
5 Wahlkreissitze verloren. Insgesamt hat die SPD 1961 45 Wahl-
kreissitze mehr erringen können als 195?. Trotz dieses Wahlaus-
gangs würden CDU und CSU gegenüber der SPD noch eine große
Mehrheit besitzen, wenn sich der Bundestag allein aus den nach
den Grundsätzen der l\fehrheitswahl in Wahlkreisen gewählten
Abgeordneten zusammensetzen würde. CDU und CSU, die im
Bundestag eine gemeinsame Fraktion bilden, haben auch bei der
4. Bundestagswahl von der. 247 insgesamt zu vergebenden Wahl-
kreissitzen 156 oder fast zwei Drittel für sich erringen können,
wahrend die SPD nur 9I aulzuweisen hat.

24. Wahlkreisabgeordnete des 4. Deutschen Rundestages
nach Ländern und Parteien

I,and Abgeordnct€
insgesamt

Davon der

CDU/CSU sPD I n»e

SchleslYig-Ilolstein .,
Hamburg
Niedersachsen....
Bremen...,..,
Nordrhein-Westfaleu
Hessen . .

Rheinland-Pfalz ....
Baden- Württemberg
llaycrn . .
Saarland .. -.
Bundesgebret ohne Berlin

74
8

34

22
15

47
5

13

15

n
10

42
5

1
I

19

25
19

5
6j

156 91

C. Gültige f,E1s[irnrngn

25. Yon den Wahlkreissiegern gewonnene Stimmenmehrheiten

In diesem Zusammenhang ser erwahnt, daß von Wählergruppen,
die nur in Wahlkreisen auftreten können, überall nur sehr wenige
Stimmen gewonnen wurden. Im Wahlkreis 39 Uelzen entfielen auf
die Wählergruppe Niemack 3I5, im Wahlkreis I09 Lemgo auf die
Union Sozialer Arbeiter Christi Deutschlands 51, im Wahlkreis 12?
Kassel auf die Deutsche VöIkische Gerneinschaft 158 und im Wahl-
kreis 200 München-Nord auf die Wählergruppe Dr. Keller 1645
(1 0/o) Erststimmen. Auch die §Vahlergemeinschaft für ein neu-
trales Deutschland, die als einzige Wählergruppe in zwei Wahl-
kreisen, nämlich in den 'Wahlkreisen 84 Moers und 23I Aschaflen-
burg kandidierte, konnte in beiden Wahlkreisen zusammen nur
778 Stimmen gewinnen.

Die Yerteilung der von den drei Parteien bei der Bundestags-
wahl 1961 gewonnenen Wahlkreissitze auf die Länder ist in der
Tabelle 24 dargestellt. Sie zeigt, daß die CDU in Schleswig-Hol-
stein 13 von 14 und die CSU in Bayern 42 vor 4i Wahlkreissitzen
gewann. Bei der vorangegangenen Wahl waren CDU in Schleswig-
Holstein und CSU in Bayern noch so erfolgreich, daß ihre Kandi-
daten in sämtlichen Wahlkreisen dieser Länder Sieger wurden.
Dafür hat die CDU jetzt alle 5 Wahlkreise des Saarlandes inne,

r) Ohae Saarlaud, \{'ailkrerssieger 1952 und 1061 im säarlatrd in Klammern.
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Parteizugehdrigkeit

Jahr der \I-ahl

1949 1953

1961

mit
Saarland

CDU/CSU
sPD. ... .

FDP ....
DP .....
FU .....
Somtige .

Insgesamt

115
96
72

5
11')

l'i2
45
t4
10

_l\

191
45

6

194
46

1

151l 156g

242 242 242 24? 242 24?

Anteil der
gultigcn

Drststimn)en
Yorr...brs

unter o/o

Zahl der WaLlkreissregcr mit nebenstchendem Stimmenanteil )
ilsgesamt nach Parteien

Sonstige u. ?rrteilose
1949 1 195? 1 1949 1958 1949 1953 1949 1953

SPD

70 und mehr60-70.......50-60.......40-50.. ....30-40.......
20-30 . .

Insgesamt . . .

3
6

19
60

t29
25

10
34
?t
81
41

5

16
48
b6
88( 1)

4)

10
34
51(2)

tze(2)
18(1)

6
18

?

10

60
50
t?

1

16
48
63
54(1)
1o(2)

10
34
4o(2)
55(2)
12(1)

1
20
64
11

I
19

2

11
?4j ;

18
2

;
8
5
2

242 242 24215) 24215) 115 7?2 1e1(3 ) 151(5) 96 45 45(L) 91 31 25 6(1)

1957

ohne mit ohne

;
31
s(1) 3(1)



Slimmanteile der
\JVahlktetssieger tn %

V{AHLKREISSITZE DER CDU/CSU UND SPD BEI DEN BUJ'ID,ESTAGSWAHLEN I949 BIS 196I
NICNIEI.SiII'II'IANTEIL MIT DEA{ SIE GEWONNEN I{URDEN

CDU/CSU SPD %
100

80

20 bis unter 30

30 bis unter 40

60

40 brs unter 45 40

45 brs unter 50

20

50 bis unter 60

60 bis unter 70

70 und mehr 7, 0

1949 1953 1957 I 961 1949 1953 1957 196l

Dre Breite der Säulen entspricht der Zahl der Wahlkreise
STAT. BUNDESAMT 4666

nachdem der SPD dort der Wahlkreissitz von 1957 im Wahl-
kreis 24? Homburg-St. Ingbert verloren ging. Die SPD stellte da-
gegen in den Stadtstaaten Hamburg und Bremen mit zusammen
11 Wahlkreisen allein die Wahlkreissieger. Auch in Niedersachsen
gingen bei der 4. Bundestagswahl 19 von 34 (I95?: B) und in
ü""."o 19 von 22 (195?: 10) an diese Partei' In Nordrhein-West-
falen hat die SPD zu ihren 13 Wahlkreisen, die sie 1957 von den
insgesamt 66 Wahlkreisen dieses größten Landes innehatte, l2hin'
,rg"*onrr"r. An die CDU gingen - außer in den schon genannt'en
Landern - auch in Rheinland-Pfalz und Baden'Württemberg

weiterhin bedeutend mehr Wahlkreise als an die SPD, und zwar in
Rheinland-Pfalz 10 von 15 und in Baden'Württernbery 21 von 33'

Nach Schaubild,6 zeigt sich noch deutlicher als sc-hon 1957 eine
bemerkenswerte Konzentration der Wahlkreise, in denen die SPD
den Sieger gestellt hat. Insbesondere durch den Neugewinn der
'§Vahlkreise 55 Northeim-Einbeck-Duderstadt und 56 Göttingen'
Münden in Niedersachsen und I29 Fritzlar-Homberg untl 131

Marburg in Hessen haben sich zwei Lücken so geschlossen, daß
rd. dic Halfte der Wahlkreise der SPD vom Wahlkreis 44 Nien-
burg-Schaumburg-Lippe im Norden bis zum Wahlkreis 160

26. Wahlkreise in der Reihenfolge der Erststimmenanteile für den gewählten Wahlkreisbewerber 1961

Partei-
zugehörig-

keit' des
gewählten
Bewerbers

Anteil
an den
gültigen

Erst-
stimmen

in o/o

Lfd.
Nr.

Nummer und Name
des \Yahlkrerses

in o/o

gültigen
ßrst-

stimmen

Änteil
an den

ges'tihlten
Bewerbeß

Partei-
zugehorig-
keit d.esrfd.

Nr.
Nummer und Name

des \Yahlkreises

1
2

4
5
6

8
o

10
11

13
74
15
16
17
18
19
20
2l

24
25
26
2?

80
70
95
s7

238

245
204
189
207

1.22
64

150
82

284
61

L97
2+l
205
206
235
246
184

58
2Bl

50 bis unter 600/o

Neuß-GrcYenbroich ......... ...
Siegkrois.......
Stcirfurt-Tecklcnburg ... ... .

Ilüostcr-Strdt und -l,arrd ...
d,rgsburg-Land .....
Drllingen ..
Regensburg
Saarlouis-ll erzl g
Ilunchcn- Land
nastatt .........
rrfeilhei m
Rheinisch-Bergischer Areis ... .,
Afllsbcrg-Soest,
Bcrgherm-Euskirclreu
Koblenz .,..
B,heyilt-trIonchenglad bach-Yiersen
Schlveinf ut
Aachen-Land
Fustenfeldbruck
Eempten........
Rosenheim
Traunstein
\\'tirzbug
Ottveiler-St. §'endel .

f)otraueschitrgen
Bremen-West,
Aschaffetrbug

CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
CSU
CSU
CDU
CSU
CDU
CSU
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
CDU
CSU
CSU
CSU
CSU
CSU
CDU
CDU
SPD
CSU

61,9
61,1
60,7
60,6
60,6
60,6
60,5
60,4
60,3
60,8

59,1
59,1
59,0
58,7
58,6
58,6
58,3
58,2
58,1
57,?
57,?
57,2
57,0
5?,0
56,8
56,7
56,7
56,9
56,2
56,1
55,9
55,8
55,7
eett
55,6
55,5
55,0

25
26
2?
28
2S
30
31

34

noch:60 bis unter 700/o

CDU
CSU
CDU
CSU
CSU
CDU
CSU
CDU
CSU
CDU

L23
2t8
151
242
225

83
240
179
20s

69

Lippstatlt-Brilon .....
T[schemeuth..... ..
Cochem .

trlemmingen
Ansbach .

Kempen-Krefeld . .

Kaufbeuren........
Bruchsal
Landshut
Bonn-Stadt und -Land

Ahrseiler
Karlstadt
Passau .

Vilshofen
Forchheim
Ludrnghausen-Coesfeltl . .

Straubing
Burglengenteld .. . ...
Tauberbischofsherm ...
Emsland
Ravensbüg
Düren-ltlonschau-Schleitlen
Incolstadt
Paderborn-Wied.enbrück .

Dotrauwörth ........
Bad. Kissingen
Altötting
Geilenkirchen.Erkelenz-Ju.lich
Bersenbnick-Lingen ........
Ämberg .

Deggendorf
Beckum-Warendorf ....
Samberg
Trier......

1

J
4
5
6
7
8

60 bis unter 700/o

1
2

4
5
6
?
8
s

10
11
72
13
74
15
16
L7
18
19
20
2l
22

24

149

210
273

s8
212
275
182

26
195

198
104
239

196
62
27

214
208

2t9
1,54

1

69,0
68,7
oö,ö

I cDU | 81,e
800/o und mehr

| 31 Vechta-Cloppenbug

70 bis unter 800/o

CDU
CDU
CSU
CSU
CSU
CDU
CDU
CDÜ
CDU

76,5

74,3
74,2

71,9
?1,8
70,8
70,6

CDU
CSU
CSII
C,SU
CSU
CDU
CSU
CSU
CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
CDU
CSU
CSU
CSU
CDU
CDU
CSU
csu
CDU
CSU
CDU

68,2
67,?
61,6
6?,3
67,2
67,1
67,0
66,8
66,6
66,0
64,9
64,8
64,?
64,4
64,4
64,4
64,1
63,8
63,0
62,7
62,0

153
194
217
276
230

94
103
t2l

85

Prüm
Biberach
Pfarrkrrchen
Cham ...
\Yerßenburg
Borken-Bocholt-AhaN
Warburg-IIoxter-Büen
trIeschede-Olpe .. ...
Gelilern-KIeYe
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Nummer und Name
des Wahlkreises gewählten

Bewerbcrs

Partei-
zugehörig-
keit des gilltigen

EI§t-

Äntell
an den

Btimmen
in o/o

Lfd.
Nr.

Nummer und Name
des Wahlkreises gewählten

Bewerbex

Partei.
zugehörig-
keit des

Änteil
an den
gültigen

Erst-
stimmen

in o/n

Nr.
tfd.

28
29
30
31

34
35
36

38
39
40
41
+2
43
44
45
46
47
48
49
50
5t
52
53

1
2
3
4
5
o
7
8I

10
11
t2
13
t4
15
16
t7
18
19
20
2t
22

24
25
26

29
30
31

33

36

38
39
40
4t
42
43
44
45
46
4?
48
49
50
51
52

54
55
DO
57
58
59
60
61
62

77L
t62
734

41,
65

193
2L

t70
183
148
90

188
177
116
1S9
226
L2?
137
111

4
59

118
67

t28
66

CDU
CDU
CDU
CDU
SPD
CDU
CDU
SPD
CDU
CDU
CDU
SPD
CDU
SPD
8PD
CSU
CSU
SPD
CDU
SPD
CDU
SPD
sPDl)
CDU
§PD
CDU

noch: 50 bis unter 600/o

60 Aachen-§tadt
Aalen
Speyer
Fulda
Stadt Ilannover-Sud
Köln-I,and
Salingen ...
Eambug YII
Ulm ....
Konstanz
Ält€nküchen (\Yesierwald) . . . .
Essen [I .
Offenburg
Dortmund III-Lünen . .. ..
Dortmund. II
Miesbach
Erlangetr
Kassel . .
Limbüg
Wattemeheid-Wanne-Eickel ..
Norder- und Suderdithmarschetr
Bremerhaven-Bremen-Nord ... .

Bochum .
Köln II .
Eschwege
KölnI ..

40 bis unter 500/o

92
24

192
787
113
42

to7

78
155
181
224
100

91
99
23

tt2
109
186
88
81
t7
47
20

5
143
115
244

15
146
28

105
136
158

6
22
89

1
49

L02
720

68

161
84

247
19

tt4
225
7?5
106
185
144
87

7?7
140
L32
139

50
178
L47
g3

sPDl)
CDU
CDU
CDU
SPD
§PD
SPD
CDU
CDU
CDU
CDU
CSU
CDU
cDu
SPD
SPD
SPDl)
SPD
CDU
sPDl)
CDU
SPD
SPD
SPD
CDU
gPD
SPD
cDu
SPD
SPD
CDU
gPD
SPD
SPD
sPDr)
§PD
SPDI)
CDU
sPDr)
CDU
sPDl)
CDU
CDU
CDU
sPDr)
CDU')
SPD
§?Dr)
CSU
CDU
SPD
CDU
§PDr)
CDU
CDU
sPDr)
SPD
SPD
sPDl)
CDU
CDU
S?D1)

Mulheim

Duisburg I
leer ...
Rotfweil
Emmendingen
Innepe-Buh-14'itten ...
Eatrtrover-Land ,......
Eerford-Stadt unal -Land
Schleswig-Eckern-törde ..
Düssetdorf I
Montabaur
Sinsheim
Kulmbach
Becklinghausen-Land ...
Essen III
Gelsenkirchen
Äüich-Emden . .. . .. ..

Krefelil

Bergstraße .
Duisbug II

Eamburg VI
Reüdsbüg
Groß-Gerau
Dortmundt ......
Saarbrücken-Land
Eambüg I
Diebüg .
Osnabrück-Stadt und -land ..
Bielefeld-EaUe
Iriedberg
ludwigshafen am Rhein ... ...Kiel ...
Eamburg VIII
Essen I .
Eusum-Süd tondern- Eiderstcdt
Gandersheim-Salzgitter ........
Gladbeck-Bottrop
Unna-Hamm.......
KölD III .
Rhein-Wupper-Kreis-leverkuseI
Zweibrücken
tr[oers .,
Homburg-St. lngbert .. ... .

I{ambug Y
Eagen ..
Schwabach
Karlsrulle-Stad t
Bielefeld-Stadt
Lönaeh .
Offenbach/U .... ...
Oberhausen
Eeidelberg
Frankfut/trlI .....
Wetzlar .
Eanau .
Stadt Braunschseig ...........
Karlsruhe-Land

63
64
65
66
67
68
69
70
?L

?4
75

?7
78
7S
80
81
82
8B
84
85
86
87
88
89
90
01
92
93
04
95
96
97
98
99

100
101
toz
103
104
105
106
107
108
109
110
111
772
113
114
115
116
177
118
119
720
L21
722
123
724
125
126
727
t2a
129
130
131

7t
14

142
745
46
51

1/O
86
44
25

101
57
79
40

108
757
119
223
752
110
236

DJ
130
t7B
156

16
I
?
8

124
43
52
18

164
20t
203
220

36
56
54

180
141
729

38
200
726

10
202
t72

2S
125
74

131
159

12
221
160
165

11

CDU
CDU
CDU
sPDl)
SPD
SPD
cDu
SPD
CDU
SPD
§PDr)
sPDl)
SPD
CDU
SPDI)
SPD
SPD
CDU
sPD)
SPD
SPD
CSU
sPD)
SPDTI
CDII,
CDU
SPD
CDU
CDU
CDU
SPDl)
SPD
§PDr)
sPD)
§PDl
SPDI)
csu
sPDr)
CDU
SPDs)
SPD)
CDU
SPDl)
SPDl)
CDU9
CSU
SPD
SPD
cDu
CSU
CDU
SPDI)
BPDI
CDU
sPD3)
SPDT\
CDU,
csu
sPDl
sPDr)
CDU
sPD)
CDI]
SPDI)
CDU
sPD)
CDU
sPD)
CDU

Nienbug-Schaumburg-I,ippe
Wilhelmshaven-Friesland . . .
Recklinghauen-Stadt .... ..

noch:40 bis unter 500/6

Oberbergischer Kreis .... ...
HerzogtumLauenbug .....
Düsseldorf-llettmann .... ..
Frankfut/M III
Darmstadt ...
Eameln-Springc
Braunschweig-land-Helmstedt
Mannheim-Stadt
Rees-Drnslaken

und -f,and
Nunberg-Fitth
Flensburg
Northeim-Einbeck-Duderstadt
Stormarn
Obertaunuskreis
lÄ'uppertal II .. .. .

30 bis unter 400/o

Itruppertal I
Wiesbaden.. ....
DßLngen
Saarbrücken-Stadt . . .

Ileilbronn
Göppingen ..,.
Stuttgartl(\1'est) .. ...
Reutlingen .......
Cuxhaven-Eadeln-\1-csermunde
Böblingen
Yerden-Rotenb[g-Osterholz . .
Waiblingetr
U12en...........
Calw....

Bremen-Ost
Düsseldorfll . ..........:.' .::
Stadt Eannover--\ord .... .. .. ..
Detmold
Worms .
Iserlohtr-Stadt und - Land
Eof ....
Kreuznach
trIindeu-Lubbecke
Äugsburg-Stadt
flatz...
Hersfeld .

Crailslheim
I\lainz ..
Ilamburg II .....
Lübeck . .
Plön-Eutin/Nord
Oldenburg-Euiinisüd ....
Altenä-Lüdenscheid ......
{elltadt-Grafschaft Schaumbug . . .
Wolf enbuttel-Goslar-Lanal.
Eämbug IY
Stuttgart tl (Ost) .

München-Ost .....
Munchen-West
Balreuth
Earbug-Soltau
Gottingen-trIünden .. .... .. . ....
Peine-Gifhorn
Ilannheim-Land
Erankfut /M U
X'ritzlar-Eomberg
Celle ....
1\[ünehen-Nord
Waldeck .....
Gießen .
Segeberg-I{eumunster,.. .........
M unchen-Süd
BacknaDg
Delmenhorst-\Yesermarsch
Siegen-Stadt uDd -land- Wittgensteitr
Remscheid-Sotingen .......... -....Ilarburg
Neustadt aD der Neinstraße .......
PinDeberg

227
48

228
2

55
13

135

75
138
168
243
166
169
163
190

767
B4

174
39

191
35
45
30

1

4
5
o

8
I

10
11
t2
13
t4
15
16
t?
18
19

CDU
SPDr)
CDU

Lünebug-Dannenberg
Diepbolz-MeUe.Wittlage
Olilenbmg-Ämmerland
§tade-Bremervörde
Fallingbostel-Eoya

CDU.
§PDl
CDII
SPD
CDU
SPDI)
§PD1,
CDU
CDU
CDU
CDU
CDU

CDU4)
§PD)

CDUI)
cDUs)

noch: 26. Wahlkreise in der Reihenfolge der Erststimmenanteile für den gewählten Vahlkreisbewerber 196I
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r) 1957 CDU/CSU. - ') 1957 SpD. - 

s) 1957 Dp. _.) 1957 FDp.

EambugIII ....
AIfeld-Eolzminden

Nürnberg . ...
Eildesheim-Stadt

Ludwigsbug
Steinburg . . .



Äbstand
der Irststimmen
von... bis...

unter o/01)

Äbstände
insgesamt

Abstände zwischen

1961

CDU/CSU. SPD

79571949

SPD. CDU/CSU

1953 196119491949 1e53 | rsrz 1961

unter 1 ...

5-10...10-15 ...15-201..20-30...30-40...40-50...
50 - 60 ...60-70...
70 und mehr

Insgesamt

L4
4

61
50
30
30I

8

2
1

13
5

23
34
25
2l
49
30
25
13

ö
1

10
t2
22

23
36
26
31
t?
:

12
13
24
47
36
19')
38
23
19
8
2
1

;
20
10
11
16I

5

2

5

I
11
16
74

25
24
72

2
1

4
6
I

19
2L
1?
31
25
29
16

:

8
5

13
19

9r)

22
19
I
2
1

151

1
2
8

74
2l

5
5

1

5
1
b

14
4

:

34

5
5

10
12
4
5

:

=43

4
8

11
28
23
10

6j

242 2L2 242 242 83 159 181 57 91

2?, Abstände zwischen den Erststimmen für die Wahlkreissieger und die Erstunterlegenen*)

It fül$i1-"tB1t*"i}ltf.,?'ii.?)3;,"alen srimmenanteite. - ,) Darunter 1e61 nü noch ein wahlkreis, in dem ttie FDP und ilcht.lie sPD nach der cDU mit einem

,tfitanO von 15,10/o Erstuntärlegener war (Wahlkreis 173 Crailsheim)'

Kaiserslautern im Südwesten ein geschlossenes Ganzes bilden'
Weitere vollständige Wahlkreisgebiete der, SPD sinil im groß-
städtischen Ruhrgebiet, in Hambr:rg und um Bremen und Stutt-
gart entstanden, Ji" .rorr der großen Masse auch jeweils nur noch
äurch einen Wahlkreis der CDU getrennt sinil. Lediglich der Wahl-
kreis Kiel in Schleswig'Holstein und die beiden gebietszusammen'
hängenden Wahlkreise Bayreuth und Hof in der Nordostecke von
Bayern liegen abseits.

2. Mehrheitsverhältnisse in ilen Wahlkreisen

Die MehrheitsverhäItnisse bei den Erststimmen in den Wahl-
kreisen sind für alle Bundestagswahlen in Tabelle 25 und Schau-
bild ? dargestellt. Nach den Bundeswahlgesetzen ist derjenige
Wahlkreisbewerber gewählt, der die meisten Erststimmen auf sich
vereinigt. Obwohl danach die relative Mehrheit genügt, sind schon

bei der 1. Bundestagswahl 28 Bewerber mit absoluter Mehrheit
gewähIt worden, eine Zahl, die sich 1953 sprunghaft auf II5 und
i957 nochm^Is auf 132 erhöhte. Bei der vorangegangenen Wahl
hatten also mehr als die HäIfte aller 'Wahlkreissieger auch mehr
als die HäIfte aller Wähler ihres Wahlkreises hinter sich'

Bei der 4. Bundestagswahl ist ein Wandel in dieser Entwicklung
eingetreten. Mehr als 50 0/6 der Erststimmen wurden für den
Bewerber einer Partei nur noch in 9? Wahlkreisen abgegeben' Von
diesen 9? Wahlkreissiegern mit absoluter Mehrheit der Erststim'
men erhielten l0 über 1}olo,34 zwischen 60 und 700/o und 53

zwischen 50 und 60 ofu. Die entsprechenden Vergleichszahlen aus

der Wahl 195? lauten: 16, 48 und 68.

Verlierer der großen Mebrheiten waren CDU und CSU, die 196I
nicht einmal mehr so viel Wahlkreise mit absoluter Mehrheit ge-

wannen wie 1953. Andererseits blieben sie auch bei der 4' Bundes-
tagswahl nach wie vor die einzigen Parteien, die Mehrheiten von
üb-er 60 0/6 erzielten. Die CDU gewann in 23, die CSU in 2l Wahl-
kreisen solche Mehrheiten. Nach der Tabelle 26, in der die Wahl-

kreise nach der Größe der gewonnenen Mehrheiten gelistet sind,
haben beide Parteien noch 68 Wahlkreissitze mit größeren Mehr-
heiten gewinnen können als ilie SPD. Die SPD erscheint in dieser
Liste eistmalig mit dem Wahlkreis 58 Bremen-West, in dem sie

55,50/6 der Erststimmen auf sich vereinigte, an 70. Stelle'.Außer-
dem erzielte die SPD eine Mehrheit von über 50 0/o in einem
zweiten Wahlkreis dieses Landes, in den Ländern Schleswig'
Holstein, Hamburg und Niedersachsen in je einem, sowie in Nord-
rhein-Westfalen in fünf Wahlkreisen' Sie hat damit im Vergleich
zur vorangegangenen Wahl die Zahl der von ihr mit absoluter
Mehrheit gewonnenen Wahlkreise ebenso etwa verdoppeln können
wie die Zilrl d.er von ihr gewonnenen Wahlkreise überhaupt' Am
deutlichsten wird ihr Wahlerfolg in der Zahl der Wahlkreise, die
sie 1961 im Vergleich zu der vorangegangenen WahI mit 40 bis
S0oioiger Mehrheit gewonnen hat (195?: 31, 1961: 74) und aus der
*i"d".r- verdoppelten Zahl der Wahlkreise, in denen ihr Be-
werber nur ganz knapp unterlag, nämlich der siegreiche Bewerber
der CDU oder CSU nicht einmal 10/o mehr Stimmen gewinnen
konnte (1957: 4, 196l: B). Einen Überblick über die Abstände
zwischen den Siegern und den Erstunterlegenen bei allen vier
Bundestagswahlen vermittelt TabeIIe 27.

Diese Tabelle zeigt u. a. auch, tlaß die Chancen der SPD bei
einer Mehrheitswahl die meisten Vahlkreissitze auf sich zr7 ver'
einigen, nicht sehr groß waren. Nimmt man das Saarland hinzu,
dessen Wahlkreise in der Tabelle aus Gründen der Vergleichbar-
keit fehlen, gab es 1961 27 Wahlkreise mit einem Stimmen-
vorsprung aer COUTCSU vor der SPD von weniger als 50/6'
Waren diese Wahlkreise an die SPD gefallen, wijLrden sich für
diese statt 9I Wahlkreissitze IIB ergeben haben und für die
CDU/CSU 129. Um die Mehrheit der 241 Wahlkreissitze für sich
zu erhalten, wäre es demnach für die SPD erforderlich gewesen'
auch noch mindestens 6 der 20 Wahlkreissitze (mit Saarland) zu
gewinnen, in denen der Stimmenvor§prung der CDU/CSU 5

bis I0 o/o betrug.

D. Gültige Zweitstimmen

Die Verteilung der Erststimmen auf die Wahlbewerber in den
Wahlkreisen ist nur für den 'Wahlausgang in den 'Wahlkreisen

von Bedeutung und entscheidet über die Wahl der 'Wahlkreis-

abgeordneten nach den Grundsätzen der relativen Mehrheitswahl
,rri HaUt" über die personelle Zusammensetzung des Bundestags'
Für die Gesamtzahl der Abgeordneten einer Partei im Bundestag
sind jedoch die Zweitstimmen maßgebend. Yon ihnen hängt das
KräfieverhäItnis der politischen Parteien im Bundestag ab' Sie

sind somit der ausschlaggebende Faktor der Wahl' Auch die
politische Einstellung der BevöIkerung, die sich im Wahlergebnis
äurch Bevorzugung der einen oder anderen Partei niederschlägt,
findet vor aleÄ in den Zweitstimmen ihren Ausdruck' Bei der
Abgabe der Erststimmen spielt, wie bekannt, nicht nur die Partei-
,og-"hö.igk"it der Wahlbewerber eine Rolle, sondern auch die
PeisanüJhkeit des Kandidaten. Dies ist bei der Abgabe der
Zweitstimmen nur indirekt in der Weise der Fall, daß sich der
Wähler ganz allgemein ein Urteil von den Persönlichkeiten bildet,
die eine-Partei iepräsentieren. Einen Einfluß darauf, welche der

auf den Landeslisten der Parteien stehenden Kandidaten zum
Zuge kommen soll, hat er nicht.

Die Abgabe der Erststimme ist ferner von wahltaktischen
Überlegungen der Wähler beeinflußt. Die kleineren Parteien
haben im allgemeinen keine Aussichto ihren Wahlkreiskandidaten
»durchzubringen«. Zahlreiche Anhänger der kleineren Parteien
ziehen es daher vor, ihre Erststimme nicht dem Kandidaten der
Partei ihres Vertrauens, sondern dem Wahlkreisbewerber der
Partei zu geben, der ihren politische., Üb".re,gongen am näch-
sten steht, Aus später noch zu erläuternden Gründen brauchen
sie deswegen nicht zu befüLrchten, ihre eigene Partei zu benach-
teiligen,

Schließlich ist die Möglichteit von Wahlabsprachen zu berück-
sichtigen. Eine Pattei kann auf die Aufstellung eigener-Wahlkreis'
kandidaten verzichten und ihren Anhängern empfehlen, dem
Kandidaten einer befreundeten Partei die Erststimme ztt geben,
um eine Zersplitterung der Erststimmen zu vermeiden' Bei der
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r) 1957 §timmen für die DP und den GB/BHE zus&mmen.

Wahl 1961 kamen solche 'Wahlabsprachen, die in erster Linie
dazu dienen, kleineren Parteien die notwendigen drei Wahlkreis-
sitze zlrn Überspringen der Sperrklausel für die Sitzverteilung
zu verschaflen, nicht mehr vor. Sie spielten aber bei den beiden
vorangegangenen Wahlen eine Rolle,

Wegen der großen Bedeutung der Zweitstimmen für die Beur-
teilung der politischen Einstellung der Wähler, sind die meisten
Ergebnisse der repräsentativen Vahlstatistik nur für die Zweit-
stimmen zusammengestellt worden. Auf der Auswertung dieser
Ergebnisse liegt das Schwergewicht der folgenden Aus{ührungen.
Die Totalergebnisse der Wahl werden nur insoweit herangezogen,
als dies zur Gewinnung eines allgemeinen Überblicks und für die
Feststellung regionaler Unterschiede der Stimmabgabe nötig
erschien.

l. Verteilung iler Zweitstimmen
auf ilie Parteien in Bunrl r nd Ländern

Bei der Bundestagswahl 196I wurden insgesamt Bf 550 90I
gültige Zweitstimmen abgegeben, die sich, wenn man CDU und
CSU zusammenfaßt, auf B Parteien verteilen.

Die CDU/CSU, die schon aus der Wahl 1949 als stärksre Partei
hervorging und ihren Stimmanteil bis I95? ständig vergrößern
konnte, erwies sich auch 196I als die Partei mit den meisten
Zweitstimmen. Auf sie entfielen 14 298 372 oder 45,3 o/o der
gültigen Zweitstimmen. Ihren Wahlerfolg von 1957, der ihr
50,2 0/, oder knapp mehr als die Hälfte aller Zweitstimmen eintrug,
hat sie aber nicht wiederholen können,

Die SPD hat ll 427 355 Zweitstimmen erhalten oder Jb,2olo
aller gtiltigen Zweitstimmen. Faßt man CDU unil CSU als ge-
trennte Parteien auf, wie es ihrem Rechtsstatus entspricht, war
die SPD die Partei mit den meisten Stimmen, denn die CDU hät
nur ll 283 901 oder 35,80/o und die CSU 3 014471 oder 9,60/o
der Zweitstimmen erhalten, Da CDU und CSU durch Bildung
eiuer gemeinsamen Fraktion im Bundestag bisher jedoch immer
geschlossen aufgetreten sind, ist die SPD de facto nur die zweit-
stärkste Partei. Bei der Wabl 1957 betrug ihr Zweitstimmenanteil
nur 31,80/0. Sie hat ihren Stimmenanteil also beträchtlich erhö-
hen können.

28, Zweitstimmen nach \fiahlvorschlägen in den Ländern

Die Partei mit den meisten Stimmen nach der CDU/CSU und
SPD ist die FDP mit 4 028 766 Zweitstimmen bei der Bundestags-
wahl 1961. Ihr Stimmenanteil hat sich seit I95? von 7,7 auf.ll,Boln
erhöht.

Die restlichen Zweitstimmen verteilen sich auf folgende Parteien:
GDP 870 756 oder 2,Boln,
DFU 609 918 oder I,9olo,
DRP 262 91'l oder 0,Bolo,
DG 27 308 oder 0,7oloo
SSW' 25 449 oder 0,7oln.

Zusammen erhielten diese 5 Parteien nur 5,7 0/6 der Zweitstimmen,
woraus ihr geringer Wahlerfolg abzulesen ist. Äm besten schloß
von diesen kleineren Parteien noch die GDP ab. Faßt man die
Stimmen für die DP und den GB/BHE I95? zusammen, ergeben
sich B 0/o Zweitstimmen. Dieser starke Rückgang beweist, daß
der größte Teil der Wähler, die 195? den Gründerparteien der
GDP ihre Stimme gaben, sich 196l z,t anderen Parteien bekannt
haben. Davon dürften in erster Linie CDU/CSU, SPD und FDp
profitiert haben.

Einen im Vergleich zu den großen Parteien ebenfalls sehr
geringen Wahlerfolg hatte mit I,90/o die erst kurz vor der'Wahl
entstandene DFU. Die DRP hat ihren Stimmenanteil von l,0o/e
im Jahr 1957 nicht halren können. Für die DG und für den SSW,
der nur eine Landesliste in Schleswig-Holstein hatteo ergaben sich
mit 0,I0/o dieselben Stimmenanteile wie I95?. Absolut hat sich
die Zahl der Zweitstimmen für die DG um rd. I0 000 erhöht und
die Zahl der Zweitstimmen für den SSW um rd. ? 000 vermindert.

Insgesamt gesehen hat sich somit der Zag zanrr. Zwei. oder
Drei-Parteien-System weiter verstärkt. 195? entfielen auf CDU/
CSU, SPD und FDP zusammen B9o? 0/o der gültigen Zweitstim-
men, 1961 aber 94,3070,

Nach einer Wahl weichen die Kommentare über Erfolg und
Mißerfolg der einzelnen Parteien oft stark voneinander ab. Soweit
dabei nicht propagandistische Absichten eine Rolle spielen, sind
es meist l\{ißverständnisse über den Aussagewert der Zahlen, mit
denen die Veränderungen gegenüber früheren Wahlergebnissen
üblicherweise gemessen werden. Es erscheint daher angebracht,
hierzu einige grundsätzliche Ausführungen zu machen, für die
Beispiele mit überschaubaren Zahlen herangezogen wrirden.
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Es sollen betragen die Stimmen:

fib ilie Partei
bel der
1. WeN

bei der
2. Wahl

Yeränderungen

absotut | '1.

Ä
B
C
D

Insgesamt

1 200
900
600
300

500
200
200
100

+ 300+ 300+ 600

- 200

+25
+33
+ 100

-66
3 000 4 000 +1 000 +do

Der Yergleich filr die ersten drei Parteien gibt zwar absolut und
relativ die Reihenfolge der Stimmengewinne für diese Parteien
richtig wieder, berücksichtigt aber nicht, daß die Partei A tat'
sächlich eine 'Wahlniederlage erlitten hat, ein Wahlerfolg der
Partei B nicht eingetreten ist, der Vahlerfolg der Partei C in
Wirklichkeit viel kleiner und die Wahlniederlage der Partei D
viel größer war. Schon die absoluten Zahlen, aber auch die
Prozentzahlen Iassen nämlich außer Betracht, daß die Zahl der
Wähler um ein Drittel gestiegen ist'

Anderungen der Wählerzahlen werden am einfachsten durch
die Berechnung der Stimmenanteile der Parteien bei jeder Vahl
ausgeschaltet. Diese lauten für das Beispiel in Prozent:

für die Partei
bei der
1. WahI

bei der
2. \Yah1

Yerändcrungen
in Punkten

A
B
C
D

Insgesamt

40,0
30,0
20,0
10,0

37,5
30,0
30,0
2,5

- 2,5
+0
+ 10,0

100 100 +0

Danach hätten bis auf die Partei D alle Parteien einen Stim'
menzuwachs erhalten' Äbsolut am größten ist er bei der Partei C,

die sich damit nach der Partei A und nach der Partei B als
eigentlicher Wahlsieger betrachten könnte. Etwas anders sieht
jeäoch die Reihenfolge derProzettzahlen über die Veränderungen
äus, nach denen die Partei C zwar ebenfalls den größten Stimmen-
zuwachs erhalten hat, dann aber die Partei B und erst an dritter
Stelle die Partei A. Die Partei D schließlich hätte 66 0/o ihres
früheren Bestandes verloren'

Erfolg und Mißerfolg der vier Parteien nach einer dieser beiden
Veränderungsreihen zu beurteilen, wäre jedoch sehr oberflächlich'

In bezug auf die Stimmenanteile - und damit unabhängig von
der jeweiligen Zahl der Wähler - hat allein die Bedeutung der
P".tei C, und zwar um I0 Punkte, zugenommen; die ParteiBhat
ihren früheren Stimmenanteil mrr halten können, die Partei A
hat schwache und die Partei D sehr starke Yerluste erlitten'

Wendet man diese Beispiele auf die Bundestagswahl 196l an,
würde sich fiir die CDU/CSU auf Grund der absoluten Zahlen der
Zweitstimmen gegenüber I95? ein Stimmenverlust von ?10 000

oder 4o? 0/o ergeben und für die SPD ein Stimmengewinn von
I 932 000 oder 20,3 0/o' Danach wäre der Stimmenverlust der
CDU/CSU bedeutend kleiner als der Stimmengewinn der SPD'
Anders jedoch sieht es aus' wenn man von den Yeränderungen der
StimmÄanteile ausgeht. In diesem Fall ergibt sich für die CDU/
CSU ein Rückgang des Stimmenanteils von 50,2 auf 45,3 0/6 oder
um 4,9 Punkte und für die SPD eine Zunahme von 31,8 auf
36,2 0/, oder 4,4 Punkte. Hiernach war der Stimmenverlust der
CDU/CSU etwas größer als der Stimmengewinn der SPD' Ver'
gleicht man weiterhin den Stimmengewinn der SPD mit dem
§timmengewinn der FDP, so beträgt dieser auf Grund der abso-

luten Zahlen der Zweitstimmen für die SPD - wie schon gesagt -
20,3 0/0, für die FDP aber 14,60 ln,während sich die Yeränderungen
der prozentualen Stimmenanteile Iediglich wie 4,4 zrt 501 verhalten'

Für die SPD und FDP, deren Stimmenanteile zugenommen
haben, kann man auch von einer anderen Betrachtungsweise
ausgehen. Man kann fragen, rvieviele Stimmen jede dieser beiden
Parieien von den Wählern hinzugewonnen hat, die bisher nicht
SPD oder FDP gewählt haben. Bei der 'WahI 1957 entfielen
68,20ln der gültigen Zweitstimmen nicht auf die SPD und 92,3 0/6

nicht auf die FDP. Yergleicht man nun den Stimmengewinn der
SPD von 4,4 Punkten mit diesen 68,2 0/u und den Stirnmengewinn
der FDP von 5,1 Punkten mit den 92,3o10, so ergibt sich, daß von
100 Wählern, die bisher entweder nicht die SPD oder nicht dic
FDP gewählt haben, von der SPD 6,5 und von der FDP 5,5

hinzugewonnen worden sind. Danach wäre in bezug auf den
Anteii der Wähler, die bisher die SPD oder die FDP nicht gewählt
haben, der Wahlerfolg der SPD größer als der Wahlerfolg der
FDP. Dabei muß selbstverständlich berücksichtigt werden, daß
es sich bei dem Stimmenzuwachs der beiden Parteien um einen
Saldo aus Z:ug-dngel von anderen und Abgängen nach anderen
Parteien handelt,

Die CDU/CSU erwies sich auch in der Mehrzahl der Länder als
die stäirkste Partei. Ihr Stimmenanteil ist nur in drei Ländern
von dem der SPD übertroffen worden. In Hessen, wo 1957 die
SPD vom ersten Platz verdrängt worden war, mußte ilie CDU
mit 34,9 0/o der Zweitstimmen den ersten Platz wieder an die
SPD abgeben, die 42,Boln der Stimmen erhielt. In Hamburg und
Bremen konnte die SPD mit 46,9 bzw. 4907 oloZweitstimmen ihren
Vorsprung vor der CDU (3I,9 bzw. 27,0oln) vergrößern' Auf der

STI}IT.IANTEIIE VON CDU/CSU, SPD. FDP UND GDP
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Land
Yon 100 Zweitstimmen der(s)

SSWDX'UGDPX'DPSPDJahr

im Wahlgebiet entfallen auf die länder
DG

§chleswig-Ilolstein .

Eambüg

Niedersachsen .... .

Bremen .

Nordrhein-Westfalen

Eessen...,

X,heinland-Pfalz ....
Baden. Württemberg

Bayem .

Saarland

l,nu,
lrssr
lrrt,
I 1961
l,oo,
lrser
195?
1961
7957
1961
LS5?
1961
t95?
1961
1957
1961
795?
1e61 l

195? I

1e6l I

4,2
4,0
2,9

10,0
10,7
0,8
0,8

32,1
37,7
?,4
?,0
6,8
6,?

13,7
13,3
20,1
2L,t
2,0
2,0

4,3
4,3
c,b
4,9

13,2
13,4
1,9
1,9

37,2
31,1
10,9
10,8
6,1
5,8

10,6
11,8
t4,?
14,5
1,5
t,?

4,?
4,?
4,6
9,8

12,9
1,0
1,6

24,0
2?,8
10,1
10,9
8,0
6,4

24,3
7? ,3
10,4
11,9

4,3
1,9

6,?
6,1
3,0
1,4

30,5
2?,8
2,?
2,0

75,4
9,5

12,6
73,?
2,4
1,1
9,9

13,4
16,6
24,8
o,2
0,2

z,s

t,t
8,3

1l
30,9

10,8

ap

15,6

1a
3,1

2,9
4,6
2,9
4,0

28,8
24,1
1,8
1,9

78,7
16,?
11,0
't,0

16,6
17,0
8,1

11,8
8,1

10,9
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29. Yerteilung der Zweitstimmen der Parteien
auf die Länder

2. Yerteilung der Zweitstimmen
auf ilie Parteien in ilen 'Wahlkreisen

Da die DG ulrd der SSW nicht in allen Ländern Landeslisten
eingereicht haben, Iiegen nur für die übrigen parteien Zweit-
stimmenergebnisse für a\\e 247 Wahlkreise vor.

Den im Bundestag nicht vertretenen Parteien ist es nur in
T Wahlkreisen gelungen, mehr als 100/, der Zweitstimmen auf
sich zu vereinigen. In 6 Wahlkreisen hat die GDp zwischen I3,3
und 16,1 0/o der Stimmen erhalren (Tabellen 30 und 31), Sie liegen

anderen Seite hat die CDU in Rheinland-pfalz 48,9 und im Saar_
land 49,0 0/6 sowie die CSU in Bayern 54,9 o/o der Stimmen erhal-
ten und somit weit mehr als äie SpD. Außerdem hat sich die
CDU vor der SPD noch in Schleswig-Holsteino Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg erneut als stärkste
Partei durchgesetzt. Die Stimmenanteile der CDU/CSU haben
sich in allen Ländern vermindert und die der SpD überall erhöht.

An dritter Stelle kommt in allen I0 Ländern die FDp. Dabei
ist in Baden-Württemberg (L6,6olö und in Hamburg (15,?o/o)
ihr Stimmenanteil am höchsten. Im übrigen ergeben sich für die
FDP noch in Bremen und Hessen relativ viele Stimmen. Schwä-
cher geworden ist die FDP lediglich im Saarland; in den übrigen
Ländern hat sie ihren Stimmenanteil stark erhöhen können.

Die GDP hat in Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Bremen,
Hessen und Bayern relativ gut abgeschnitten. In allen anderen
Ländern blieb der auf sie entfallende Stimmenanteil gering. Da
in vier der fünf Lander der Anteil der Vertriebenen an der Be-
völkerung am größten ist, kann schon hieraus geschlossen werden,
daß insbesondere Vertriebene und frühere GB/BHE-Wähler die
GDP mit ihrer Stimme unterstützt haben. von den früheren
Wahlern der DP ist das in sehr viel geringerem Ifmfang anzu-
nehmen. Andernfalls hätte die GDp nach den Ergebnissen 1957
für_die DP und den GB/BHE zusammen in Niedersachsen 19,0 0/o

und in Bremen I5,9 0/6 der Zweitstimmen auf sich ziehen müssen.
Tatsächlich beträgt ihr Stimmenanteil dort aber nur 6,1 bzw. A,lo I o.

Für die DFU ergeben sich bis auf Hamburg, Bremen und das
Saarland keine besonderen Schwerpunkte, Die meisten Zweit-
stimmen erhielt sie in Hamburg.

Die DRP hat ihre stärksten Stützen in Niedersachsen und
Rheinland-Pfalz, wo sie auf 1,6 bzw.2,Jolo Zweitstimmen kam.
Der DG gelang es in keinem Bundesland, auch nur l0/o der Zweit-
stimmen zu erhalten, Der SSW, der, wie schon gesagt, nur in
Schleswig-Holstein mit einer Landesliste auftrat. erhielt dort
1,90/o der Zweitstimmen, verglichen mit 2,50/o 1952 und 3,30/o I953.

Mit welchen Änteilen sich die Zweitstimmen für jede partei
im ganzenWahlgebiet auf die Länder verreilen, zeigtTabelle2g.

mit weiteren Wahlkreisen, in denen der Stimmenanteil der GDp
ebenfalls relativ hoch war, alle in Niedersachsen. Der SSW hat
im Wahlkreis 2 Flensburg mit 14,7 o lo die meisten Stimmen erhal-
ten. In den angrenzenden Wahlkreisen kam er aül 6,4bzw. S,Sof s,
erreichte in den übrigen Wahlkreisen des Landes Schleswig-
Holstein aber noch nicht einmal I0/0.

Mehr als die Hälfte der Zweitstimmen har die CDU/CSU in
84 Wahlkreisen und die SPD in 9 'Wahlkreisen erhalten. Bei der
Wahl 1957 konnte die CDU/CSU noch in IIB Wahlkreisen die
absolute Mehrheit erzielen. Obwohl sich die ZahI dieser Wahl_
kreise um 34 vermindert hat, ist sie doch die einzige partei
geblieben, für die sich aueh bei der WahI 1961 besondärs große
Mehrheiten ergaben, In 3I Wahlkreisen beträgr ihr Stimmenanteil
60 bis 70 und in I0 Wahlkreisen mehr als ?0 0/6. Für die SpD hat
sich besonders stark die ZahI der Wahlkreise mit einem Stimmen-
anteil zwischen 40 und 50 0/o erhöht. Auf der anderen Seite ist die
Zahl der Wahlkreise, in denen ihr Stimmenanteil weniger als
200/o ausmachto von 3? auf 15 zurückgegangen. Nach wie vor
gibt es aber keinen Wahlkreis mit einem Stimmenanteil der CDU/
CSU von weniger als 200/6.

Die FDP hatte in den meisten Wahlkreisen l0 bis 200/o der
Wähler hinter sich. Nur in 15 Wahlkreisen beträgt ihr Stimmen-
anteil zwischen 20 und 30 0/0. Weniger als l0 0/6 der Zweitstimmen
erhielt sie 195? in 193, 196l aber nur noch in ?I Wahlkreisen.

Die Wahlkreise mir den höchsten Stimmenanteilen für die
CDU/CSU sind durchweg ländliche Wahlkreise rnit stark katho-
lischer Bevölkerung. Die meisten Zweitstimmen überhaupt erhielt
die CDU im Wahlkreis 3l Vechta- Cloppenburg mit 81,30/0. Es
folgen die Wahlkreise 153 Prüm mit ?6,1 0/, und I94 Biberach
mit 75,4010. Die Wahlkreise mit den meisten Stimmen für die
SPD sind 58 Bremen-West mir 55,I0/0, 4I Stadt Hannover-Süd
mit 53,70/o und 21 HamburgVII mit 53,50/0. Auch die übrigen
in Tabelle 31 nachgewiesenen W'ahlkreise mit besonders vielen
Stimmen für die SPD sind städtische Wahlkreise. Die FDp hat
ihren stärksten Rückhalt in den Wahlkreisen 1?3 Crailsheim und
166 Heilbronn. Bei der DFU fällr der verhäItnismäßig hohe Stim-
menanteil im Wahlkreis ?4 Remscheid - Solingen von 6,3 0/o und
bei der DRP ihr Stimmenanteil von 6,00/6 im Wahlkreis 160
Kaiserslautern auf,

Genauere Einblicke in das regionale Stärkeverhältnis der
Parteien vermitteln die Schaubilder 10, 11 und I2o in denen für
die im Bundestag vertretenen Parteien der Anteil an den Zweit-
stimmen in den Wahlkreisen kartographisch dargestellt ist.

Die Gebiete, in denen die CDU/CSU mir mehr als der Hälfte
der Zweitstimmen vertreten ist, decken sich weithin mit den
Gebieten mit überwiegend katholischer Bevölkerung (vgl. 'Wirt-
schaft und Statistik L964,Heft I, Seite 1?). Es handelt sich dabei
vor allem um den Südwesten von Niedersachsen, die Ränder des
rheinisch-westfälischen Industriegebiets, die Regierungsbezirke
Aachen, Koblenz und Trier, den Südteil von Baden-Württemberg
sowie fast ganz Bayern, mit Ausnahme großer Teile von Mittel-
und Oberfranken und der Städte München und Augsburg.

Die regionale Verteilung der Stimmen für die SpD ist nicht
das genaue Spiegelbild der Wählersrimmen für die CDU/CSU,
weil in vielen Wahlkreisen auch die Stimmen für die FDp eine
bedeutende Rolle spielen. Die SPD-Stimmen häufen sich in den

30. Parteien nach ihrem Zweitstimmenanteil
in den Wahlkreisen

Antcrl
an den

Zweitstimmen
von ,,. bis ..,

unter o/o

Zahl der I\'ahlkreise mit ncbenstehendem Stimmcnanteil für
CDU/CSU SPD FDP

1961 7557 1961

D]IU DG

1961lebil 1e61

70 und mehr ..
60-70......
50-60.....
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30-40. . . .
20-30. . .
10-20.......
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VERTEILUNG DER Zl{EITSTIMIIEN IN DEN WAHLKREISEN I96I

ICDU/CSU NFDP Esonstige mSPD
HESSEN

RHEINTAND . PFALZ

BADEN . WÜRTTEMBERG
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r30
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ReutIngen
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Bol,noen
B,beäch
Rovensburg

l96,Alloltrno
197 Fußtenf;ldbruck
198 lnoolsrodi
199 Miesboch
200 Munchen'Nord
201 Munchen'O*
202 Munchen-5ud
203 Munchen.We*
204 Munchen-Lond
205 Rosenhe,m
206 Troun*ern
207 Werlherm
208 Desgendorf
,09 Ld.dshut
210 Posou
21 1 Pfotrkrrchen
212 Stroubrro
213 V lshofei

21 5 Burqle;senfe d
216 Chom
217 Regensburs
218 Trrschenreulh
219 Bombers

222 Forchh;im
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225 Ansboch
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229 schwobo;h
230 We ßenburo
231 Aschoftenbürq
232 Bod Krssnoen
233 Korl*odt -
234 Schwe,nfuil
235 Wurzboro
236 Ausrburq-Slodl
237 Auosburo-Lond
238 D länqen-
239 Donouwodh
240 Koufbeuren
241 Kempten
242 Memmrnsen

Husum.Sudlondern -Erderstedt
Flensburg
Schleswrg'Eckernf orde
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Oldenburs.Eutrn,'S!d
Lubeck
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AUSSCHNITT AUS DEM RUHRGEBIET
Deutsches Reich

in den Grenzen vom 31. 12. 1937

HAIIIBURG

BER LIN

Eerl rn (West)

t
I

I
I

I

Deutsche

0stgebiete

z.zt.

unter

fremder

Verwa ltung

Sowletrsche
Besatzungszone

Deutsch lands

ANTEIL DER Zt'/EITSTIA.TMEN FIJR DIE CDU/CSU
IN DEN WAHLKREISEN I96I

I

t

Anteil rn %

unter 10

lTlllTllTll to bis unrer 2o

T zobrsunter3o

Nrobrsunter4o

Woobrsunter5o

ffi*brsunter6o

ffi uoundmehrTo

Dre Nummern und Namen der Wahlkrerse srnd den Schaubr ldern @ und @ zu entnehmen

S TAT. BUNDESAMT 4667

-36-

@

:&



AUSSCHNITT AUS DENI RUHRGEBIETDeutsches Reich
in den Grenzen vom 31.12.1937
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AUSSCHNITT AUS DEM RUHRGEBIET
Deutsches Reich

in den Grenzen vom 31.12. 1937
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31. Itlahlkreise mit dem höchsten Zweitstimmenanteil für CDU/CSU, SPD, FDP, GDP, DFU, DRP, DG und SSW 1961

(jeweils 10 Wahlkreise)

Nummer und Name
des WaNkreises

Anteil
an den gültigen
Zweitstimmen

io o/o

Nummer und Name
des wahlkreises

Änteil
an den gültigen
Zweitstimmen

in o/o

CDU/CSU DN'U

31
153
194
271
276

94
103
230
L21
85

58
4t
2l
90

lL?
116
727

59
111

s2

173
166

30
191

45
172
163
t74
126
129

39

34

36
44
54
45

Geldern-Kleve

81,3
76,7
75,4
?B,S

?1's
7L,7
7t,5
70,5
70,2

55,L
53,7
53,5
52,7
52,4
51,6
51,5
50,2
50,2
49,5

26,9
25,4
25,O
24,9
21,8
24,2
23,8

23,O
22,5

16,1
15,0
74,?
L3,7
L3,1

9,7
8,9
4,7
8,5

7?6
15
2l

702
139

17
58

243
228

160
159
757
152

30
161

36

38
44

181
24t

209
10
53
55
66

725
161

2
1

4
5
6
7

10
t2
13

X,emscheiil-Solingen
Ilannheim-§tadt. . .
EamburgI.......
Hambug VII . .. .

Glaalbeck-Bottrop .

Ilanau . .
IIamburgIII.....
Bremen-\Yest . .

Saarbrucken-Stadt
Nürnberg-Fiüth . .

6,3

4,5
4,2
4,1
4,\
4,0
8,8
3,8
3,6

6,0
5,2
4,t
4,0
3,4

2,9

2,8
2,8

0,7
o,7
0,4
0,4
0,3
0,3
0,3
0,3
0,3
0,3

14,7
6,4
5,5
0,7
0,7
0,2
0,1
0,1
0,1
0,1

SPD

Bremen-West
Stadt Ilannover-§üd .....
IlamburgYII .......
Essen II .
Dortmund III-Lünen.
Dortmund II
Kassel ..,,,..
BremerhaYen-Bremen-Nord ..
\Yattenscheid-Wanne-Iickel
Duisbug I

FDP
Crailsheim
Eeilbronn
Oldenbug-Ämmcrland ......
Calw ...
Diepholz-MeIe-Wittlage .....
Backnang
Stuttgartl(West)..
Waiblingen
Waldeck.
tr'ritzlar-Eomberg

GDP

Stade-BremerYdrde ...... ...
Iallingbostel-Iloya .........
Uelzen ..
Cuxhaven-Eadeltr-Wesermünde

DIiP
Kaiserslautern
Neustadt an der Weinstraße
Worms .

Kreuznach

Harburg-Soltaü
Iallingbostel-Eoyl ....
Celle . ..
Nienbug-Schaumburg-Lippe

DG

Sinsheim
Kempten

Segeberg-Neumünster .

IIatz -..
Northeim-Dinbeck-Dualerstaalt
Göttingen-Münden ..........,
§iä!;;-'§tad[,ild -land -wrttsenstein
Zweibrücken

SSW

Schlesryig-EckerDförde . ... ....
Norder- und Süderdithmarschen
Rendsbüg . .. ... . .

Kiel -...

Diepholz-Melle-Wittlage
Pinneberg
Stormarn

Großstädten und im Umland der Großstädte. Besonders viele
SPD-Stimmen ergebetr sich daher, außer für die Großstädte selbst,
für den Raum Hamburg, Bremen und Hannover, für das rheinisch'
westfälische Industriegebiet, für den Raum Frankfwt-Offen-
bach-Darmstadt und füLr den Raum Mannheim - Ludwigshafen.
Mindestens 40 0/o iler Zweitstimmen hat die SPD außerdem im
Süden und Südosten Niedersachsens, in fast ganz He§sen, in

großen Teilen von Rheinhessen und der Plalz sowie in großen
Teilen von Oberfranken erhalten.

Für die FDP ergeben sich drei Schwerpunkteo in denen ihr
Stimmenanteil über 20 0/o beträgt. Es sind dies die Wahlkreise
30 Oldenburg - Ammerland, 45 Diepholz - Melle - Wittlage, I0B
Detmold und I09 Lemgo im Norden, die Wahlkreise 126 Wald-
eck und 129 Fritzlar-Homberg in Oberhessen und B Wahl'
kreise im württembergischen Raum.

3. Stimmabgabe iler Briefwähler
Die Stimmabgabe der Briefwähler ist in den Tabellen 32 und 33

zusammengestellt und aus Schaubild 13 ersichtlich. In den
Tabellen ist ihre Stimmabgabe auch mit der Stimmabgabe der
übrigen Wähler verglichen.

32. Stimmabgabe der Rrietwähler nach Parteien

r) 1957: DP + GB/BEE.

_39_

STIMMABGABE DER BRIEFWAHLER I957 UND 196I
( Zweitstimmen )
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Von 100
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1S61

Yon den Zweitstimmen der

Wd,hler
zusammen

entfaUetr aul nebemtehende Parteien in 0/o

7957 roor I ror119g1

DFU...... . .

DRP...... ..
Sonstige . . .

Insgesa,mt . ..

6,3
6,3
5,3
4,5

4,0

4,4
?,0
?,5
6,1
5,1
4,8
4,8
5,0

21,0
49,3
9,7

11,0

i,e
1,0

27,1

16,2
9,8
2,4
1,5
0,6
0,2

39,2
7,6

10,4v
1,0
1,4

36,8
35,4
12,6
9,5
2,8
2,0
0,8
0,2

31,8
39,7

10,5v
1,0
1,4

36,2
35,8
12,8
9,6
2,8
1,9
0,8
0,2

5,1 5,9 100 100 100 100 100 100

Yechta-Cloppenbug ...
Prrim . . .
Biberach
PfarrkircheD
Cham ...
Borken-Bocholt-AhaN
Warburg- göxter-Biilen
Weißenburg.
Meschede-Olpe . ..

@

0

1957795?

SPD
CDU
X'DP
CSU



33. Stimmabgabe in den Ländern 1961 unter besonderer Berücksichtigung der Briefwähler

Lantl
: ohne Brietwähler: Briefwähler

c : ißgesamt)

(a
b

Anzahl

Von den güItigen Stimmen entfallen ouf W'ahlbewerber bzw. Landeslisten der

SPDCDU/CSU Sonstige
Änzahl

X'DP

Änzahl
GDP

Anzahl

Erststimmen
Schleswig-I{olstein .

Eambug ... ..
Niedersachsen .

Bremen

Nordrhein-Westialen

Ilessen .

Rheinlaual-Pfalz ..

Baden-Wii[ttemborg

Bayern .

Saarland .

Schleswig-Eolstein ... . .

Hamburg

Niedersachsen

Bremen .

Nordrhein-Westfalen ...
Eessen . .

Rheinland-Pfalz ........
Baden-Wrirttemberg . .

Bayern....,.

Saarland

Bund.esgebiet ohne Berlitr L3 73? 549
990 188

14 ?2? ',t\?

11 160 ?45
511 312

ll 61'2 057

a
b
a
b
a
b
a
b
&
b

b
a
b
a
b
a
b
a
b

3,6

0,9
1,1
6,4
5,2
3,8
4,9
0,8
0,8
3,9
3,0
0,4
0,5
2,6

3,9
3,f

3l ?54
1 496 384

59 871
272 276

7 9t4
3 434 690

158 906

36 184
7 574 352

92 127
772',l02

8 645
4 253 056

349 353
980 263

?5 0t4
921 618

66 844
1 83? 258

118 362
2 917 999

186 743

3,9
4,1
1,0

6,2
5,1
4,0
5,0
0,9
0,9

0,5
0,f
2,8

3,9
3,9

568 790
40 258

356 233

2?5 2?8
16 658

930 602
?2 6??

898 592

487 457
22 703

538 628
48,',|

31,8
40,1
39,8
46,2

36,9
47,5

35,3
44,0
48,9
57,0
45,5
51,0
55,5
58,2

45,6
52,8
46,0

41,4
47,1
31,3
39,4
38,f
45,2
26,4
36,2
4/,0
56,4
31,3
43,0
48,5
56,4
45,0
51,0
54,8

1 213 911
5'.1 764

645 330
30 363

1 32? 088
58 354

1 613 126
?6 9?3

191 915
6 710

41-3 507
22 22t

528 656
31 382

1 46? 763
59 061

205 031
7 ?03

3 391 159

443 s7o I

32 916
58 916
5 069

975 409
87 893

395 900
29 310

239 L97
76 ?64

652 953
44 326

412 t47
38 359
?0 895
4 4?8

47 299
3 057

10 106
9?5

243 103
10 269
15 887
I 746

73 054
5 051

108 976
5 724

547

106 679
5 025

202 904
11 768

1 458
86

49 495

10 801
t 047

232 t39
10 080
16 333

1 165
?? 806
5 325

113 60?
5 358
I 001

?65
111 345

6 266
203 850
12 310

1 637
101

51 882
3 055

50 274
2 631

t04'149
4 099

L6 4?9
650

278 495
10 069
?4 245
3 375

?0 163
2 680

1l? ?54
6 099

111 3?3
6 918

23 465
?18

53 845
3 138

5t 254
2 ?29

113 455
4 362

16 880
681

226 275
10 468
80 6?8
3 ?25

73 696
2',?93

126 401
6 689

116 ?01
? 158

23 994
?26

27,5
48,1
35,2
39,.4
30,0
51,0

38,4
26,0
43,8
33,9

25,9
32,8
25,1
30,7
24,0

36,9

4/,9
35,1
39,2
29,8
50,6

38,1
25,9
43,4
33$
34,0

32,5
2,1,8

30,5
23,8

161 326
78 522

764 325
18 594

12,3
16,4
14,f
20,6
11,7
16,5
14,2
21,6
10,9
14,4
14,3
17,2
12,7
14,3
16,2
19,1

7,8
12,0
12,6

11,9
15,5
12,1

13,6
1/ ,8
15,2

12,9
17,7
14,1
22,6
11,5
15,1
15,1
17,9
13,1
14,9
76,5
19,0

8,5
12,0
12,8

3,9

4,5
2,9
2,8
2,1
4,0
2,8
2,4
1,6
2,7
2,0

2,9
2,6
2,1

4,2

4,2
3,8
4,6
3,0
3,0

4.2
2,9
2,5
1,7
3,0

4,0
2,4

2,9

4,.1

b
a

3/,0

36,5

3 575 038
291 231

3 866 269

816 242
43 048

859 290

2,7 2,8
2,1

838 819
40 294

879 113
Zseitstimmel

a
b
a
b
a
b
a
b
a
b
a
b
a
b,
a
b
a
b
a
b

530 813
38 403

345 302
35 311

7 447 4?0
89 486

107 127
8 366

4 185 784
344 769

65 678
1 781 503

|t? ?63
2 831 931

182 540
26? 825

16 430

158 200
1?6 513

56 799
629 964

29 866
285 67L
5? 214

5?6 543
76 099

187 326
6 6?7

7?4 726
14 493

168 205
19 050

484 145
34 994
59 ?35
5 220

1 026 456
92 004

408 425
30 301

242 253
L7 325

653 371
43 940

438 689
47 74t
?0 351
4 542

Bundesgebiet ohne Ber1in a
b
c

13 326 949
9?t 423

t4 298 3?2

44,9
52,0
45,3

36,8
27 ,1
36,2

l

I

10 922 133
505222

71 427 355
I

3 725 ?56
303 010

4 028 ?66

12,6
16,2
12,6 2,8

826 014
44?42

870 756

2,8 883 179
42 4?3

925 652

3,0
2,3
29

'Während im Durchschnitt 5090/o der gültigen Zweitstimmen
von Briefwählern kamen, waren es bei der FDP 7,5, bei der CDU
7,0, bei der CSU 6,I und bei der SPD nur 4,4ols. Unter den Wählern
der SPD waren also auch diesmal anteilmäßig nicht nur weniger
Briefwähler als bei den übrigen Parteien mit Bundestagssitz;n,
sondern (mit Ausnahme der DRP) auch weniger als bei den
Parteien, die im 4. Bundestag nicht vertreten sind.

Die Unterschiede zwischen der Stimmabgabe der Briefwähler
und der ribrigen Wähler sind gegenüber 195? kleiner geworden.
Das kommt daher, daß der Anteil für die SPD unter den Brief-
wahlstimmen, der 1957 21,0 und l96L 21,L0/o betrug, stärker
zunahm als ihr Anteil an den Stimmen der übrigen Wähler,
der nur von 32,3 auf 36,80/6 oder um 4,5 Punkte stieg. Die CDU
hat dagegen unter den Briefwählern größere Stimmenverluste zu
verzeichnen als unter den übrigen Wählern. Bei den Briefwählern
nahm ihr Stimmenanteil um 7,1 Punkte und bei den übrigen
Wählern rur um 3,8 Punkte ab. Hieraus könnte gefolgert werden,
daß sich in der beruflichen und sozialen Schichtung der Vähler-
schaft dieser beiden großen Parteien eine Nivellierung anzubahnen
beginnt. Für die FDP und CSU ist die Stimmenentwicklung bei
den Briefwählern und den übrigen Wählern etwa gleich gewesen.

4. Stimmabgabe nach Geschlecht unal Alter
Die Resonanz der Parteien bei Männern und Frauen weist be_

deutende Unterschiede auf. Die parteien entfalten daher oft eine
Werbung, die speziell die Frauen ansprechen soll, deren Wahl_
entscheidung schon wegen ihrer größeren Zahl von besonderer
Bedeutung ist.

Würden die Frauen 196l genauso gewählthaben wiedieMänner,
hätten von 1000 für die einzelnen parteien abgegebenen Zweit_
stimmen jeweils etwa 467 aul Männerstimmen und 533 auf
Frauenstimmen entfallen müssen. Dies ist, wie aus Tabelle 34
ersehen werden kann, bei keiner Partei der Fall, am ehesten noch
bei der GDP. Yorwiegend auf männliche Wähler stützten sich

34. Anteil der Männer- unrl Frauenstimmen
an den Zweitstimmen (R)*)

Der Stimmenanteil der CDU/CSU und FDP bei den Brief-
wählern war auch in allen Bundesländern größer als ihr Stimmen-
anteil bei den übrigen Wählern; umgekehrt war der Stimmen-
anteil der SPD an den Briefwahlern in allen Bundesländern kleiner
als ihr Stimmenanteil bei den übrigen Wählern. Das gilt sowohl
für die Erststimmen als auch für die Zweitstimmen. *) Ohne Strmmen der Briefwähler.
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Partei

Von 1 000 Zweitstimmen fur nebenstehende
Parteien entfielen auf

Männerstimmen I X'rauemtimmen

1961 7957 1e61 | rotz

Somtige

416
513
494
4?5
535
586
508

422
5t?
502
481

544

584
487
506
325
465
4t4
492

578
483
498
519

456
46? 46? 533 533



35. Auf die Parteien entfallende Zweitstimmen nach Geschlecht und Alter der Vähler (R)

Von jeseils 1 000 gültigen Zweitstimmen entflelen auf nebenstehende Parteien

CDU/CSU

X'DP

GDP

Soßtige

1953
1957
1961
1953
195?
1961
1953
t957
1961
1953
7957
1961
1953
L967
1961

484
531
495
290
313
348

95
,?0

119

är
18

är.
20

13
6

4L4
461
430
343
3?9
410
100

?5
L22

är
16

b+
22

13I

433
493
453
299
319
361
110

80
L29

'82

29

'26

30

19
I

472
535
496
276
289
329
104

74
L22

äo
28

zz
25

16
?

389
446
403
325

39?
LL?

86
136

ab
29

äo
JC

11

§PD

1961
ls61

1953
1957
1961
1953
1957
1961
1953
195?
1961
1953
t957
1961
1953
t95?
1961

1961
1961

Jahren

514
574

247
253
29?

96
o7

109

äo
34

ir
23

15
6

231
240
26t
189
t9?
2t?
195
202
275

zio
290

zit

224
203

422
4?l
434
301
318
359

tlL
82

129

äs
42

äo
36

2bI

23+
230ct
199
196
203
210
207
213

zit
820

zis
235

255
190

Von 1OOO llännern bz1y. Frauen oder I\fännern mtl Xtauen, die nebeDstehonde Partei gewählt haben, standen im Alter von

416
481
434
304
324
369
116
84

135

'er

'27

20
10

59?
592
563
632
6t?
600
bcö
640
617

dzz
589

oaa
638

633
662

454
522
479
283
295

109
78

128

äz
29

ät
27

18
8

610
605
573
648
634
60?

665
652
622

oän
605

ono
641

645
655

3?0
432
382
329
358
40?

123
91

t44

äz
29

iz
38

23

580
5?4
548
6l?
601
593
641
628
611

oös
5?2

oäe
635

623
667

450
495
462
316
34'.1
379

9?
73

120

63
t?

t70
t72
184
1?3
18?
190
t45
156
169

itz
106

r!r
133

L26
143

126
105

ras
136

131
t42

47I
526
491
2?2
283

704
74

118

'92

38

'25

28

19
,l

236
253
195
196
210
202
204
274

iao
305

is
230

241
195

Ergebnisse für die DFU und die DRP vor. Die DFU hat von den
Zweitstimmen der Männer 220/oo und die DRP 1l0/oo erhalten,
während von den Fräuenstimmen nur 16 bzw. Tolox auf die beiden
Parteien entfielen.

Ordnet man die Parteien nach der Größe des Anteils ihrer
unter 30-, 30- bis unter 60- und über 60jährigen Wähler, erhält
man folgende Reihenfolge:

unter 30jährige 30- bis unter über 60jährige
60jährige

SPD FDP GDP
CDU/CSU SPD CDU/CSU

FDP GDP FDP
GDP CDU/CSU SPD

Der Widerhall der Parteien bei Jung und Alt weist also cha-
rakteristische Unterschiede auf. Diese Abhängigkeit der Stimm-
abgabe vom Alter der Wähler ist bei Männern und Frauen ziemlich
übereinstimmend. Wie besonders gut aus Schaubild 14 ersehen
werden kann, Iiegen die Stimmenanteile für die Parteien bei
Männern und Frauen lediglich auf verschiedenen Ebenen. Die
bedeutenden Anderungen gegenüber 1957 lassen erkennen, daß
die bei den Parteien eingetretenen Stimmengewinne und Stimmen-
verluste zwar jedes Alter der Wähler betreflen, aber bei weitem
nichr gleichmäßig.

Die SPD hatte ihren relativ größten Wahlerfolg bei tlen 30' bis
60- und bei den über 60jirhrigen Männern und Frauen. Für das
Gesamtergebnis am stätksten ins Gewicht fiel ihr Stimmengewinn
bei den 30- bis 60j?ihrigen. Dies ist auch die Altersgruppe der
Männer, welche nicht der CDU/CSU, sondern der SPD die meisten
Stimmen gegeben hat. Bisher konnte die SPD in keiner Alters-
gruppe der Männer, und schon gar nicht bei den Frauen, mehr
Stimmen als ibr größter Konkurrent auf sich vereinigen' Aus dem
bedeutenden Wahlerfolg der SPD bei den über 30jährigen ist zu
schließen, daß sie jetzt bei den Wählern mittleren Alters fast die
gleiche Resonarz b;at wie bei den jüngsten Wählern, was bei
irüheren Wahlen noch nicht der Fall gewesen ist. Die erheblich

darutrter:
DFU .. DRP.

23
2L

13
7

CDU/CSU

sPD.....

n'DP.....

GDP ....

Sonstige..

1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 00e
1 000
1 000
1 000

1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 000

1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 000
1 000

186
196
210
184
203
203
149
166
L'?6

tät
10?

iz
131

t22
144

159
155
166
163
1?O
L76
140
146
162

1 000

1
1

1

1
1

1
1

1
1

1 000
1 000

000
000

000
000

000
000

oöo
000

000
000

000

obo
000

000
000

darunter:
DFU .
DRP .

1) 195? und 1961 ohne Stimmetr der Briefwähler.

vor allem die DRP, die DFU und die SPD, vorwiegend auf weib-
liche die CDU/CSU. Bei der Wahl 195? haben sich ähnliche
Unterschiede ergeben. Die Feststellungen über die Vertcilung
der Zweitstimmen der Män-ner und Frauen auf die Parteien, die
im folgenden behandelt wird, werden daher auch zeigen, daß die
Stimmengewinne und Stimmenverluste der Parteien bei Männern
und Frauen jeweils etwa gleich groß waren'

Die CDU/CSU, die 195? 446 vot 1000 Männerstimmen auf
sich vereinigen konnte, mußte einen Stimmenrückgang auf
403 0/66 hinnehmen (Tabelle 35 und Schaubild 14). Gleichzeitig
hat sich der Anteil der SPD an den Männerstimmen von 353 auf
39? 0/oo erhöht, wodurch sie bei den Männern fast den Stimmen-
anteil der CDU/CSU erreicht hat. Ein Stimmenrückgang von
535 auf 4960/oo Iür die CDU/CSU und ein Stimmenzuwachs von
289 auf 329 0/00 für die SPD ergab sich bei den Frauen. Hier ist
es der SPD bei weitem nicht gelungen, die CDU/CSU einzuholen'
Von allen Zweitstimmen hat die CDU/CSU 4530/66 und die
SPD 3620/00 erhalten. Die CDU/CSU verdankt ihre Stellung als
stärkste Partei fast nur noch den Frauenstimmen.

Um diese Stellung der CDU/CSU zu erschüttern, hätte der
SPD vor allem ein noch größerer Erfolg bei den weiblichen
Wählern beschieden sein müssen. Gemessen an den Anteileu
195? übersteigt der Stimmengewinn der SPD b.ei den Frauen
den Gewinn b"i d"rr Männern jedoch nur wenig' Ahnlich verhält
es sich mit den Stimmenverlusten der CDU/CSU.

Für die FDP, welche die relativ höchsten Stimmengewinne
erzielen konnteo hat sich der Anteil der Mtinnerstimmen von 86 auf
1360/06 und der Anteil der Frauenstimmen von 14 aü l22olro
und Jamit eben-falls etwa gleichmäßig erhöht. Für ilie GDP'
welche 195? (bei Zusammenfassung der Stimmen für die beiden
Gründerparteien DP unil GB/BHE) unter den Frauen einen
größeren Stimmenanteil hatte als die FDP, betragen die Einbußen
Lei beiilen Geschlechtern rund zwei Drittel. Von den Männern
haben 1961 dieser Partei nur noch 29 0/06 und von den Frauen 28 0/66

ihre Stimme gegeben. Außerdem liegen einigermaßen gesicherte
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imAltervon ... bisunter... Jahren

Männer
und n'rauenIrauen Männer I'rauenIrauen

30-60 60 und mehrunter 30

IlännerMänner
und

Männer
und n'rauenFrauen l\Iänner

wähler

insgesamt

lIänner Männer
und Frauen

Partei Jahrl)



AUF DIE PARTEIEN ENTFALLENDE ZWEITSTIIU,IEN
NÄCH GE5CHLECHT UND ALTER DER WAHLER (R)

MANNER FRAUEN
600
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FDP
I

GDP

Johre
Bundesgcbiet ohno Borlin

geringere Neigung der älteren Wähler für die SpD zu srimmen, ist
dagegen trotz der auch hier erzielten Gewinne bestehen geblieben.

Die CDU/CSU hat ihre Stimmenverluste vor allem der geringer
gewordenen Anziehungskraft bei den 30- bis 60jährigen Wählern
zuzuschreiben, von denen insbesondere viele Männer diesmal
eine andere Partei gewählt haben, Ihr starker Rückhalt bei den
jüngsten und ältesten Wählern tritt hierdurch jetzt noch deutlicher
in Erscheinung als früher. Besonders die ältesten \[ähler, und
hier wiederum die Frauen, stimmten 196I vorzugsweise für die
CDU/CSU. Yon den über 60jährigen Frauen haben 53? oioo dieser
Partei, der SPD aber n:ur 291oloo ihre Stimme gegeben. Recht
knapp ist allerdings der Abstand zur SPD bei den Männern unter
30 Jahren geworden, von denen die CDU/CSU nur noch 4300/00
und die SPD 4100/00 gewählt haben. Auf den StimmenvorEprung
der SPD vor der CDU/CSU bei den 30- bis 60jährigen Mannern
wurde schon hingewiesen.

Im Gegensatz zur CDU/CSU bekam die FDP von den 30- bis
60jährigen mehr Stimmen als von den jüngeren und äIteren
Wählern. Die Männer dieses Alters haben ihr zu L[4oloo und die
Frauen zt l290f nn ihre Stimme gegeben. Die FDP hat in allen
Altersgruppen die höchsten Stimmengewinne erzielt.

Ein wiederum anderes Bild vermitteln die Stimmen für die
GDP. Schon bei der vorigen Wahl hat sich die GDp, und zwar
in erster Linie durch die Stimmen für den ihr vorangegangenen
GB/BHE, als eine Partei erwiesen, deren Wahlerschafi lro.o"hrn-
lich den älteren Jahrgängen angehört. Diese Situation hat sich
durch die großen Stimmenverluste bei den jüngsten Wählern
noch verschärft. I961 wählten von den unter 30jährigen Männern
nur noch 160/66, von den über 60jährigen aber fi2ofro die GDp.
Das hängt zweifellos damit zusammen, daß sich die GDp vor-
wiegend auf Wähler aus dem Personenkreis der Vertriebenen und
sonstigen Kriegsgeschädigten stützt, von denen ein gtoßer Teil
bereits der älteren Generation angehört.

Ebenfalls sehr wenige junge Wähler hatten DFU oder DRp
gewählt. Der sehr bescheidene Stimmenanteil der DFU stützt
sich vor allem auf männliche Wähler über 30 Jahre und der noch
geringere der DRP auf männliche 'Wähler zwischen 30 und
60 Jahren.

5. Stimmabgabe in Srailt unil Land
Eine Beobachtung der Stimmabgabe in Stadt und Land ist

für die Gemeinden unter 3 000 Einwohner, von 3 000 bis unter
50 000 und mit 50 000 und mehr Eidwohnern seit der Bundestags-
wahl 1953 möglich (Tabelle 36 und Schaubild 15).

Die CDU/CSU verdankte den Stimmenzuwachs von 1953 aul
1957 in erster Linie ihrem Wahlerfolg in den kleineren Gemeinden.
Infolgedessen hätte man erwarten können, daß sie 196I in diesen
Gemeinden am stärksten auf den Stand von 1953 zurückgeworfen
wurde. Eine solche Entwicklung ist jedoch nicht eingetreten.
Vielmehr hat sie in den Gemeinden unter 3 000 Einwohnern ihren
Zweitstimmenanteil mit 5180/oo (I95?: 5260loc) fast behauptet.
Stark rückläufig war dagegen ihr Stimmenanteil in den übrigen
Gemeinden. In den Gemeinden zwischen 3 000 und 50 000 Ein-
wohnern ist er mit 4490/oo auf den Stand von 1953 gefallen. und
in den Gemeinden über 50 000 Einwohner har die CDU/CSU mit
4000/06 sogar weniger Stimmen als 1953 erhalten.

Die Stimmengewinne der SPD waren 1961 im Vergleich zu
1957 in den Gemeinden unter 3 000 urrd in den Gemeinden

36. Stimmabgabe in Stadt und Land (R)

Gemeintlen mit
bis unter .. .

ninwohnern
Jahr

Yon 1 000 gültigen Zweitstimmen
in nebenstehenden Gemeinden

enttallen auf
CDU/CSU SPD X'DP

unter 3 000 1953
L957
1961

3 000 - 50 000 1953
795?
1961

50 000 und melu 1953
1957
1961

Insgesamt . . . 1953
7957
1961

443
526
518

450
506
449

412
454
400

25?
246
291

307
Jba

350
392
475

108
?8

124

722
82

130

101

732

192
149

155
106

56

13?
76
52

433
493
453

299
319
361

110
80

tzs

158
108

59

zwischen 3 000 und 50 000 Einwohnern etwa gleich, in den Ge-
meinden über 50 000 Einwohner aber nur etwa halb so groß. Geht
man bis zur WahI 1953 zurück, hat die SPD ihre Stellung vor
allem in den Gemeinden zwischen 3 000 und 50 000 Einwohnern
und sodann in den Gemeinden ab 50 000 Einwohner verbessern
können; in weit schwächerem Maße hat sie dagegen in den
kleineren Gemeinden seit 1953 Stimmen hinzugewonnen.

Der Stimmenanteil der FDP lag 1961 in allen drei Gemeinde-
größenklassen über den Ergebnissen von 195? und 1953. Ihr

STIMMABGABE IN STADT UND LAND (R)
Zwettstrmmenantei I rn 9ä,

600

500

400

300

200

100

0
unter 3 000 3 000 - 50 000 50000 und mehr

Gemetnden von ... bts unter... Einwohnern
STAT. BUNDESAIVT 4670

i957
1

1953 ----
CDU/CSU

SPD 1953

1957

1961"

1957
1961

1953

Sonstige
1961

.FD P- 1953

1957

-42-

@

Sonsf,isc

@

-



bedeutender Stimmenzuwachs von 195? auf 196I verteilt sich
ziemlich gleichmäßig auf Stadt und Land und übersteigt nur in
den größeren Gemeinden etwas den Durchschnitt.

Der Anteil der sonstigcn Parteien an den Zweitstimmen hat
sich vor allem in den kleinen und mittleren Gemeinden von 1953

bis 196I um zwei Drittel und von I95? bis t96I um die Hälfte
vermindert. In den Gemeinden ab 50 000 Einwohner waren von
195? auf 196I die Stimmenverluste dieser nicht mehr im Bundes-
tag vertretenen Parteien viel kleiner als von 1953 auf I95?. Die
Entwicklung von 1957 auf 1961 muß in erster Linie einer po-
litischen Neuorientierung der Wähler zugeschrieben werden, die
noch bei der vorangegangenen Wahl DP oder GB/BIIE gewählt
haben, 1961 aber nicht geneigt waren, der daraus entstandenen
GDP ihre Stimme zu geben. In den kleinen Gemeinden dürften
diese Stimmen vorwiegcnd iler CDU/CSU zugefallen sein, die
dadurch hier ihrc bisherige Stellung behaupten konnte' Für den
geringen Stimmenrückgang der sonstigen Partcien in den Ge'
meinden ab 50 000 Einwohner von 1957 auf 1961 ist in Betracht
zt zieher., daß die lrüher noch nicht vorhandene DFU in den
größeren Gemeinden verhäItnismäßig viele Stimmen auf sich zog.
Hieraus erklärt sich wahrscheinlich, daß die SPD in den Ge-
meinden ab 50 000 flinwohner schwächere Stimmengewinne
erzielte als in den übrigen Gemeinden.
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Gemeinden mit
bis unter ...
Ein§'ohnern

ZahI tler
Auswahl-
bezirke

Yon l.000 gültigen Zweitstimmen
in nebenstehenden Gemeinden

eltfallen auf

CDU/CSU SPD ] noP I Sonstise

unter 1 0001000- 3000
3 000 - 10 000

10 000 - 50 000

358
L?3
143
148

84
279

50 000 - 200 000
200 000 und mehr

Insgesamt.

548
488
4?2

ßr
385

259

3b7

380

723
t24
116
142
136
130

?0
65
55
58

52

453 361 Lzg 59

Der Stimmenverlust der CDU/CSU und der Stimmengewinn
der SPD in den mittleren und größeren Gemeinden hatten zur
Folge, daß die CDU/CSU in den Gemeinden zw.ischen 3 000 untl
50 000 Einwohnern ihre absolute Mehrheit von 1957 verlor und
sie in den Gemeinden über 50 000 Einwohner die relative Mehr'
heit der Zweitstimmen an die SPD abtreten mußte. In den
Gemeinden unter 3 000 Einwohner blieb es bei der Wahl 1961
jedoch bei dem großen Vorsprung der CDU/CSU vor der SPD.
Hier erhielt die CDU/CSU mehr Stimmen als alle anderen Parteien
zusammen.

Um die Unterschiede der Stimmabgabo in Stadt und Land
genauer analysieren zu können, wurde für die repräsentative
Wahlstatistik t96l statt nach bisher drei nach sechs Gemeinde'
größenklassen unterschieden. Diese Ergebnisse, auch getrennt
nach Männern und Frauen und drei Ältersgruppen, enthalten
die Tabellen 3?/38 und das Schaubild 16. Sie bestätigen, daß
zwischen der Größe der Gemeinden und dem Anteil der Stimmen
für die CDU/CSU einerseits sowie dem Anteil der Stimmen für
die SPD andererseits in der Tat ein sehr enger Zusammenhang
besteht. In den Gemeirrden unter I 000 Einwohnern stimmten
5480/oo der Wähler für ilie CDU/CSU, in den Gemeinden über
2000q0 Einwohnern aber nur noch 3850/oo. Dabei nimmt der
Anteil der CDU/CSU-Stimmen mit den Einwohnerzahlen der
Gemeinden ziemlich gleichmäßig ab' Umgekehrt verhält es sich
bei der SPD, die in den Gemeinden unter 1000 Einwohner nur
2590/60 der Stimmen erhielt, in den Gemeinden über 200 000 Ein-
wohner aber 432oloo. Hieraus wird auch ersichtlich, daß die oben
erwähnte absolute Mehrheit der CDU/CSU in den kleineren
Gemeinden nur in den Gemeinden unter 1000 Einwohner vor'
handen ist, und daß es der SPD erst in den Gemeinden ab 200 000

Einwohner gelungen ist, mehr Stimmen als die CDU/CSU zu be-
kommen.

Der enge Zusammenhang zwischen Größe der Gemeinden und
Anteil der Zweitstimmen für die CDU/CSU und die SPD bleibt
bestehen, wenn nach Geschlecht und Älter der Wähler unter-
schiedcn wird. Weitere Erkenntnisse über das Wahlverhalten
der Männer und Frauen verschiedenen Alters in Stadt und Land
ergeben sich daraus, daß die CDU/CSU von den Frauen mehr
Stim-en als von den Männern und die SPD von den Frauen
weniger Stimmen als von den Männern erhalten hat' Ferner
spielt eine Rolle, daß die CDU/CSU einen starken Anhang unter
den 21- bis 30- sowie den über 60jährigen Wählern hat und die
SPD besonders viele Sympathien bei den unter 30-undden30'bis
unter 60jährigen Wählern besitzt.

Die untcrschiedliche Resonanz der beiden Partcien bei Männern
und Frauen und bci jung und alt ist für alle Gemeindegrößen'
klassen festzustellen. Die starke Unterstützung, welche dic
CDU/CSU bei den Frauen findet, hatte zur Folge, dal! selbst in
den Gemeinden über 200 000 Einwohnern die SPD von den
Frauen nicht mchr Stimmen bekam als die CDU/CSU' Die
Stimmen der Frauen für SPD und CDU/CSU hielten sich hier
etwa die Waage. In den Gemeindcn unter 1000 Einwohnern
bekam die CDU/CSU von den 2l- bis unter 30- und von den 30-
bis unter 60jährigen Frauen mehr als doppelt und von den über
60jährigen Frauen dreimal so viele Stimmen wie die SPD.

Gemeinden mit
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bis unter ...
Einwohnern

ZaN tler
Äuswehl-
bezirke

Von 1000 güItigen Zweitstimen ia nebenstehendetr Gemeinden entfallen auf

CDU/C§U N'DP SoDstige

Männer X'rauen Ilänner X'rauen
I

IIänner Frauen

21 bis unter 30 Jahre alte'Wäbler

unter 1 000 358
t?3
143
148

84
219

539
482
433
390
401
345

690
529
518
469
462
420

300
35?
L23
436
440
492

258
315
34?
358

418

114
118ttz
135
126
t2?

106
114

99
134
130
130

47
43

40

36

45
4l
361000- 3000

3 000 - 10 000
l0 000 - 50 000
50 000 - 200 000

200 000 und nehr ,

IDsgesämt. L 125 430 495 410 348

240
296
331
348

406

t22

74b
l4+
130
r57
148
t4L

119 38

??

63
65
61

38
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63
52
53
51
49
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3 000 - 10 000
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60 000 - 200 000
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1?3
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84

279

487
413
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318

5?5
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456
456
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291
37L
409
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72t
114
143
135
136200 000 und mehr

Insgesamt L 125 382 479 40? 33? L44

136
131
125
139
132
118

128

96
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ß7

91
03
7ß
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69
6?
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?'t
?0
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49
42

60 Jahre und msbr Jahro alte Wätilor
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1000- 3

000
000
000
000

358
1?3
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148

84
2t9
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459
459
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412
369
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5?b
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52?
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244
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L46

2L8
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3 000
10 000
50 000

200 000
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- 200 000
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Insgesamt
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Die Stimmen der Männer für ilie CDU/CSU und SPD weichen
in allen Gemeindegrößenklassen nicht so stark voneinander ab.
Etwa so viele Stimmen wie die CDU/CSU erbielt die SPD von den
2l- bis unter 30- und von den 30- bis unter 60jährigen Männern
in den Gemeinden zwischen 3 000 und 10 000 Einwoh-nern und
mehr Stimmen als die CDU/CSU in den Gemeinden ab I0 000 Ein-
wohner. Der Stimmenanteil der über 60jährigen Männer für die
SPD übersteigt jedoch erst in den Gemeinden von mehr als
200 000 Einwoh.ern den Stimmenanteil der CDU/CSU.

Die meisten Stimmen überhaupt bekam die CDU/CSU von den
über 60jährigeu Frauen in den Gemeinden unter I 000 Ein-
wohnern, die wenigsten Stimmen von den 30- bis unter 60jährigen
Männern in den Gemeinden über 200 000 Einwohnern. Die SPD
hat ein Maximum an Stimmen (492old von den 21- bis unter
30jährigen Männern in den Gemeinden über 200 000 Einwohner
erhalten. Die über 60jährigen Frauen in den Gemeindeu unter
I 000 Einwohner gaben ihr mit 2IB0/oo die wenigsten Stimmen.

Für die FDP entschieden sich etwas mehr städtische als länd-
liche und für die sonstigen Parteien erwas mehr ländliche als
städtische 'Wähler.

Die starke Neigung der Frauen, CDU/CSU zu wählen, und die
stärkere Neigung der Männer, für die SPD zu stimmen, ist auf
dem Lande nicht so ausgeprägt wie in der Stadt. Man darf daraus
schließeno daß die männlichen und weiblichen Familienmitglieder
auf dem Lande häufiger die Stimme der gleichen Partei geben,

39. Stimmabgabe nach dem Anteil der Evangelischen
in der Gemeinde (R)

als dies die Städter tun. Die Stimmabgabe der Frauen hängt auch
nicht im gleichen Maße wie bei den Männern davon ab, ob sie
in einer ländlichen oder städtischen Umgebung wohnen,

Die Unterscheidung Stadt-Land bleibt für die weiteren Unter-
suchungen Gliederungsmerkmal. Auf diese Weise kann geprüft
werden, ob das sehr unterschiedliehe Stä-rkeverhältnis von
CDU/CSU und SPD in Stadt und Land allein schon in der länd-
lichen oder städtischen Umgebung seine Wurzeln hat oder einfach
daher kommt, daß die ländliche Bevölkerung anders als die
städtische Bevölkerung zusammengesetzt ist.

6. Stimmabgabe
iler evangelischen und katholischen Wähler

Ein weiterer wichtiger Bestimmungsgrund für die Stimm-
abgabe ist die Konfessionszugehörigkeit der Wahlberechtigten.
Um festzustellen, inwieweit das Wahlverhalten hiervon abhängt,
wurdeu 1953, 1957 und 196l die Ergebnisse der repräsentativen
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Auswahlbezirke
mit einem Änteil

der Evangelischen
von..-

bisunter... o/o

Yon I 000 gültigen Zweitstimmen
in nebenstehenden Wahlbezirken
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40. Stimmabgabe in Stadt und Land 196l nach dem Anteil
, der Evangelischen im W'ahlbezirk (R)

Wahlstatistik auch nach dem Anteil der Evangelischen in den
Gemeinden ausgezählt, in denen 'Wahlbezirke lagen, für die die
Stimmabgabe getrennt nach Alter und Geschlecht erhoben
worden isi. Auf die Berücksichtigung des Bevölkerungsanteils der

Katholiken konnte verzichtet werden, weil er sich weitgehend aus

dem Auteil der Evangelischen ergibt. Nur knapp 50/6 der Be-
völkerung des Bundesgebietes sind weder evangelisch noch
katholisch.

DieVerteilung derStimmen auf CDU/CSU und SPD ist bei den

katholischen und evangelischen Wählern ähnlich wie bei den

Wählern auf dem Lande und in der Stadt' In den katholischen
Gemeinden hatte die CDU/CSU bei bisher allen Bundestags-
wahlen einen weiten Vorsprung vor der SPD. Nicht ganz so stark
war schon 1953 und I95? ihr Yorsprung in den konfessionell ge'
mischten Gemeinden und noch schwächer in den evangelischen
Gemeinden (Tabelle 39 und Schaubilil 17).

Bei der Wahl 1961 entfielen in den Gemeinden mit weniger
als 200/o evangclischer Bevölkerung au-f ilie CDU/CSU 6720/(,0

und auf die SPD 2200/60 der Zweitstimmen. Die CDU/CSU hat
somit ihren Stimmenanteil bei den Yorwahlen (1953: 6300/60;

1957: 66lo/oo) in den katholischen Gemeinden ebenso behauptet
wie ihren Stimmenanteil in den Dörfern. Trotz starker Einbußen
im Vergleich zu 1953 und 1957 dominierte sie ferner noch in
den Gemeinden mit 20 bis 400/6 evangelischer Bevölkerung, wo
sie 1961 5030/oo und die SPD 3300/oo der Zweitstimmen erhal-
ten hat. In den Gemeinden mit über 400/6 evangelischer Bevöl-
kerung war der Stimmenverlust der CDU/CSU bei der Wahl
1961 jldoch so groß, daß sie hier ihre bisher führende Rolle ver-
loren hat.

Die SPD hat bei der Wahl 1961, wie schon 1957, in den
katholischen, in den konfessionell gemischten und in den evan-
gelischen Gemeinden z. T. sehr viel Stimmen gelvonnen. Trotzdem
ist es ihr in den evangelischen Gemeindeno in denen ihre Stimmen'
gewinne besonders groß waren, auch 1961 nicht gelungen, mehr
ulr di" Hälfte der Wählerstimmen zu bekommen. In diesen
Gemeinden sind nämlich, ebenso wie früher schon, auch viele
Stimmen an die FDP gefallen. Daraus erklärt sich zum Teilo daß
die SPD in Gemeinden mit mehr als B0o/s evangelischer Bevölkc-
rung weniger Stimmen erhielt, als in den Gemeinden mit 60 bis
B0 0/o evangelischer Bevölkerung. Eine weitere Konkurrenz für die
SPD in den evangelischen Gemeinden sind die Splitterparteien'
Sie haben, wie die FDP, in den evangelischen Gemeinden be'
deutend mehr Anhänger als in den katholischen.

Noch besser als aus Tabelle 39 untl Schaubilil 17, die für die
evangelischen und katholischen Gemeinden in erster Liuie die
Yeränderungen der Stimmenanteile von Bundestagswahl zu
Bundestagswahl aufzeigen sollten, ist der Zusammenhang
zwischen Konfessionszugehörigkeit und Stimmabgabe aus Ta-
belle 40 und Schaubild IB zu ersehen' Hierfür erfolgte die Auf-
gliederung des Materials der repräsentativen Bundestagswahl'
itatistik nicht nach dem Anteil der Evangelischen an der gnttzerr
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Bevölkerung in den Gemeinden, in denen die Sonderauszählungen
stattfanden, sondern nach dem Anteil der Evangelischen in den
Sonderwahlbezirken. Da die evangelische oder katholische Be-
völkerung in einer Gemeinde örtliche Schwerpunkte haben kann,
sind die Ergebnisse hierdurch aussagekräftiger geworden. Den
Beweis dafür liefert die linke Seite von Schaubild lB, das auch
die Kurve der Ergebnisse nach dem bisherigen Verfahren enthält.
Diese Kurve ist bedeutend unregelmäßiger. Eine weitere Yer-
besserung darf in der Verwendung von nunmehr zehn Stu{en-
werten für den Anteil der Evangelischen statt bisher fünf gesehen
werden.

Nach Tabelle 40 und Schaubild lB verhalten sich in den Wahl-
bezirken, in denen es fast nur Katholiken gibt, die Stimmen für
die CDU/CSU zu den Stimrnen für die SPD wie etwa 4: l. Fällt
der Anteil der Katholiken auf etwa B0 bis 900i0 (Evangelische
I0 bis 200/o), wurden bei der Wahl 1961 noch mehr als doppelt so
viele Stimmen für die CDU/CSU wie für die SPD abgegeben.
Man darf daraus schließen, daß die CDU/CSU in der katholischen
BevöIkerung ihre stärkste Stütze hat und weit über die Hällte der
Katholiken diese Partei wählten. Ohne die vielen CDU/CSU-
Stimmen der Katholiken würde aus der Wahl 1961 nicht die
CDU/CSU, sondern die SPD als stärkste Partei hervorgegangen
sein. Das bedeutet Iür die SPD, daß sie nur damit rechnen kann,
die stärkste Partei zu werden, wenn es ihr in größerem Umfang als
bisher gelingt, die katholischen Wähler für sich zu gewinnen.
Weiterhin müßte sie versuchen, noch mehr Stimmen von den
evangelischen Wählern zu erhalten. Die evangelischen Wähler
haben bei der Wahl 1961 der SPD zwar offensichtlich mehr
Stimmen gegeben als der CDU/CSU, der Vorsprung der SpD vor
der CDU/CSU bei den evangelischen Wählern ist jedoch längst
nicht so groß wie der Yorsprung der CDU/CSU vor der SpD bei
den katholischen Wählern. Die Evangelischen haben nämlich -wie schon erwähnt - in größerem Umfang auch FDP oder eine
der übrigen Parteien gewählt. In den Wahlbezirken mir evange-
lischer Bevölkerung betrug der Stimmenanteil der FDp 196I
r:.aheat ein Fünftel und der Stimmenanteil der sonstigen parteien
nahezu ein Zehrrtel.

In den katholischen Gemeinden unter 3 000 Einwohnern sind
1961 der CDU/CSU etwa drei Viertel, in den katholischen Gemein-
den über 50 000 Einwohnern aber nur noch etwa die Hälfte der
Zweitstimmen zugefallen. Umgekehrt erhielt die SpD in den
katüolischen Gemeinden über 50 000 Einwohner etwa doppelt so
viele Stimmen wie in den katholischen Gemeinden unter 3 000 Ein-
wohner. Die Bevorzugung der CDU/CSU durch die katholischen
Wähler nimmt also nach den größeren Gemeinden hin zugunsten
der SPD stark ab. Die CDU/CSU übt iedoch auch in diesen Ge-
meinden auI die Katholiken eine starke Anziehungskraft aus. Das
wird durch die Feststellung bewiesen, daß auch in den größeren
katholischen Gemeinden die CDU/CSU beträchtlich mehr Stimmen
erhielt als die SPD, Diese Ergebnisse zeigen auch, daß die unter-
schiedliche Stimmabgabe in Stadt und Land nicht mit einer unter-

schiedlichen konfessionellen Zusammensetzung der Bevölkerung
in Stadt und Land erklärt werden kann. Wäre dies der Grund,
müßten die Stimmenanteile für die CDU/CSU in den katholischen
ländlichen und städtischen Gemeinden übereinstimmen.

Ob die evangelischen Wähler au_t dem Lande oder in der Stadt
wohnen, spielt für die Verteilung ihrer Stimmen aul CDU/CSU
und SPD nur eine verhältnismäßig geringe Rolle. In allen drei
Gemeindegrößenklassen liegt bei mehr als 600/o evangelischen
Wahlberechtigten der Stimmenanteil der SPD zwischen 400 und
5000/oo u'rrd der Stimmenanteil der CDU/CSU zwischen 300 und
4000/oo.

Die Zahler- für CDU/CSU und SPD zeigen, daß für das Wahl-
ergebnis in den größeren Gemeindeu die Konfession der Wähler
von weit geringerer Bedeutung ist als in den kleineren Gemeinden.
Das spiegelt sich auch in den Stimmen für die FDp und die übrigen
Parteien wieder. Die FDP z.B.hat in den evangelischen Gemein-
den unter 3 000 Einwobnern etwa viermal so viele Stimmen erhal-
ten als in den katholischen Gemeinden unter 3 000 Einwohnern.
In den Gemeinden miDtlerer Größe steigt ihr Stimmenanteil mit
zunehmender Zahl evangelischer Wähler dagegen nur noch auf
etwa das Doppelte und in den größeren Gemeinden um etwa die
Hälfte.

Die Ergebnisse nach dem Anteil der Konfessionen in Stadt
und Land liegen auch getrennt für Männer und Frauen und nach
drei Altersgruppen vor. Eine vollständige Wiedergabe dieser
Ergebnisse würde hier aber zu weit führen. Je nach Geschlecht und
Alter der Wähler vermindern oder erhöhen sich die Stimmen-
anteile der Parteien in der Tabelle 38 und im Schaubild 16, ilie für
die katholischen, konfessionell gemischten und evangelischeu
Gemeinden in Stadt und Land im Durchschnitt der Männer und
Frauen und im Durchschnitt aller Altersgruppen gelten. In den
katholischen Gemeinden unter 3 000 Einwohnern z. B. erhielt die
CDU/CSU 7500/oo der dort überhaupr abgegebenen Srimmen und
die SPD nur 150o/uo. Von I 000 über 60jährigen Fraucn in diesen
Gemeinden gaben der CDU/CSU jedoch 850 und der SpD nur
rd. 90 ihre Stimme. In den evangelischen Gemeinden aller Größen-
klassen liegt die SPD vor der CDU,, CSU. Den Vorsprung in diesen
Gemeinden verdankt sie den Männern uhd den jüngeren Frauen.
Die älteren Frauen in den evangelischen Gemeinden haben etwa
so häufig CDU/CSU gewählt wie SpD.

7. Stimmalgabe nach sozialen und wirtschaftlichen
Merkmalen der Wahlberechtigten

a) Stimmabgabe iler bäuerlichen unil der übrigen Bevölkerung
in den kleinen Gemeinilen

Die Feststellungen über die Stimmenverteilung in den kleineren
Gemeinden, die oben in dem Abschnitt über dio Stimmabgabe in
Stadt und Land behandelt worden sind und füLr die CDUICSU
einen großen Stimmenvorsprung vor den übrigen parteien er-
gaben, sind nicht ohne weiteres gleichzusetzen mit der Stimmab-

41. Stimmabgabe der Männer und Frauen I96t nach dem Alter in den Gemeindeu unter 3 000 Einwohnern und nach dem Auteil derIandwirtschaftlichen Bevölkerung in den Gemeinden (R)
Yon 1 000 gultigen

cDu/csu 
I

I 80-60- über 60- | ,
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54?
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67?
?92
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,?68
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Zweitstimmen in nebenstehenden Wahlbezirken entfallen euJ

I
oo- | unter
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138
764
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158

44
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?8
t02
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?5
116

Änteil der landwirt-
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L02
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51
19

70
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7?I
113

Irauen
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130

6?
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X'DP
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t3?
775
r46
151
1?3
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148
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?6
65

unter 30-
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8?0
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321
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255
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378
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472
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40
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STIT{MABGABE DER IilÄNNER UND FRAUEN NACH DEIi.I ALTER IN DEN GEI'IEINDEN UNTER 3OOO EINWOHNERN

NACH DEM ANTEIL DER LANDWIRTSCHAFILICHEN BEVöLKERUNG IN DER GEI'IEINDE I96I (R)
Zwertstimmenanteil in %,

800 800

600 600

400 400
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STAT. BIJNDESAMT 4674

Unter 30Jährtge Wähler

CDU/CSU

Frauen

Itlänner

30-bis unter 60jährtge Wähler Über 60jährrge Vtiähler

gabe der bäuerlichen Bevölkerung. Auch in diesen Gemeinden lebt
nämlich vielfach nur noch ein kleiner Teil der Bevölkerung haupt-
beruflich von der Landwirtschaft. Das gilt insbcsondere für die
Stadtrandgemeinden, in denen die bäuerliche BevöIkerung oft
noch nicht einmal mehr ein Zehntel ausmacht.

Die Methode, nach der in der repräsentativen Wahlstatistik196I
versucht worden ist, Aufschlüsse über die Stimmabgabe. der
bäuerlichen Bevölkerung zu gewinnen, besteht in einem Nachweis
der Zweitstimmen in den ausgewähltem Wahlbezirken der Ge-
meinden unter 3 000 Einwohnern in der Gliederung nach dem An-
teil der landwirtschaftlichen Bevölkerung. Dazu sind die Gruppen
der Tabelle 41 gebildet worden' Gemeinden unter 3 000 Einwoh-
nern mit mehr als ?00/o landwirtschaftlicher Bevölkerung sind
bereits so selten, daß davon fast keine in die Auswahl kamen'
Die Ergebnisse für diese Gemeinden sind daher weggelassen
worden. Aus ähnlichen Gründen wurde für die Untersuchung über
das Wahlverhalten der bäuerlichen BevöIkerung auf dic Einbe-
ziehung von Wahlbezirken in Gemeinden über 3 000 Einwohner
verzichtet, wcil es unter diesen schon fast keine mit einem Anteil
von über 400/o landwirtschaftlicher Bevölkerung mehr gibt'
Graphisch sind die Ergebnisse der Tabelle 41 im Schaubild 19

dargestellt,
Tabelle und Schaubild zeigen einen mit zuuehmendem Änteil

landwirtschaftlicher BevöIkerung sehr stark wachsenden Änteil
der CDUTCSU-Stimmen. Yon den Gemeinden mit so gut wie
keiner landwirtschaftlichen Bevölkerung bis zu den Gemeinden
zwischen 60 und ?00/n landwirtschaftlicher Bevölkerung, die
man bereits als rein bäuerliche Gemeinden ansehen kann, findet

fast eine Verdoppelung des Stimmenanteils der CDU/CSU von
grob 400 auf 800 bzw. 500 auf fast 9000/ss statt, je nachdem, ob
es sich um Männer oder Frauen oder um unter 3Ojährige, 30- bis
unter 60jährige oder um über 60jährige handelt. Umgekehrt
verhält es sich mit den Zweitstimmen für die SPD. In den Gemein-
den unter 3 000 Einwohnern mit fast keiner landwirtschaftlichen
Bevölkerung liegt der Stimmenanteil dieser Partei - wieder je
nach Geschlecht und Alter - zwischen 350 und 450 0/oo und sinkt
dann in den rein bäuerlichen Gemeinden fast aul den Stimmen-
anteil für ilie FDP und die sonstigen Parteien ab.

Zwischen den Stimmen für die FDP sowie den Stimmen für die
sonstigen Parteien und dem Anteil der landwirtschaftlichen Be'
völkerung besieht kein deutlicher Zusammenhang. Ein solcher
Zusammenhang tritt crst in Erscheinung, wenn man, wie weiter
unten, noch eine Unterscheidung zwischen evangelischen und
katholischen Gemeinden trifft. Der insbesondere bei den unter
60jährigen zu bepbachtende sehr niedrige Anteil der FDP'Stimmen
in den Cemeinden mit hohem Änteil landwirtschaftlicher BevöIke-
rung kann regionale Gründe haben; denn von den Auswahl'
berirk"n in Gemeinden unter 3 000 Einwohnern und hohem Anteil
landwirtschaftlicher BevöIkerung liegen sehr viele in Bayern'

'Wegen solcher Regionaleffekte erscheint es auch voreilig, aus
dem hohen Anteil der CDU/CSU-Stimmen und dem niedrigen An-
teil der SPD-Stimmen in den Bauerngemeinden zu schließen, daß
die bäuerliche Bevölkerung im Durchschnitt des Bundesgebietes
21, etwa 800/0 CDU/CSU und nur zu etwa 100/0 SPD wählt. Daß
die CDU/CSU-Vähler unter der bäuerlichen Bevölkerung die

42. Stimmabgabe der Männer und Frauen 196I nach dem Anteil der _evangelischen wahlberechtigten und dem Anteil der wahl'
-5"i""[tigil mir Lebensunterhalt aus der Landwirtschaft im Wahlbezirk (R)
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L92
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utrter 2020-40
40-60
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384
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STIMMABGABE DER ilÄNNER UND FRAUEN
EN KATHOLISCHEN UND EVANGELISCHEN WAHLBEZIRKE
ANTEIL DER LANDWIRTSCHAFTUCHEN BEVöLKERUNG

Zweitstrmmenanteil in %o
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600

400

200

Evangel ische Gemeinden
80 und mehr 7, Evangelrsche

unter 20 20-40 40 -60 unter 20 20-40 40-60
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0

SPD-Wähler um ein Mehrfaches überwiegen, dürfte jedoch außer
Frage stehen.

Um weitere Aufschlüsse zu erhalten, ist noch untersucht worden,
wie sich die Stimmabgabe mit zunehmendem Äxteil der landwirt-
schaftlichen Bevölkerung verändert, wenn m an z:usätzlich zwischen
katholischen und evangelischen Gemeinden unterscheidet, Als
katholisch sind hierbei Gemeinden mit weniger als 200/o evange-
lischer Bevölkerung und als evangelisch solche mit mehr als 800/o
evangelischer Bevölkerung angesehen worden. Diese Ergebnisse
enthalteu die Tabelle 42 und das Schaubild 20.

Der große Einfluß der Konfession auf das Wahlverhalten ist
auch hier daran zu erkenneno daß die CDU/CSU in den katho-
lischen Gemeinden unter 3 000 Einwohnern weit mehr Stimmen
erhalten hat als in den evangelischen Gemeinden. Darüber hinaus
zeigt sich, daß die Änziehungskraft der CDU/CSU sowohl in den
katholischen als auch in den evangelischen Gemeinden mit zu-
nehmendem Anteil landwirtschaftlicher Bevölkerung steigt. Nicht
nur die katholische, sondern auch die evangelische bäuerliche
BevöIkerung sympathisiert somit stärker mir der CDU/CSU als
mit den übrigen Parteien. Eine relativ starke Resonanz hat in den
evangelischen Gemeinden mit vornehmlich bäuerlicher Bevölke-
rung außerdem die FDP, au-f die in den evangelischen Gemeinden
mit 40 bis 600/o landwirtschaftlicher Bevölkerung etwa so viel
Stimmen entfielen wie au-I die SPD. In den katholischen Gemein-
den ist dies nicht der Fall.

Für den Durchschnitt aller Gemeinden unter 3 000 Einwohnern
konnte festgestellt werden, daß die CDU/CSU in diesen Gemeinden
die absolute Mehrheit der Stimmen behauptet hat und sie hier
außerdem einen bedeutenden Stimmenvorsprung vor der SPD
besitzt, Tabelle 42 und Schaubild 20 zeigen jedoch, daß dies nicht

für alle Gemeinden unter 3 000 Einwohnern gilt. Handelt ee sich
nicht um Bauerngemeinden, sondern um Gemeinden, deren
Bevölkerung von einer gewerblichen Tätigkeit lebt, wio sie insbe-
sondere in der Nachbarschaft der großen Städte anzutrefren sind,
ist bei den Männern der Stimmenanteil für die SPD etwa so groß
wie der Stimmenanteil für die CDU/CSU. Ein beträchtlicher Ab-
stand zwischen CDU/CSU und SPD besteht aber auch in diesen
Gemeinden in bezug auf die Stimmen der Frauen. Unterscheidet
man noch zwischen katholischen und evangelischen Gemeinden,
zeigt sich erneut die Bedeutung der Konfession für das Wahlver-
halten. Nur in den katholischen Gemeinden unter 3 000 Ein-
wohnern hat die CDU/CSU die absolute Mehrheit der Stimmen
und weit mehr Stimmen als die SPD auch dann erhalten, wenn es
dort fast keine Bauern gibt. In den evangelischen nichtbäuerlichen
Gemeinden unter 3 000 Einwohnern liegt die SPD vor der CDU/
CSU. Die FDP ist in den evangelischen Gemeinden ohlre nerulens-
werte Landwirtschaft doppelt so stark vertreten wie in den ent-
sprechenden katholischen Gemeinden.

Äuch hier sei noch einmal auf die starke Parallelität des Wahl-
verhaltens der Männer und Frauen hingewiesen. In allen unter-
schiedenen Gemeindetypen unter 3 000 Einwohnern folgen die
Kurven für die Stimrnenanteile der Frauen fast genau den Kurven
für die Stimmenanteile der Männer, Der einzige Unterschied be-
steht dariu, daß die Frauen ia allen Gemeindetypen der CDU/CSU
immer mehr und den übrigen Parteien immer weniger Stimmen
gegeben haben als die Männer.

b) Stimmabgabe iler Beamten, Angestellten unil Arbeiter
Ebensowenig wie aus den in die Sonderauszählungen gekom-

menen Stimmzetteln zu entnehmen war, ob es sich um die Stimmen
eines evangelischen oder katholischen Wählers oder um die
Stimmen aus einer bäuerlichen Familie handelte, faud für die re-
präsentative Wahlstatistik zur Wahrung des Wahlgeheimnisses
selbstverständlich auch keine Unterscheidung zwischen den
Stimmzetteln der Beamten, Angestellten und Arbeiter statt. In
bezug au-f die Stimmabgabe dieser Wähler sind infolgedessen eben-
{alls nur inclirekte Schlüsse möglich.

Dazu ist zunächst geprüft wordeno welche Parteien die Männer
und Frauen wählten, wenn man die I 125 Wahlbezirke der re-
präsertativen Wahlstatistik danach gruppiert, wie hoch der Anteil
der Wahlberechtigten ist, die ihren Lebensunterhalt entweder von
Beamten und Angestellten oder von Arbeitern beziehen. Bei
d.ieser Gruppierung nach dem Lebensunterhalt. wurde von der
Uberlegung ausgegangen, daß das Beamten-, Angestellten- oder
Arbeiterverhältnis auch das Wahlverhalten der Familienmitglieder
dieser Personen prägt, wie z. B. der Ehefrauen oder der noch
nicht selbstverdienenden Kinder. Nicht berücksichtigt konnten
hier die Selbständigen außerhalb der Landwirtschaft werden,
da sich nur wenige Auswahlbezirke ergaben, in denen,ein größerer
Teil der Wahlberechtigten von nicht in der Landwirtschaft tätigen
Selbständigen lebt. AuJ das Wahlverhalten der bäuerlichen Be-
völkerung ist schon eingegangen worden.

In den Wahlbezirken mit sebr vielen Vahlberechtigten mit
Lebensunterhalt durch Beamte und Angestellte wurde ein beson-
ders hoher Stimmenanteil der CDU/CSU vermutet, Das hat
sich nicht bestätigt. Irr den Wahlbezirken, iu denen der Anteil
der Wahlberechtigten mit Lebensunterhalt durch Beamte und

43. Stimmabgabe der Männer und Frauen l96I nach dem Anteil der'Wahlberechtigten mit Lebensunterhalt
durch Beamte und Angestellte oder Arbeiter im Wahlbezirk (R)
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Angestellte 60 bis 800/o beträgt, wurden für die CDU/CSU"von
I 000 Männern 463 und von 1 000 Frauen 505 Zweitstimmen
abgegeben, Mit einer größeren Zahl ist die Gruppe der Wahl'
bezirke vertreten, in denen die Wahlberechtigten mit Lebens-
unterhalt durch Beamte und Ängestellte 40 bis 600/o ausmachen,
was eine zuverlässigere Aussage zuläßt' In diesen Wahlbezirken
fielen nach Tabelle 43 von den Männerstimmen 3860/oo und von
den Frauenstimmen 4810/66 auf die CDU/CSU. Die SPD hat in
diesen Wahlbezirken zwar bedeutend weniger Stimmen erhalten,
in den Wahlbezirken der zuletzt genannten Gruppe von I 000 Män-
nern aber immerhin 361 und von I 000 Frauen 293. Bemerkens-
wert ist die starke Zunahme der Stimmen für die FDP mit
wachsendem Anteil der Wahlberechtigten mit Lebensunterhalt
durch Beamte oder Angestellte. Ihr Stimmenanteil steigt von
grob 100 bis etwa 1B0o/00. Umgekehrt verhält es sich bei den
übrigen Parteien, die in einer Beamten- und Angestelltenfamilie
oflenbar selten gewählt werden.

Die Ergebnisse für die Wahlbezirke, in denen in der Hauptsache
Arbeiterfamilien leben, lassen keinen Zweilel daran, daß in den
Arbeiterfamilien überwiegend SPD gewählt wird.'In den Wahl-
bezirken mit 60 bis 800/o Wahlbcrechtigten mit Lebensunterhalt
durch Personen, die in einem Arbeiterverhältnis stehen, bekam
die SPD von 1 000 Männern 62I und von 1 000 Frauen 544 Stim-
men; in den Wahlbezirken mit weniger als 200/o Wahlberechtigten
mit Lebensunterhalt durch Arbeiter dagegen tx 297 b2w.247.
In den ausgesprochenen Ärbeiterwahlbezirken stimmten noch
nicht halb so viele Männer für die CDU/CSU wie für die SPD. Die
Frauen in diesen Wahlbezirken gaben der CDU/CSU zwar mehr
Stimmen, aber ebenfalls längst nicht so viele wie der SPD.

Die Splitterparteien werden in den Ärbeiterfamilien ofrenbar in
keiner Weise bevorzugt. Gleich, ob es sich um Arbeiterwahl'
bezirke oder um Wahlbezirke handelt, in denen fast keine Arbeiter
leben, entspricht ihr Stimmenanteil immer etwa dem Bundes'
durchschnitt.

An dieser Stelle ist abermals auf das unterschiedliche Wahlver'
halten der Männer und Frauen hinzuweisen, das in den Zahlen'
beispielen bereits zum Ausdruck kam. Die Beamten- und Ange'
stelltenfrauen, aber auch die Arbeiterfrauen wählten häufiger
CDU/CSU bzw' weniger häufig SPD als die Männer.

In einem weiteren Äuszählungsverfahren wurde zur Verbesser-
ung des Yergleichs mit der Stimmabgabe für die Wahlberechtigten
nicLt mehr danach unterschieden, woher sie ihren Lebensunterhalt
beziehen, sondern wie groß der Änteil der Personen ist, die als
Selbständige außerhalb der Landwirtschaft, als Beamte und An'
stellte oder als Arbeiter berufstätig sind' Die Auswertung dieser
Ergebnisse lohnte sich nur für die unter 60jährigen Männer, weil
von den Frauen zu wenige im Berufsleben stehen und die über
60jährigen Männer zum größten Teil schon aus dem Berufsleben
ausgeschieden sind. Nach Tabelle 44 und Schaubild 2I wurden z. B'
in den Wahlbezirken, in denen von den 30- bis 60jährigen Männern
60 bis 800/o Arbeiter sindo von I 000 Stimmen der Männer 330 für
die CDU/CSU, 512 für die SPD, 93 für die FDP und 65 für die
sonstigen Parteien abgegeben.

Für die Stimmabgabe der Selbständigen, Beamten, Angestellten
und Arbeiter sind aus Tabelle 44 und Schaubild 21 vor allem die
Ergebnisse von Bedeutung, die Iür Wahlbezirke angefallen sind,
in denen der Anteil der Selbständigen, Beamten, Angestellten und
Arbeiter unter den Männern besonders hoch ist.

Ganz wenige Stimmen bekam in den Arbeiterwahlbezirken die
FDp. In den Wahlbezirken ohne Ärbeiter war ihr Stimmenanteil In den Wahlbezirken, in denen der Anteil der Selbständigen
mit etwa einem Fünftel dreimal so groß. (ohne Selbständige in der Landwirtschaft) unter den wahlberech'

I

44. Stimmabgabe der 2I- bis unter 30- und der 30- bis unter 60jährigen Männer in Stadt und Land 1961 nach dem Anteil
a". S"rlrta"äi!"r-1ohr" i""a*ir.."t"tt), Beamten undAngestellten äder-Arbeiter an den Männern dieses Alters im wahlbezirk(R)
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tigten 30- bis 60jährigen Männern 60 bis unter B0o/o beträgt, ent-
fielen von I 000 Männerstimmen 401 auf die CDU/CSU, 292 urr!
die SPD, 224 aü die FDP und 82 auf die sonstigen parteien. In
den 'Wahlbezirken mit nicht so viel Selbständigen bekamen die
CDU/CSU, die FDP und die sonstigen Parteien weniger und ent-
fielen auf die SPD mehr Stimmen. Man kann daraus entnehmen,
daß die Selbständigen außerhalb der Landwirtschaft vorzugsweise
CDU/CSU und dann SPD wählen. Besonders viele Stimmen
werden von den Selbständigen außerdem oflenbar für die FDp
abgegeben.

In den Wahlbezirken mit 60 bis B0 oio Beamten und Angestellten
unter den 30- bis unter 60jährigen Männern erhielt die SpD von
diesen Männern etwa so viel Stimmen wie die CDU/CSU. Dieser
Widerspruch mit den Zahlen in Tabelle 43, nach denen sich für die
Wahlbezirke mit 60 bis 800/n Wahlberechtigten mit Lebensunter-
halt durch Beamte und Angestellte weit mehr Männerstimrnen für
die CDU/CSU als für die SPD ergaben, erklärt sich oflenbar daraus,
daß die jüngeren und älteren Beamten und Angestellten samt
ihren Familienangehörigen stärker mit der CDU/CSU sympathi-
sieren als die 30- bis unter 60jährigen Männer. Sehr viele Stimmen
erhielt in den Wahlbezirken mit viel Beamten und Angestellten
unter den 30- bis 60jährigen Männern von diesen Männern die
FDP.

Am genauesten ließ sich die Stimmabgabe der Arbeiter prüfen,
da in die Auswahl genügend Wahlbezirke gekommen sind, in denen
der Anteil der Arbeiter an den unter 60jährigen Männern mehr als
800/o ausmacht. In diesen Wahlbezirken erhielt die SpD von 1 000
30- bis unter 60jährigen Männern ?00 Stimmen, die CDUiCSU
200 Stimmen und die FDP nur noch 50 Stimmen. In den Wahl-
bezirken ohne Arbeiter unter den 30- bis unter 60jährigen Männern

STlitiltABGABE lN STADT UND LAND NACH DEM ANTETL
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bekannten sich dagegen zur SPD kaum mehr Männer dieses Alters
als zur FDP und etwa doppelt so viele zur CDU/CSU. Das darf
jedoch nicht zu der Annahme verleiten, die SPD sei mehr oder
weniger eine reine Arbeiterpartei. Zweifellos hat sie nach dem
Ergebnis der Untersuchungen unter den Arbeitern einen weit
stärkeren Anhang als etwa unter den Selbständigen, Beamten und
Angestellten; ihre Anhängerschaft unter diesen Personen ist nach
den vorangegangenen Ausführungen aber ebenfalls nicht gering
und bedeutend größer als etwa die Anhängerschaft der FDp.
Andererseits besitzt auch die CDU/CSU unter den Arbeitern einen
bedeutenden Anhang. Das zeigen insbesondere die Zahlen für die
2I- bis unter 3Ojährigen Männer in Tabelle 44. In den Wahl-
bezirken mit einem hohen Anteil von Arbeitern unter diesen
»Jungwählern« besitzt die SPD vor der CDU/CSU keinen klaren
Vorsprung.

45. Stimmabgabe der 2I- bis unter 30- und der 30- bis
unter 60jährigen Männer I961 nach dem Anteil der Arbeiter

an den Männern dieses Alters in den katholischen und
evangelischen Wahlbezirken (R)

In Tabelle 45 wird für die Arbeiter noch zwischen katholischen
und evangelischen Wahlbezirken unterschieden, Beschränkt man
sich auf die Wahlbezirke, in denen der Anteil der Arbeiter unter
den männlichen Wahlberechtigten jüngeren und mittleren Alters
mehr als 800/o beträgt, so sind zwischen der Stimmabgabe in den
katholischen und evangelischen Arbeiterwahlbezirken (oder
zwischen der Stimmabgabe der katholischen und evangelischen
Arbeiter) bedeutende Unterschiede festzustellen, In den katho-

46. Stimmabgabe in Stadt und Land 1961 nach dem Anteil
der Haus- und Vohnungseigentümer an den wahlberechtigten

Haushaltsvorständen im Wahlbezirk (R)
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lischen arbeiterwahlbezirken dominiert bei den »Jungwählern« die
CDU/CSU vor der SPD, nicht aber in den evangelischen Wahl-
bezirken, Die 30- bis unter 60jährigen in den Arbeiterwahlbezirken
haben dagegen der SPD mehr Stimmen gegeben, gleich, ob es

sich um katholische oder um evangelische Wahlbezirke handelt; in
den evangelischen Wahlbezirken ist der Yorsprung der SPD nur
größer. Das Wahlverhalten der Arbeiter ist somit differenzierter,
als es auf den ersten Blick vielleicht scheinen mag. Die jungen
Arbeiter wählen offenbar anders als die älteren Arbeiter und die
katholischen Arbeiter anders als die evangelischen. Die hier nicht
veröffentlichten Zahlerr über die Frauen lassen fcrner auch auf ein
unterschiedliches Wahlverhalten der Arbeiter und Arbeiterinnen
schließen. Außerdem kommt es - wie der untere Teil der Tabelle44
zeigl - darauf an, ob die Arbeiter auf dem Lande oder in der
Stadt wohnen. Nur in den in mittleren und größeren Gemeinden
liegenden Wahlbezirken mit sehr viel Ärbeitern unter den wahl-
berechtigten Männern im Alter von 30 bis unter 60 Jahren haben
die Männer - in den Gemeinden über 50 000 Einwohnern mit
großer Mehrheit - frir die SPD gestimmt. In den Gemeinden
unter 3 000 Einwohnern mit vielen Arbeitern liegt die CDU/CSU
vor der SPD.

c) Stimmabgabe iler Haus. und Wohnungseigentümer
Als weiteres Kriterium für die Stimmabgabe ist das Haus' und

Wohnungseigentum der Haushaltsvorstände in den 1 I25 WahI-
bezirken der repräsentativen Wahlstatistik herangezogen worden.
Dabei verstand sich eine weitere Gliederung nach Gemeinde-
größenklassen von selbst, weil in den kleineren und auch noch in
vielen mittleren Gemeinden das eigene Haus die normale Form
des Wohnens ist. Aus diesem Grund sind in diesen Gemeinden die
Wahlbezirke am interessantesteno in denen es wenige Hauseigen-
tümer gibt, die zur Miete wohnenden Personen also überwiegen.
Die Bevölkerung dieser Wahlbezirke entschied sich mit Mehrheit
für die SPD. In den Wahlbezirken kleinerer Gemeinden, in denen
fast jeder im eigenen Haus wohnt, entfielen dagegen auf die
CDU/CSU etwa drei Viertel aller Stimmen. Das läßt darauf
schließen, daß in Gemeinden, in denen das Wohnen im eigenen
Haus die Regel ist, Bevölkerungskreise, die kein eigenes Haus
haben, mit der SPD stärker sympathisieren als mit der CDU/CSU.
In den größeren Gemeinden ist das Hauseigentum für das Wahl'
verhalten allerdings kein sicheres Indiz mehr, weil sich hier Haus-
eigentümer und Mieter aus den verschiedenen sozialen Schichten
zusammensetzen.

E. Kombination der Erst. und Zweitstimmen

Die beiden Stimmen, von denen die Erststimme für einen der
Wahlkreisbewerber und die Zweitstimme für eine Landesliste der
Parteien vorgesehen waren, konnten für verschiedene Parteien
abgegeben werden. Diese Möglichkeit ist sogar ein Kernstück
des gegenwärtigen Wahlsystems, zu dessen sinnvoller Ausschöpfung
der Wähler allerdings wissen muß, daß sich die Gesamtzahl der
Abgeordneten einer Partei ausschließlich nach deren Zweit-
stimmen richtet, er durch die Abgabe seiner Erststimme also
nur auf deren personelle Zusammensetzung einwirken kann'
Damit lief der Anhänger einer Partei, der ihr nur seine Zweit'
stimme geben wollte, nicht Gefahr, durch andersartige Abgabe
der Erststimme den Wahlerfolg seiner Partei zu schmäIern.

47. Kombination der Erst- und Zweitstimmen 1961 (R)*)

*) Ohne Stimmen der Brieiwähler.

Von der Möglichkeit, die beiden Stimmen verschieden abzu-
geben, haben 1961 noch weniger 'Wahler Gebrauch gemacht als
I95?. Das gilt auch dann noch, wenn man die Wahlabsprachen,
bei denen die CDU und SPD im Jahr 1957 in einigen Wahlkreisen
zugunsten der DP und FU auf die Aufstellung eigener Kandidaten
verzichtet hatten, außer Betracht läßt. Von 1000 Wählern mit
güItigen Zweitstimmen gaben 937 auch die Erststimme der

gleichen Partei. Ein noch höherer Anteil gleichlautender Stimmen
ergibt sich für die Wähler der CDU/CSU (9560/00) und der SPD
(9550/00). Für die Wähler iler FDP und der kleineren Parteien
wurden dagegen erheblich weniger Fälle von übereinstimmender
Stimmabgabe festgestellt, doch sinkt der Anteil bei keiner dieser
Parteien unter 8000/no. Die Anhänger der kleineren Parteien
konnten vielfach von vornherein nicht damit rechnen, daß ihre
Wahlkreisbewerber gewählt werden wüLrden. Man kann sich daher
beispielsweise die 8?00/66 gleichlautenden Stimmen der DFU-
Wähler nur so erklären, daß sie entweder von der Bedeutung
der Erststimmen nicht ausreichend genug unterrichtet waren
oder ihre Erststimme nur aus Gründen des Prestiges ihrer Partei
nicht anders als ihre Zweitstimme abgegeben haben. Aus der
Aussichtslosigkeit des Wahlkreisbewerbers ihrer Partei hat aber
wenigstens ein Teil der Anhänger der kleineren Parteien die
Konsequenzen gezoger- und mit der Erststimme anders gewählt'
Dies gilt insbesondere für die Anhänger der GDP. Für die Zweit'
stimmenwähler der DRP, der DG und des SSW, die in der
TabeIIe 47 unter den »Sonstigen« ausgewiesen sind und den
niedrigsten Anteil übereinstimmender Stimmen hatten, ist in
Betracht zt ziehler-, daß für diese Parteien vielfach gar keine
Wahlkreisvorschläge vorlagen und die Stimmen daher schon aus

diesem Grunde nicht immer übereinstimmend abgegeben werden
konnten.

Die Zweitstimmenwähler der CDU/CSU, die ihre Erststimme
anderen Wahlvorschlägen gegeben haben, bevorzugten mit
dieser Stimme in etwa gleichem Umfang die SPD und die FDP,
die Zweitstimmenwähler der SPD, denen die Kreiswahlvorschläge
dieser Partei offenbar nicht zusagten, vorwiegend den Kandidaten
der CDU/CSU. Von allen Parteien am stärksten hat die CDU/CSU
aus den Erststimmen profitiert, die von den Personen mit einer
Zweitstimme für die FDP und GDP anders abgegeben worden
sind. Die Wähler mit einer Zweitstimme für dre FDP haben zu
BI und die Wähler mit einer Zweitstimme für die GDP nt19of oo

der CDU/CSU die Erststimme gegeben, der SPD aber nur zu 31

bzw. 330/oo. Die Wähler mit einer Zweitstimme für die DFU
haben dagegen bei anderslautender Abgabe der Erststimme sich
zu 5I0/n6 für den Kandidaten der SPD entschieden und nur zu
200/oo für den Kandidaten der CDU/CSU, sofern sie es nicht vor-
gezogela haben, auf die Äbgabe der Erststimme überhaupt zu
verzichten, was bei diesen Wählern mit 360ioo in besonders
großem Umfang der FalI war. Die Zweitstimmenwähler der
übrigen Parteien gaben - wohl wegen des häufigen Fehlens
eines Wahlkreisvorschlags ihrer Partei - mit 540/oo noch häufiger
die Erststimme ungültig ab, während bei den größeren Parteien
dieser Anteil mrr etwa 200/oo betrug.
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F. Sitzverteilung unil Erfolgewert der Stimmen
Wie schon öfter betont, ist das geltende Bundeswahlrecht ein

Verhältniswahlrecht mit Elementen der Mehrheitswahl. Zu seiner
Verwirklichung hat der Wähler zwei Stimmen: erne Erststimme
ftir die Wahl des Wahlkreisabgeordneten und eine Zweitstimme
für die Wahl einer Landesliste. Es ist aber nicht so, daß die
beiden Stimmen je zur Hälfte über die Verteilung der Ab-
geordneten auf die Parteien entscheiden; die Gesamtzahl der
Sitze einer Partei ist vielmehr durch die Zweitstimmen bestimmt.
Wird in bezug auf die Zusammensetzung des Bundestags nur die
Parteizugehörigkeit der Abgeordneten in Betracht gezogen, sind
infolgedessen die Zweitstimmen weit wichtiger als die Erst-
stimmen. Obwohl die Erststimmen auf die Verteilung der Sitze
an die Parteien keinen Einfluß haben (auf die Ausnahme der
»Überhangmandate« wird noch eingegangen), kommt ihnen je-
doch große Bedeutung in bezug auf die Personen zu, die ein
Mandat erhalten. Nur über die Hälfte der Abgeordneten ent-
scheiden die Parteien direkt durch Nennung ihrer Bewerber auf
Landeslisten, in denen sie ihnen je nach der Stelle auf der Landes-
liste größere oder geringere Wahlchancen einräumen können,
die personelle Zusammensetzung der anderen HälJte bestimmt
der Wähler durch seine Erststimme. Der Anhänger einer Partei
muß dabei allerdings in Kauf nehmen, daß er bei der Abgabe
seiner Erststimme für einen Wahlkreiskandidaten keine Ent-
scheidungsmöglichkeit zwischen verschiedenen Kandidaten seiner
Partei hat, sondern nur die Möglichkeit besitzt, statt des Kandi-
daten seiner Partei den Kandidaten einer anderen Partei zu
wählen oder seine Erststimme überhaupt nicht abzugeben.
Durch die Abgabe der Erststimme für den Wahlkreisbewerber
einer anderen Partei und der Zweitstimme für die Landesliste
seiner Partei schmälert er aber nicht deren Wahlerfolg, genauso,
wie er den Wahlerfolg der anderen Partei durch die Abgabe seiner
Erststimme für den Bewerber dieser Partei im ganzer. nicht er-
höhen kann,

Wie dieser Mechanismus vor sich geht, wird im folgenden
erläutert.

l. Sitzverteiltr. gsverfahren
Im Gegensatz etwa zu der Weimarer Republik ist die Zahl der

zu wählenden Abgeordneten im Bundeswahlgesetz 1956 starr
festgelegt. Nach Anderung dieses Gesetzes auf Grund des Gesetzes
über die Eingliederung des Saarlandes vom 23, Dezember 1956
beträgt nach § I die Zahl der Abgeordneten 516. Hierzu bestimmt
jedoch der § 54 als Übergangsregelung im Hinblick auf die
Hindernisse, die der vollen Anwendung des Gesetzes im Land
Berlin entgegenstehen, daß in unmittelbarer Wahl nur 494 Ab-
geordnete zu wählen sind, die übrigen 22 durch das Abgeordneten-
haus von Berlin. Es ist daher von 494 Abgeordneten auszugehen.

'Wenn oben dargelegt wurde, daß die Äbgeordnetensitze nach
dem Yerhältnis der Zweitstimmen für die Parteien verteilt
werden, so bedeutet das nicht, daß 1961 sämtliche Parteien für
die Sitzverteilung in Frage kamen. Es schieden vielmehr durch
die gegen die »Splitterparteien« gerichteten Sperrklauseln aus:

Die Gesamtdeutsehe Partei (GDP) mit 8?0756 oder 2,80/o
Zweitstimmen,
die Deutsche Friedens-Union (DFU) mit 609918 oder 1,90/6
Zweitstimmen,
die Deutsche Reichs-Partei (DRP) mit 262977 oder 0,80/s
Zweitstimmen und
die Deutsche Gemeinschaft (DG) mit 2?308 oder 0,10/o
Zweitstimmen,

weil keine dieser Parteien 50/o der gültigen Zweitstimmen im Wahl-
gebiet (Bundesgebiet ohne Berlin) erhalten hate. Außerdem hat
keine dieser Parteien einen Wahlkreissitz erhalten und war
daher auch nicht in der Lage, ihren Einzug in den Bundes-
tag statt über den Zweitstimmenanteil durch mindestens 3 Wahl-
kreissitze zu erreichen. Geht man von allen gültigen Zweit-
stimmen aus, entfallen auf einen Abgeordneten 63 868 Stimmen
(3155090I:494). Ohne die Sperrklauseln und auch ohne die
Auswirkungen des noch zu schildernden d'Hondt'schenHöchstzahl-
verfahrens wäre die GDP also mit 14, die DFU mit l0 und die
DRP mit 4 Abgeordneten vertreten und würden die übrigen
Parteien entsprechend weniger Sitze erhalten haben.

Die auf Grund von mindestens 50/o der gültigen Zrveitstimmen
oder auf Grund von mindestens 3 Wahlkreissitzen fitr die Sitz-
verteilung tatsächlich in Frage gekommenen Parteien waren:

die SPD mit 11427355 odet 36,2ofo Zweitstimmen und
91 Wahlkreissitzen,
die CDU mit II2B390I oder 35,80/o Zweitstimmen und
14? Wahlkreissitzen,
die FDP mit 4028766 oder 12,80/o Zweitsrimmen und keinem
Wahlkreissitz,
die CSU mit 3014471 oder 9,60/o Zweitstimmen und 47Vahl-
kreissitzen,

Außerdem kamen in Frage:
der SSW mit 25449 oder 0,10/o Zweitstimmen und keinem
Wahlkreissitz, auf den als Partei einer nationalen Minder-
heit die Sperrklausel nicht angewendet werden durfte.

Nach den Zweitstimmen dieser Parteien waren nunmehr die
Sitze nach dem d'Hondt'schen Höchstzahlverfahren zu verteilen.
Zuvor rvar jedoch zu prüfen, ob in den 247 Wahlkreisen durch
die Erststimmen ein parteiloser Bewerber oder der Bewerber
einer Partei gesiegt hatte, für den es keine Landesliste gab.
Ebenso wie schon 195? und 1953 kam das auch 196l nicht vor.
Anderenfalls hätten die für die SPD, CDU, FDP, CSU oder
SSW abgegebenen Zrveitstimmen der Wähler eines solchen
Wahlkreisabgeordneten für die Sitzverteilung nicht mitgezählt
werden dürfen. Außerdem hätte die ZahI dieser Abgeordneten
von der Gesamtzahl der zu verteilenden 494 Sitze abgezogen
werden müssen, Diese Bestimmung hat im Interesse des »Verhältnis-
ausgleichs« den Zweck, zu vermeiden, daß die Stimmen der
Wähler für einen erfolgreichen parteilosen Vahlkreisbewerber
oder für Bewerber einer Partei, für die es keine Landesliste gibt,
doppeltes Gewicht haben. Würden ihre Zweitstimmen mitgezählt
werden, würde dies die ZahI der Sitze für die Parteien mit Landes-
listen beeinflussen, ohne daß gleichzeitig die Möglichkeit bestünde,
davon die Wahlkreissitze der siegreichen parteilosen Bewerber
und Bewerber von Parteien ohne Landeslisten abzuziehen. Da
sich nicht von vornherein absehen läßt, welche 'Wahlchancen ein
parteiloser Bewerber oder der Bewerber einer Partei ohne Landes-
liste besitzt, hätten beim Sieg solcher Wahlkreisbewerber die
Stimmzettel mit Erststimmen für diese siegreichen Bewerber noch
einmal ausgezählt werden müssen, um darauf die Zweitstimmen
für SPD, CDU, CSU, FDP oder SSW ermitteln zu können. Es
versteht sich von selbst, daß hierdurch die Feststellung des'Wahlergebnisses stark verzögert werden kann.

Dem föderalistischen Prinzip folgend, werden die Zweit-
stimmen nicht auf Bundeslisten, sondern auf Landeslisten der
Parteien abgegeben. Es ist daher folgerichtig, wenn das Bundes-

48. Berechnung der auf die Listenverbindungen entfallenden Sitze l96I
(Auszug)
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2
4

489
491

t
2

67

4 028 ?86
2 014 383

5
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1
2
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I
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I

60 020 68 5S 246 51 59 107
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wahlgesetz in § 2 als erste Möglichkeit eine unmittelbare Yer-
teilung der vorgesehetet 494 Sitze nach den Zweitstimmen der
Parteien in jedem Land vorsieht. In diesem Fall hätten sich nach
dem d'Hondtoschen Verfahren aus der Berechnung der Höchst-
zahlen tür 10 Landeslisten der SPD, 9 Landeslisten der CDU,
I0 Landeslisten der FDP, einer Landesliste der CSU und einer
Landesliste des SSW ergeben insgesamt:

I90 Sitze der SPD,
lBB » » CDU,
65 » » FDP'
5T » » CSU,

kein Sitz iles SSW.

Auf die CDU und CSU würden somit je ein Sitz mehr und auf
die FDP 2 Sitze weniger entfallen sein, als diese Parteien nach
dem zweiten im Bundeswahlgesetz vorgesehenen Verfahren tat'
sächlich erhalten haben. Das hängt mit den sogenannten un'
ausgenutzten Reststimmen beim d'Hondt'schen Verfahren zu-
sammen, durch das beispielsweise auf die 74893 Zweitstimmen
der FDP im Saarland und die 64955 Zweitstimmen der FDP in
Bremen nur je ein Sitz gekommen wären, obwohl im Durchschnitt
der gültigen Zweitstimmen frir alle in die Sitzverteilung gekom-
menen Parteien auf einen Sitz nur rd. 60000 Zweitstimmen ent-
fallen. Die Zuteilung eines weiteren Sitzes für die FDP im Saar'
land und in Bremen wäre nicht möglich gewesen, da sich durch
Teilung mit »2« die Teilungszahlen 37446 b2w.32477 ergeben,
d.h. weit weniger als die Teilungszahl 58B3B beträgt, mit der der
494. Sitz auf die Zweitstimmen der CDU in Nordrhein-Westfalen
gefallen wäre.

Um eine solche Benachteiligung durch unausgenutzte Rest-
stimmen weitgehend auszuschalten, haben 1961, ebenso wie schon
1957, aIIe in die Sitzverteilung gekommenen Parteien von der
Möglichkeit des § ? Bundeswahlgesetz Gebrauch gemacht, ihre
Landeslisten zu verbinden. Dadurch werden die Zweitstimmen
einer Partei auf die verschiedenen Landeslisten füLr die Sitz'
verteilung so aufgefaßt, als wären sie für eine Bundesliste dieser
Partei abgegeben worden. Um trotzdem auch eine Verteilung
der Sitze nach den Zweitstimmen in den Landern zu erreichen,
mußte die Sitzverteilung in zwei Stufen vor sich gehen: In der
ersten Stufe wurden die Sitze verteilt, ilie jeder Partei im gan.zerl

Wahlgebiet zustanden. In einer zweiten Stu{e erfolgte dann ihre
Weiterverteilung nach dem Ergebnis der Stimmen für jede
Landesliste der ParEeien.

Das Ergebnis der Berechnung der ersten Stufe enthält, soweit
zum Versiändnis nötig, die Tabelle 48. In der Spalte »Teiler« ist
bei jeder Partei nachgewiesen, womit die Gesamtzahl der Zweit-
stimmen für die betreffende Partei im Wahlgebiet fortlaufend
zu dividieren war. Die Gesamtzahl dieser Stimmen steht oben
rechts neben dem Teiler 1. In der gleichen Spalte sind auch die

Quotienten aus der Gesamtzahl der Stimmen und den weiteren
Teilern angegeben. Die dritte Spalte enthält die Reihenfolge,
mit der auf die höchsten Teilungszahlen, oder kurz »Höchst-
zahlen«o so lange Sitze auf die fünf Parteien verteilt worden sind'
bis die ZahI 494 erreicht war' Dabei ist - wie schon erwähnt -
der SSW mit nur 25449 Zweitstimmen völlig leer ausgegangen'
Über der Linie stehen die Höchstzahlen, auf die für jede Partei
die letzten Sitze vergeben worden sind, unter dieser Linie die
Höchstzahlen, auf die keine Sitze mehr vergeben werden konnten'

Einen vollständigen Nachweis aller Höchstzahlen Iür jede
Partei mit den für ihre Berechnung verwendeten Teilern enthält
in der Reihenfolge der 494 Höchstzahlen eine Tabelle auf Seite
44146 vorr lleft 1.

Mit der niedrigsten Höchstzahl von 60 I30 beim Teiler 67 ist
die FDP zu ihrern 61.Sitz gekommen. Es folgen die SPD mit
der Höchstzahl 60143 frir ihren 190., die CSU mit der Höchstzahl
60 289 für ibren 50' und schließIich die CDU mit der Höchstzahl
6034I für ihren IB?. Sitz. Die größte Chance, einen weiteren Sitz
zu bekommen, hatte die CDU, für die sich beim Teiler IBB die
Höchstzahl 60020 ergibt. Um diesen Sitz ztt erhalten, hätte die
Höchstzahl für den 188' Sitz aber 60 13I lauten müssen' Die FDP
würde dann nur 66 Sitze, und zwar den Ietzten Sitz über die
Höchstzahl 61041, erhalten haben. Um den 1BB'Sitz zu be-
kommen, hätte die CDU lBB x 60 I31 : 11304628 Zweitstimmen
gebraucht od'er 20727 mehr, als sie tatsächlich erhalten hat'
Noch weit mehr zusätzliche Stimmen hätte selbstverständlich

die SPD aufbringen müssen, um der FDP den 61.Sitz abnt'
nbhmen.

Die Wirkung des d'Hondtoschen Sitzverteilungsverfahrens, die
großen Parteien zu begünstigen und die kleineren etwas zu be-
nachteiligen, hat sich 1961 bei der Verteilung der Sitze auf
Brndesebene nicht ausgewirkt. Auch bei genau proportionaler

49, Berechnung der auf die Landeslisten tler SPD' CDU
und FDP entfallenden Sitze 1961

(Äuszug)
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Yerteilung nach der Zahl der Zweitstimmen würden sich folgende
Zweitstimmensitze ergeben haben :

SPD... ...... 190
cDU.. ......18?
FDP .. 67
CSU .. 50
SSW ..

Insgesamt ........4g4

c) Teilung der Zweitstimmen für jede Partei durch die durch.
schnittliche Stimmenzahl je Abgeordneten nach Zifrer 2.
Diese Teilung ergibt für 1961 :

189 volle Sitze der SPD,
lB7 » » »CDU,
66 » » »FDP,
50 » » »CSU,

und keinen vollen Sitz des SSW.
d) Damit sind 492 Sitze verteilt. Für die Verteilung der Rest-

sitze sind bei jeder Partei noch etwa 1 bis 2 Teilungszahlen
zu berechnen, die {ür 1961 lauien:
SPD beim Teiler 190: 60283; beimTeiler 191: 59829;

CDU

FDP
CSU

1BB: 60020;

67:60130;
51:5910?;

» lB9: 59703;

» 68z 59246;
» 522 57911;

Der Grund dafür liegt darin, daß es sich bei SPD, CDU, FDp
und CSU durchweg um Parteien mit relativ vielen Zweitstimmen
handelt. Infolgedessen weichen die letzten ntmZttge gekommenen
Höchstzahlen der ernzelnen Parteien, welche gleichzeitig die
durchschnittliche Stimmenzahl der Parteien je Sitz angeben, nur
geringfügig, nämlich um höchstens 211, voneinander ab.

In der zweiten Stufe waren nunmehr die oben füLr die SpD,
CDU und FDP angegebenen Sitze nach dem gleichen Yerfahren
auf die einzelnen Landeslisten zu verteilen. Diese zweite Stufe
entfiel lediglich für die CSU mit nur einer Landesliste in Bayern.
Über sämtliche bei der Sitzverteilung der zweiten Stufe angefallnen
Höchszahlen unterrichtet ebenfalls wieder Heft I auf den Seiten
47 149. Eira.en Auszug enthälr Tabelle 49. In dieser Tabelle stehen
die für die Landeslisten einer Partei in jedem einzelnen Land
abgegebenen Zweitstimmen neben dem Teiler l. Auf die letzten
Ilöchstzahlen über der Linie sind für jede Landesliste die letzten
Sitze von der Gesamtzahl der Sitze jeder Partei verteilt worden.
Der hier links daneben stehende Teiler ist identisch mit der
Gesamtzahl der Sitze für die Zweitstimmen einer partei in jedem
Bundesland.

Bei der Verteilung der 190 Sitze der SPD auf die Landeslisten
wurde der letzte Sitz über die Höchstzahl 58 729 in Hessen vergeben,
wodurch die SPD in Hessen aü.2L Sitze kam. Nicht mehr berück-
sichtigt, weil schon 190 Sitze vergeben waren, konnte die Teilungs-
zahl 58724 für Niedersachsen werden. Der 21. Sitz der SpD in
Hessen ist somit mit ganz knappem Vorsprung vor Niedersachsen
erzielt worden, Würde die SPD in Niedersachsen 1526980 statt
1526824, also insgesamt nur 156 Zweitstimmen mehr erhalten
haben, würde der Sitz nicht nach Hessen, sondern mit der Höchst-
zahl 58 730 als 26.Sitz nach Niedersachsen gefallen sein. Diese
Situation bestand nach den vorläufigen Ergebnissen mit weniger
SPD-Stimmen in Hessen und mehr in Niedersachsen.

Ebenfalls interessante Aufschlüsse vermittelt die Verteilung
der lB7 Zweitstimmensitze der CDU auf deren neun Landeslisten.
In Bremen konnte bei 115493 Zweitstimmen für diese partei
nur I Sitz vergeben werden, während die CDU in Hessen noch
mit einer Höchstzahl von 59016 zu ihrem IT. Sitz kam. In Hessen
ist die durchschnittliche Stimmenzahl je CDU-Sitz also nur etwa
halb so groß wie in Bremen. Beim Teiler 2 befiägt in Bremen die
Höchstzahl 57746 und liegt damit noch niedriger als die Höchst-
zahl der CDU in Nordrhein-Westfalen, die nicht mehr mit einem
weiteren Sitz bedacht werden konnte. Für einen zweiten Sitz
in Bremen, der dann für Hessen verlorengegangen wäre, hätte
die CDU dort lIB034 Zweitstimmen erhalten müssen. Ebenfalls
viele Reststimmen gingen für die CDU im Saarland verloren, wo
dieser Verlust aber durch das erzielte überhangmandat wieder
wettgemacht worden ist. Dasselbe, aber ohne Ausgleich durch
ein Übcrhangmandat, gilt für die FDP im Saarland, die ihren
einen Sitz über die Höchstzahl 74893 zrtgeteilt bekam, während
in Niedersachsen noch auf die Höchstzahl 51682 ern neunter
FDP-Sitz entfiel.

Sind in zwei Rechengängen je 494Sitze zu verreilen, ist das
d'Hondt'sche Höchstzahlverfahren durch die fast 1 000 Divisionen
ohne Zuhilfenahme einer größeren Rechenanlage sehr zeitraubend.
Man gelangt zum gleichen Ergebnis jedoch auf krirzerem -Weg,

wenn man sich mit den Höchstzahlen, auf die die letzten Sitze zt
verteilen sind, begnügt. Hierzu kann z. B. bei der Sitzverteilung
erster Stufe wie folgt verfahren werden:

a) Addition der Zweitstimmen für die Parteien, die in die
Sitzverteilung kommen.
Die Zahl dieser Zweitstimmen für SPD, CDU, FDp, CSU
und SSW betrug bei der Bundestagswahl 1961 2g71gg4L,

b) Berechnung der durchschnittlichen Stimmenzahl für cinen
Abgeordneten, was bei den genannten Zweitstimmen und
494 Abgeordneten 60283 ergibt.

Die beiden höchsten Teilungszahlen für die restlichen 2 Sitze
sind 60143 bei der SPD und 60130 bei der FDp, deren Ab-
geordnetenzahl sich somit von 189 auf I90 bzw. von 66 aa| 67
erhöht. In derselben Weise ist bei der Verteilung der Sitze der
Parteien auf die Länder nach den dort erhaltenen Zweitstimmen
für die Landeslisten zu verfahren.

Unmittelbar nach Vorliegen des Gesamtergebnisses der Wahl ist
beim Bundeswahlleiter sowohl die abgekürzte als auch die aus-
fuhrliche Berechnung durchgeführt worden, letzLere auf einer
elektronischen Rechenanlage, die hierzu mit dem Anschreiben
aller Höchstzahlen in abfallender Ordnung nur etwa 2 bis 3 Minuten
benötigte.

Nach Verteilung der Sitze auf die Parteien und anschließender
Verteilung dieser Sitze auf die Zweitstimmen der parteien in den
Ländern, sind die einer Partei in einem Land zustehenden Sitze
nunmehr um die Wahlkreissitze zu verringern, die sie bereits
durch die Erststimmen erhalten hat. Nur der Rest ist mit den
Bewerbern auf der Landesliste za besetzen, nachdem auf der
Landesliste zuvor alle Bewerber gestrichen worden sind, die
zugleich in einem Wahlkreis kandidiert haben und dort Wahlkreis-
sieger wurden. Ein Verzicht auf das durch persönlichkeitswahl
gewonnene Wahlkreismandat zugunsten eines Listenmandats ist
nicht möglich.

Bei der Berechnung der Wahlkreissitze ergab sich, daß die CDU
in'Schleswig-Holstein 4 Wahlkreismandate und die CDU im
Saarland I Wahlkreismandat mehr errungen hatte, als ihr auf
Grund der Zweitstimmen zustanden. Diese 5 Sitze blieben der
CDU als »Überhangmandat« erhalten. Obwohl die CDU weniger
Stimmen als die SPD bekam, fielen ihr dadurch 2 Sitze mehr äls
der SPD zu. IJrsache {ür die überhangmandate in Schleswig-
Holstein waren die sehr kleinen Wahlkreise in diesem Land, bei
gleichzertig relativ knappen Mehrheiten der CDU in jedem Wahl-
kreis, bis auf den Wahlkreis 6 Kiel, der als einziger an die SpD
fiel. Das Überhangmandat der CDU im SaarlanJ hängt mit der
Anwendung des d'Hondt'schen Sitzverteilungsverfahrens auch
für die Weiterverteilung der Sitze der Parteien auf die Länder
zusammen, worauf noch eingegangen werden wird. Durch die
Überhangmandate ist die Zahl der Landeslistenmandate mit
252 nicht mehr gleich der Zahl der Wahlkreismandate, sondern
wie auch die Gesamtzahl der Sitze, um S gestiegen, weil für
5 Wahlkreissitze keine Verrechnungsmöglichkeit bestand.

Das d'Hondt'sche Höchstzahlverfahren kann die Wirkung
haben, die größeren Parteien etwas zu begünstigen und diä
kleineren etwas zu benachteiligen, Bei der Verteilung der Sitze
auf Bundesebene kam diese Wirkung des doHondt'schen Sitz-
verteilungsverfahrens 1961 nicht zur Geltung, wohl aber - wie
noch gezeigt werden wird - bei der Verteilung der Sitze der
Parteien auf die Länder. Wie es sich benachteiligend auswirken
kann, sei an einem einfachen Beispiel dargelegt, bei dem die
Partei A 3600 und die Partei B 16400 Stimmen erhalten haben
soll und bei dem 20 Sitze zu verteilen sind. Bei genau proportionaler
Yerteilung würde die Partei A auf 3000 Stimmen zunächst
3 Sitze und auf die 600 Reststimmen einen 4. Sitz erhalten, die
ParteiB auf 16000 Stimmen 16 Sitze und auf die 400 Rest-
stimmen keinen Sitz mehr, was gerecht erscheinto weil, wenn nur
noch I Sitz zu verteilen ist, dieser Sitz der größeren Reststimmen-
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50. Sitzverteilung nach Ländern

r) rn Ravern csu. sonst cDU. - ') ln Baycrn csu, rm saarland cDU trutl csu, soust nu cDU. - 3)

na'd-ie-1-;j-Eir.du"ou"r, 1Überhangmandat. - 0) vom Berliner Abgeordnetenhau gewählt' - 7)
r Xinschließlich 4 ÜberhaDgmandabe.-a) Einscil. 3 Überhang'
Darunter ein Äbgeordneter der Ir'reien Dsutschen Yolkspartei.

zahl zukommt. Anders jedoch beim d'Hondtoschen Verfahren'
Auch hier entfallen auf die Partei A zunächst 3 und auf die
Partei B 16 Sitze. Der 20. Sitz fällt jedoch nicht auf die kleinere
Partei A mit der größten Reststimmenzahl, sondern auf die
größere Partei B mit einer geringeren Reststimmenzahl. Das
io-rnt daher, daß sich bei der kleineren Partei die Teilungszahlen
schneller und bei der größeren Partei langsamer vermindern'
Für die Partei A lautet die Teilungszahl beim nächsten Teiler
3600:4-900 und für die ParteiB beim nächsten Teiler
16400: L1 :964.

Die Sitzverteilung steht im allgemeinen schon fest, wenn in
der Nacht nach der Wahl die vorläufigen Wahlergebnisse vor-
Iiegen. Bei der 'Wahl 1961 trat jedoch eine beträchtliche Ver-
zögerung deshalb ein, weil durch den Tod eines Wahlkreis-
bewerbeis der SPD im Wahlkreis I5l Cochem von Rheinland-

SITZE IM 4. DEUTSCHEN BUNDESTAG @
cDu/c

52r SITZE
ernschl.der 22 Abgeordfleten von BeIlln (yiest)

STAT. BUNOESAMT 4678

Pfalz eirie Nachwahl erforderlich wurde, die erst am 1. Oktober
1961, also 14 Tage nach der Hauptwahl, stattfinden konnte.
Dabei ist auch einer breiteren Öffentlichkeit deutlich geworden,
daß die Berechnung der Sitzverteilung erst einsetzen kann, wenn
das vollständige Wahlergebnis vorliegt. Nur wenn die Zahl der
Sitze auch für jedes einzelne Land festgelegt worden wäre,
könnte im FalI einer Nachwahl wenigstens fiir die Lander ohne
Nachwahl das Wahlergebnis ermittelt werden. Für eine Reihe
von Wahlbewerbern ergab sich durch die Nachwahl im \Mahl-
kreis I51 und die hierdurch um etlva 14 Tage verzögerte Fest-
stellung des endgültigen Ergebnisses der Wahl eine große Un-
sicherheit über ihre Wahl.

Das Ergebnis der Sitzverteilung weist die Tabelle 50 aus' In
der Zeile »zusammen(( stehen die Sitze, die den Parteien auf
Grund der Zweitstimmen zufielen. Zieht nan davon die Wahlkreis-
sitze in der ersten Zeile für jedes Land ab, ergeben sich die aus den
Landeslisten zu besetzenden Sitze'

Von den 499 Abgeordneten im Wahlgebiet ohne Berlin entfielen
auf:

cDU .. ....... r92,
sPD .. ....... 190,
FDP .. 61,
csu .. 50.

Dazu kommen die 22 Abgeordneten aus dem Lande Berlin, die
von folgenden Parteien gestellt wurden:

SPD .. '.....' 13,
CDU .. 9.

Die Zahl der Abgeordneten der CDU/CSU vergrößerte sich
dadurch auf 251 und die der SPD auf 203.
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2. Ergebnis der Sitzverteilung 196l im Yergleich
zu früher

Die Zahl der Abgeordneten (ohne Berlin) der CDU/CSU hat
sichvon 1949 bis 1957 ständig erhöht, wodurch dieser partei 1953
nur ein Sitz ffü die absolute Mehrheit fehlte. W'eitere Sitze wurden
1957 hinzugewonnen und damit eine sichere Mehrheit von 540/o
erzielt. Die SPD stellte bei allen vorangegangenen Bundestags-
wahlen etwa ein Drittel der Abgeordneten. 195? hatte sie IB Sitze
mehr als 1953. Bei der FDP war bis I95? ein ständiger Rrickgang
der Zahl der Abgeordneten zu beobachten.

Bei der Wahl 1961 ist die absolute Mehrheit der CDU/CSU
im Bundestag durch die Verminderung der Zahl ihrer Abgeordneten
aü 242 verlorengegangen. Auf der anderen Seite konnte die
SPD die Zahl ihrer Abgeordneten auf I90 und die FDp die Zahl
ihrer Sitze auf 67 erhöhen (irnrner ohne die Abgeordneten von
Berlin). Damit war keine der im neuen Bundestag vertretenen
Parteien in der Lageo allein zu regieren.

Yon den Abgeordneten der CDU wurden 196I fast zwei Drittel
mit den Erststimmen in den Wahlkreisen gewähIt. Bei der CSU
beträgt der Anteil der Direktmandate sogar über vier Fünftel.
Yon den 190 Abgeordneren der SPD waren dagegen lediglich 9I
oder fast die Hälfte Wahlkreiskandidaten, und von den 6? Ab-
geordneten der FDP isr überhaupt keiner in einem 'Wahlkreis
als Sieger hervorgegangen.

Yerglichen mit 1957 ist die Zahl der Wahlkreisabgeordneten
der CDU/CSU von 194 auf 156, also erheblich zurückgegangen und
die ZahI der Wahlkreisabgeordneren der SpD von 46 "rf 9l ,rf
das Doppelte gestiegen. Diese Veränderungen, die über die Ab-
und Zunahmen der Stimmen und damit auch die Gesamtzahl der
Sitze weit hinausgehen, beruhen darauf, daß es 195? unter den
IBI Wahlkreisen, in denen die CDU/CSU vor der SpD siegte,
38Vahlkreise gab, in denen der Abstand weniger als 100/o
betrug. Dadurch sind auch bei einem verhältnismäßig geringen
Stimmenzuwachs der SPD und entsprechenden Äbnahmen -bei

der CDU/CSU 45 Wahlkreise von der CDUiCSU an die SpD
übergegangen. Das hatte zur Folge, daß die SpD trotz Zunahme
der Gesamtzahl ihrer Abgeordneten rron 169 auf 190 nur 99 Landes-
listenbewerber als Abgeordnete stellte, verglichen mit I23 im
Jahr 1957, währerrd bei der CDUiCSU trotz Abnahme der Gesamt-
zahl der Abgeordneten von 270 a:uf 242 die Zahl der gewählten
Landeslistenbewerber von ?6 auf 86 stieg. Manche Landeslisten-
bewerber der SPD auf vermeintlich sicherer position sind dadurch
nicht in den Bundestag gekommen, wohl aber solche Landes-
listenbewerber der CDU/CSU, deren Platz auf der Landesliste
nicht allzu aussichtsreich erschien. Das zeigt, daß es für die die
Wahlbewerber bestimmenden Parteiorgane recht schwierig ist,
im voraus richtig zu disponieren. Hierzu bedarf es nicht allein
der Abschätzung des Wahlausgangs im allgemeinen, sondern auch
einer zuverlässigen Abschätzung des Wahlausgangs für die Be-
werber in den einzelnen Wahlkreisen eines jeden Landes. Er-
schwerend kommt hinzu, daß die W'ahlkreisbewerber auch auf
einer Landesliste kandidieren können und daß durch solche
Doppelbewerbungen für die nächstfolgenden Bewerber auf der
Landesliste der Weg in den Bundestag entweder geöffnet oder
gesperrt werden kann, je nachdem, ob die Doppelbewerber im'Wahlkreis siegreich sind oder nicht.

Eine der wichtigsten Beobachtungen seit der 'Wahl zum
l. Bundestag im Jahr 1949 ist, daß im Bundestag von Wahl
zu Wahl weniger Parteien vertreten waren. Faßt man CDU und
CSU zusammen, hatten Abgeordnete

bei der Wahl zum 1. Bundestag 1949 (ohne Saarland):
die Christlich Demokratische Union/Cbristlich-soziale
Union (CDU/CSU) ...
die Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SpD)

die Bayernpartei (BP)
die Deutsche Partei (DP)
die Kommunistische Partei Deutschlands (KpD) . . . .
die Wirtschaftliche Aufbauvereinigung (WAV)
die Deutsche Zentrumspartei (Zentrum)
die Deutsche Reichs-Partei (DRP) .
der Südschleswigsche Wählerverband (SSW) .
Parteilose und Wählergruppen .

L39
131
52
L7
t7
15
T2
IO

5
1
J

Parteilose Bewerber kamen nur 1949 in 3 Wahlkreisen zum Sieg.
Die ZaL,l der vertretenen Parteien, die 1949 noch l0 betrug, hat

.sich 1953 auf 6, 195? auf 4 und 1961 schließIich auf 3 ver-
mindert.

51. Zahl der Sitze aus den Listenverbindungen bei Verteilungauf die einzelnen Landeslisten im Verhältnis des Anteils dei
Landeslistenstimmen an der Gesanrtzahl der Zweitstimmen

für jede Partei 1961*)

497

Die Berliner Abgeordneten sind hierbei nicht mitgezählt.

Land Sitzo
insgesamt

Dsvon fur

Schleswig-Eolstein
Eambug ...
Nredersachsen
Bremen. .
Nordrhein-\Testfaletr ....
Ilessen ..
Rheinland-Pfalz ........
tsaden-Wuttemberg .. . .
Bayern .

Bundesgebiet ohne Berlin

20 (24)
18
59

7
153

45
31
66
öo
I

I
I

25
4

59
2t
11
22
28

I
6

25
2

75
77

,

(13) 3

I
1

19
?
4

72
8
1

50

494 (4e8) 190 18? (191) 67 50
*) Ohne Überhangmandate. - llit Überhangmaudaten iu Iilammern d.aneben.
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DP

402

Die Gesamtzahl der Mandate je Land hat sich von 195? auf
196I in Schleswig-Holstein, in Nordrhein-'Westfalen und im Saar-
Iand um l, in Bayern um 4 erhöht. Eine Verminderung der Zahl
der Abgeordneten um einen haben Hamburg, Niedersachsen,
Bremen, Hessen und Baden-Württemberg zu verzeichnen.
{n Sglt_e9wlg-ttglstein ergibt sich die Zunahme durch die Erhöhung
der Zahl der Überhangmandate der CDU von 3 auf 4 und im
Saarlpnd durch Zugang eines bisher nicht vorhandenen überhang-
mandats. In den übrigen Ländern sind die Ursachen für die
Yeränderungen der Mandatszahlen andere. Für Bayern hat sich
vor allem der Verzicht der Bayernpartei auf die Teilnahme an
der Wahl ausgewirkt. Die I95? für die Bayernpartei und den
GB/BHE abgegebenen und für die Sitzverteilung verloren-
gegangenen Zweitstimmen sind der Hauptgrund für die relativ
geringe Zahl bayerischer Abgeordneter im 3. Deutschen Bundes_
tag gewesen. Bei der Wahl 196l haben sich für Hamburg, Nieder-
sachsen, Bremen, Hessen und Baden-Württemberg ou"ht"ilig di"
vielen Stimmen ausgewirkt, die hier für Parteien (vor allem GDp
und DFU) abgegeben wurden, die nicht in die Sitzverteilung
kamenl dazu kommt besonders kraß in Bremen das schlechte
Abschneiden bei der Verteilung der Sitze auf die Landeslisten
der einzelnen Parteien. Genauso wie das d'Hondt'sche Sitz-
verteilungsverfahren die kleineren Parteien benachteiligen kann,
kann es nämlich auch die kleineren Länder beuachteiligen.

Den Beweis dafür liefert die Tabelle 51. Sie weist die Sitz-
verteilung nach, die sich ergibt, wenn man die Weiterverteilung
der Zweitstimmensitze einer Partei nicht nach d'Hondt, sonderi
im genauen Yerhältnis des Anteils der Zweitstimmen für die
Landeslisten einer Partei an der Gesamtzahl der für diese partei
im Wahlgebiet abgegebenen Stimmen vornimmt, Bremen erhält
dann nicht 5, sondern 7 Sitze, und zwar für die CDU und SpDje einen mehr als tatsächlich. Die Zahl der Sitze aus Nieder-
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bei der Wahl zum 2, Buudestag 1953 (ohne Saarland)
CDU/CSU 243

151
48
27
15

3

SPD

CDU/CSU

FDP ........
GB/BHE ....
DP .........
Zentrum .....

... 210

... t69
4l
L7

CDU I FDP



/
sachsen geht dagegen um einer und aus Nordrhein'Westfalen
sogar um zwei zurück, wobei in Niedersachsen die CDU einen
und in Nordrhein-Westfalen CDU und SPD je eineu Sitz ver'
lieren, Weiterhit zeigt sich, daß bei proportionaler Verteilung
der Sitze auf die Landeslisten nach der Zahl der Zweitstimmen
die CDU im Saarland zwar ebenfalls 5 Sitze erhalten haben
würde, den 5, Sitz aber nicht mehr als Überhangmandat. Anders
als in Schleswig-Holstein entspricht dort also die Zahl der CDU-
Sitze dem tatsächlichen Stärkeverhältnis. Durch den Wegfall
des Überhangmandats im Saarland würde sich - immer unter
der hypothetischen A-nnahme einer proportionalen Verteilung der
Sitze - die Gesamtzahl der Abgeordneten des 4. Deutschen
Bundestags auf 498 und mit den Berliner Abgeordneten auf 520
reduzieren.

Die CDU/CSU hat gegenüber der Wahl 1957 nur im Saarland
keine Sitze verloren. Verluste von je einem Sitz verzeichnete sie
in Schleswig-Holstein und Hamburg durch Abgabe eines 'Wahl'

kreissitzes an die SPD; je einen Sitz weniger als 1957 hat sie
außerdem in Niedersachsen und Bremen erhalten. Zwei Sitze
betragen die Yerluste in Rheinland-Pfalz, drei Sitze in Hessen
und Bayern, fünf Sitze in Baden'Württemberg und elf Sitze in
Nordrhein-W'estfalen. Die Zahl ihrer Abgeordneten aus Berlin
stieg jedoch von 7 auf 9.

Die SPD hat nur in Hamburg und Bremen keinen Sitz hinzu-
gewonnen. Ein Sitz rnehr fiel ihr in Schleswig'Holstein, in Rhein-
land-Pfalz und im Saarland z.u, zwei Sitze mehr erhielt sie in
Hessen, drei Sitze mehr in Niedersachsen und Bayern, vier Sitze
mehr in Baden-Württemberg und sechs Sitze mehr in Nordrhein-
Westfalen.

Die Zunahme der Sitze der FDP um 26 geht auf einen Zuwachs
von acht Sitzen in Nordrhein-Westfalen, fünf Sitzen in Nieder'
sachsen, vier Sitzen in Bayern, drei Sitzen in Hessen, zwei Sitzen
in Schleswig-Holstein und je einen Sitz in Hamburg, Bremen,
Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg zurück. Im Saarland
blieb es bei einem Sitz. In West-Berlin erhielt sie keinen Sitz
mehr.

Aber auch votr den 31550901 gültigon Zweitstimmen war
ein großer Teil für die Zusammensetzung des Bundestags ohne
Bedeutung. Es sind dies die Zweitstimmen derjenigen, die Iür
Parteien abgegeben wurden, die nicht in die Sitzverteilung kamen'
Rechnet man dazu auch die Stimmen für den SSW, der zwar in
die Sitzverteilung kam, wegen seiner wenigen Stimmen aber
keinen Sitz erhalten konnte, gab es 1796408 gültige Zweit'
stimmen, für die im Bundestag keine Repräsentanz vorhanden
ist. Die durchschnittliche Zahl der gültigen Zweitstimmen je
Abgeordneten beträgt 63868, so daß durch die Abgabe von
rd. l,B Millionen Stimmen füLr die kleineren Parteien auf die'Wahl
von 2B Abgeordneten kein Einfluß genommen worden ist. Die
Verteilung d,et 494 Abgeordneten blieb vielmehr den 29754493
Wählern vorbehalten, die ihre Zweitstimme für die CDU/CSU'
die SPD oder die FDP abgaben und die nur ?9,50/o der Wahl'
berechtigten, 90,60/6 der 'Wähler und 94,30/6 der Wähler mit
gtiltigen Stimmen ausmachten.

Der Anteil der Wähler, die ihre Zweitstimme Parteien ohne Sitz
gaben, war von Land zu Land recht unterschieillich (Tabelle52).
Verhältnismäßig viele auf diese -Weise ftir die Sitzverteilung
verlorengegangene Stimmen gab es in Niedersachsen (9,10/o),
Bremen (8,20/o), Schleswig-Holstein (8,10/o) und Hessen (7,10/r),
sehr wenige in Nordrhein-Vestfalen (3,40/o), Rheinland'Pfalz
(4,40fu) und im Saarland (4,60/o)' In den zuerst genannten Ländern
spielen hierfür vor allem die zahlreichen Stimmen für die GDP,
in Bremen und Hessen außerdem die zahlreichen Stimmen für
die DFU eine Rolle. Zieht man die Überhangmandate in Schleswig'
Holstein und im Saarland nicht in Betracht, kamen hierdurch
in Niedersachsen, Bremen, Schleswig-Holstein und Hessen mehr
Zweitstimmen auf einen Abgeordneten als im Bundesdurchschnitt
und in Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz erheblich
weniger. Bei der Wahl I95? hatte Bayern mit I1,20/o dio meisten
Zweitstimmen für Parteien, die damals nicht in die Sitzverteilung
kamen. Der Reduzierung dieses Stimmenanteils aul 6,20/, ist es

in der Hauptsache zu verdanken, daß sich die Zahl cler bayerischen
Abgeordneten seit 1957 von 82 auf 86 erhöht hat.

Aus dem Stimmenanteil der Parteien ohne Sitz allein ist jedoch
der unterschiedliche Erfolgswert der 'Wählerstimmen in den
Bundesländern noch nicht zu erklären; denn im Saarland mit
rur 4,6ols Zweitstimmen Iür solche Parteien entfielen auf einen
Abgeordneten 72451 Stimmen und in Baden-Württemberg mit
6,00/o Zweitstimmen für solche Parteien lediglich 634?2. Als
weitere Ursache kommt das Verfahren bei der Yerteilung der
Parteiensitze auf die Länder in Frage, auf dessen Auswirkungen
schon hingewiesen wurde. Betrofen wurde insbesondere Bremen,
was sich daraus ergibt, daß dort die Zahl der Zweitstimmen für
Parteien mit Abgeordnetensitzen ?8636 j.e Abgeordneten betrug,
bei einem Bundesdurchschnitt (ohne Überhangmandate) von
lediglich 60232. Für das zweitkleinste Land der Bundesrepublik,
das Saarland, beträgt die gleiche Zahl 69I44. Im Saarland wurdo
der Unterschied zum Bundesdurchschnitt jedoch durch ein
Überhangmandat rvettgemacht. Mit diesem Überhangmandat
kamen im Saarland auf einen Abgeordneten nur 61461 Zweit-
stimmen. Auf der anderen Seite wurden in größeren Ländern
relativ wenig Zweitstimmen für einen Abgeordneten benötigt.

3. Erfolgswert iler Stimmen

Da die Sitzverteilung durch die Zweitstimmen entschieden
wird, kann auch die Untersuchung über den Erfolgswert der
Wählerstimmen auf die Zweitstimmen beschränkt bleiben'

Bei der Bundestagswahl I96l gab es 374407I5'Wahlberechtigte.
Außerdem warcn 494 Abgeordnete zu wählen, so daß auf einen
Abgeordneten ?5?90 Wahlberechtigte kommen' Der Wahl fern'
geblieben sind bei 32849624 Wählern 459I091 

.Wahlberechtigte;

für rd. 60 Abgeordnete haben es somit die Nichtwähler ver'
säumt, eine politische Überzeuguog geltend zu machen. Weiterhin
sind von den Zweitstimnet 1298723 ungültig abgegeben worden
und damit ebenfalls nicht in die Waagschale gefallen. Diese
Stimmen entsprechen 17 Abgeordneten, so daß durch Nichtwahl
und Abgabe einer ungültigen Stimme zusammen die Wahl von
7? Abgeordneten oder fast einem Sechstel des Bundestags anderen
überlassen wurde.

52, Gültige Zweitstimmen je Abgeordneten in den Ländern 196I

1) Ohtre Überhangmanalate; mit ÜberhangmaDilaten in Klammern rlarunter'
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I,antl
Güiltige zweitstimmen

insgesamt

Anzehl Ab-

Devon fü[ ?arteien
ohne I

Sitze(n)
mit

Griltige Z\Yeitstimmctr für

oDu/csu 
I

§PD X'DP

Je Abgcordnetenl)Anzehl I o,
| 'n

Änzahl ie Ab-
geordnetenr)

SehleBwlg-Eolstein, .

Eamburg... . .. .

Niedersachsen. ....
BremeD .
Nordrhein-Westfalen
Eessetr .
RheiDlanil-Pfalz ...
Baden-Wrirttemberg
Bayern. .
Saarlantl . - .

Bundesgebiet ohne Berlin.

1 363 366

L 193 731
3 942 955

428 241
I 518 246
2 878 689
1 969 933
4 189 163
5 486 962

579 609

68 168
(56 80?)
66 319
65 ?16
85 648
61 408
63 971
63 546
63 472
63 802
?2 45L

(64 401)

109 803

65 831
360 036

35 059
3r9 8?4
203 372

86 255
249 701
340 019
26 458

8,1

5,5ot
8,2
3,4
7,1
4,4
6,0
6,2
4,6

1 253 563

1 127 906
3 582 919

393 182
I 198 3?2
2 6?5 }L',l
1 883 6?8
3 939 462
5 146 943

553 151

62 678
(52 232\
62 661
59 ?15
?8 636
59 344
59 451
60 ?64
59 689
59 848
69 L44

(61 461)

63 246
(43 786)
63 436
59 114

115 493
59 613
59 016
60 267
59 352
60 289
?L 064

{56 851)

61 966

62 226
61 073
?0 911
59 156
58 ?29
59 985
61 040
59 023
64 668

62 873

62 418
5? 682
64 955
58 866
62 6'.?5
64 895
58 109
59 979
74 893

31 550 901 63 868
(63 228)

1 ?96 408 2S 754 493 60 232
(5e 628)

60 331
(5e 084)

60 144 60 131



Unter dem Bundesdurchschnitt liegen die Zahlen für Nordrhein-
Westfalen, Hessen, Baden-Wtirttemberg, Niedersachsen und
Bayern.

Nach Parteien hat die CDU in Bremen für ihr einziges Mandat
I15493 Zweitstimmen benötigt oder fast doppelt so viele Stimmen
wie die CDU/CSU im ganzen Bundesgebiet, fn Hessen dagegen
kamen auf einen Sitz der CDU nur 59016 Zweitstimmen. Auch
die SPD benötigte in Bremen mit ?0911 verhältnismäßig viele
Zweitstimmen für einen Abgeordneten, wenn man bedenkt, daß,
wiederum in Hessen, dort ftir einen SPD-Abgeordneten schon
58729 Stimmen genügren. Die FDP brauchte für ihren einzigen
Abgeordneten im Saarland 74893 Zweitstimmen und in Nieder-
sachsen im Durchschnitt r,Lur 57682.

Bei den Bundestagswahlen 1949 und 1953 war die Zahl der
zu wählenden Abgeordneten nicht für den Bund, sondern für die

Länder festgelegt. Wahlbeteiligung, ungültige Stimmen und
Anteil der gültigen Stimmen für die Parteien, die nicht in die
Sitzverteilung kamen, spielten dadurch für die Zahl der Abge-
ordneten je Land keine Rolle. Alle diese vier Faktoren sind
jedoch seit 1957 in der Weise wirksam, daß die Zahl der Ab-
geordneten aus einem Land um so größer wird, je höher die'Wahlbeteiligung, je niedriger der Anteil der ungültigen Zweit-
stimmen und je niedriger der Anteil der Zweitstimmen für
Parteien ist, dre .wegen der Sperrklauseln für die Sitzverteilung
ausscheiden. Dazu kommen die Wirkungen des doHondt'schen
Höchstzahlverfahrens, bei dem die Gefahr besteht, daß bei der
Verteilung der Gesamtzahl der Sitze einer Partei auf die Länder
in den kleineren Ländern besonders viele unausgenutzte Rest-
stimmen verbleiben. Bei alledem ist allerdings in Betracht zu
ziehen, daß der Bundestag keine Vertretung der Länder, sondern
eine Yertretung der Parteien ist,

G. Die Gewählten

l. Kaniliilatur unil \ffahlerfolg
Bei der Bundestagswahl 1961 kandidierten für die 494 in un-

mittelbarer Wahl zu besetzenden Sitze (also ohne die Sitze für
die Abgeordneten von Berlin) 5?I Wahlbewerber nur im Wahl-
kreis und 1040 nur auf Landeslisten. Außerdem stellten sich 950
gleichzeitig im Wahlkreis und auf Landeslisten zur Wahl. Ins-
gesamt bewarben sich somit 2561 Kandidaten, Diese Bewerber
wurden von I0 Parteien und vier Wählergruppen aufgestellt.
Es sind jedoch nur Abgeordnete der SPD, CDU/CSU und FDP
in den Bundestag gekommen. In der Regel werden daher im
folgenden nur für dic viel kleinere Zahl der W'ahlbewerber dieser
Parteien Chance und Erfolg der Kandidatur miteinander ver-
glichen. CDU und CSU werden dabei gemeinsam behandelt.

Bei der Untersuchung wird zwischen aussichtsreichen und
aussichtslosen Kandidaturen unterschieden. Dies ist nur in sehr
formalistischer Weise und unter bestimmten Annahmen möglich.
Grundlage für die Annahme »aussichtsreich« oder »aussichtslos«
bildete das Ergebnis der'Wahl 195?. Die beiden Ausdrücke sind
somit relativ zt werter,, Es wird dabei aber von ähnlichen Über-
legungen ausgegangen, wie sie auch die Parteien vor jeder 'Wahl
anstellen. Lediglich auf verschiedene Annahmen über den zu
erwartenden Wahlausgang wird hier verzichtet.

Yon den Wahlkreisen *'urden diejenigen für den Bewerber einer
Partei als sicher angesehen, in denen die CDU/CSU bei {er
Bundestagswahl 1957 100/6 und die SPD 50/6 Erststimmen mehr
als die zweitstärkste Partei erhielt. In Wahlkreisen, in denen die
DP durch Wahlhilfe der CDU gesiegt hatte, wurde von den
Zweitstimmen 1957 ausgegangen. Ferner wurden im Saarland
die Erststimmen von CDU und CSU ztsannrnengezählt. Die Zahl
der aussichtsreichen Landeslistenbewerbero für die ein Mandat
berechnet wurde, ergab sich wie folgt: Die Landeslistensitze
wurden auf Grund der Zweitstimmenanteile 195? unter An-
rechnung aller Wahlkreismandate ermittelt. Beim Abzählen der
Bewerber auf den Landeslisten 1961 wurden sodann die Bewerber
außer Betracht gelassen, die schon in einem Wahlkreis kandi-
dierten, in dem I957 die betreffende Parrei gesiegthatte (Tabelle 53).

Zur Persönlichkeitswahl Ä den 247 Wahlkreisen stellten sich
l52lBewerber. In dieser Zahl sind auch die Vertreter der
Parteien und Wählergruppen ohne Vertretung im 4.Bundestag
enthalten. Beschränkt man sich auf die im neuen Bundestag
vertretenen Parteien, trat in jedem der Wahlkreise von allen
Parteien ein Kandidat auf. Von diesen ?41 Kandidaten sind 448
oder 600i0 in den Bundestag eingezogen. Selbstverständlich sind
davon nur 247 in d.et Wahlkreisen gewählt worden; 20I kamen
über eine Landesliste, auf der sie mit Erfolg »abgesichert« waren,

53. Wahlerfolg der Bewerber bei der 4, Bundestagswahl nach der Art ihrer Aulstellung

1) wailkreise mit einer errechneten trIehheit an Erststimmen für nebenstehendeParteien auf Grund des \Yahlergcbnisses 1952. - 
3) Errechneter Vorsprung an Drst-s.ti:llen 1-957-fiir die CDU/_C§U:_10 vH.utrd mehr; fu dre SPD: 5 yH und mehr. - 

3) Errechnet auf Grund der nrsi- una Z"'eitiirmme'"a"te1e von Coülösri,-sro unaX'DP bei der Bundestagswahl t957. - ') 1 Partei in 2 Wablkreisen und 4 W'ählergruipen. - 
E) SS\y.
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Partei und'§V'ahlerfolg

Au-f Grund der Ergebnisse der 3. Bundestagswahl

aussichtsreiche

Bewerber
nur im Wahlkreis Doppelkandidatuetr

I dnrcn-
I aussichtsreich

insgesamtl)
darunter

in,,siche-
Bewerber
nur auf
Landes-
listenr)ren,,'z)

Wahl- im auJland
\Yahlkreis listenkreisen

Bewerber
irogesamt

ODU/CSU..... .
davon:
Wahlkreissitze
Listensitze ...
nicht gewählt

sPD .......
davon:
\ilahlkrelssltze
Listensitze ...
nicht gewäNt

x'DP.........
devon:
listensitze . .
nlcht gewählt

im 4. Bundestag yertretene Parüeien zu.
GDP ...,
DFU ...
DG .. ..

Parteien iNgesamt

136

tzl
ü
I

t26

120

6

I 7

145

94

34
46
L4

rcb

?6
80

L

47

40
1

291

=

65

34
21
10

I

L02

29

25
4

119

39I
4l
40

1

189

50

36
t4

10

I
1

1

j
61

13

2
11

?6

6
8

62

749

L24

238

717
149

49
100

06)

'2

235

170

'2

168

100

1
99

50?

82
L4t
158
91
_6)

6

1

5

57

iz
67

tzL
93
26

113
6n)

345

156
86

292

427

91
99

23?

348

6?
28L

309

820
383
233
304

12

1

2 561145 133 291 l

I

102 189 67 426 659 9?9

aussichtslose

Bewerber Doppel-
kandr-
datüen

Bewerber
nur auf
Landes-
listen

nü Itr]
Wahlkreis



'Butrdestägswahl

Land

CDU/CSU

Sitze
insgesamt

Wahlkreis-
sitze

Landes-
listensitze

SPD

Landes-'listensitze

r.DP

Landes-
listensitze

insgesamt

Tatsächliche Sitze1957 .....
Drrechnete Sitze195?2) .... . ::.
Tatsärhliche Srtze 196]
Yeränderungen von 1957 aut 19613)

davon:
Sehleswig-Eolstein .............
Hamburg
Niedersachsen
Rremen .

Nordrhein-\\'estfalen ... .. ...
IIessen.
Rhcinland-Pfalz ......
Baden-Württemberg .........
Bayern.
Saarland

2?0
280
242

194
201
156

45

1
1

10

.72
I
2
5j

?6
7B
86

,l

1
8
1
2
5
1

_j

+

+

I

1
2

1
14

4

6

:

169
775
190

+15

46
46
91
45

1
1

10

12

2
5

:

+
+
-l-

+
+
+
+

+1
-1

+4,
+1+3+2+1

123
t29

-30

t

i
8

8
?
1
2

1

4t

6?
25

2
1
5
1
8
3
1
1
4
1

: 40
42

+25

+1+5+1+8
+1+1+4
-1

+
+
+
-.1-

+
+
+
!

1

49?1)
49?
499

+
+

i
+

2
2
b

2
1
1
2l

54. Veränderung der Sitzverteilung im 4. Bundestag gegenüber den auf Grund der Stimmenanteile 1957 errechneten Sitzen

r) Einschl. 17 Sibze der DP (6 IYahlkeissitze, 11 listensitze), die in aler nächsten Zeilo auJ CDU/CSU,
änrierunsen vsl. Text. - 

s) Taisdchliche Sltze 1961 gegenüber den aui Grund der Erst- und Zrveitstimmen
§itzo. - 

a) Jä 1 weiieres Überhangmandat iD Schleswig-Ilolstein und im Saarland.

SPD und X'DP verteilt mrden. - '1) Annahme über die Ver-
195? für dle im 4, BuDalestag vertretenetr Parteien errechneten

des
Wahlkreis-

siegers

in den Bundestag, während 293 erfolglos waren' Zählt man die
Wahlkreise nach Parteizugehörigkeit des Wahlkreissiegers aus
und stellt itran gleichzeitig fest, in rvieviel Fällen der oder die
unterlegenen Mitbewerber trotzdem ein Mandat übet die Landes'
liste erhielten, ergibt sich folgendes Bild:

Parteizugehörigkeit
der unterlegenen Mitbewerber

mit ohne
Listenmandat Listenmandat

Absicherung der Bewerber dienten. Mit 190 \ror 247 Wahlkreis'
bewerbern war der größte Teil auch auf Landeslisten aufgestellt;
von ihnen wurden 65 bei insgesamt 67 Abgeordneten der FDP
gewählt. ?I Doppelbewerber der FDP waren in einem Vahlkreis
aufgestellt, der von der SPD ge'wonnen wurde, und 35 davon
wurden auf der Landesliste gewäh1t. Von den II9 FDP-Bewer-
bern, die außer auf der Landesliste auch in einem CDU/CSU-
Wahlkreis aufgestellt waren, erhielten nur 30 ein Listenmandat.
Aus diesen Zahlen geht hervor, daß relativ mehr FDP'Bewerber,
auf deren Einzug in den Bundestag Wert gelegt wurdeo sich in
erster Linie den SPD-Kandidaten zum Kampf im 'Wahlkreis

stellten, wenn auch länderweise gewisse Unterschiede zu bemer-
ken sind.

Um die Listenmandate bewarben sich I990 Kandidaten.
Beschränkt man sich auf die im 4. Bundestag vertretenen Par-
teien, verringert sich die Zahl auf 1097. Von ihnen wurden 36J,
also ein Drittel, gewählt, jedoch in Il5 FäIlen als Wahlkreissieger.
Über die Landeslisten rvurden ut 252 Mandate vergeben.

CDU/CSU SPD U. FDP
SPD CDU/CSU U. FDP

CDU/CSU SPD
CDU/CSU FDP

SPD CDU/CSU
SPD FDP

CDU/CSU
SPD

in
in

FDP in
SPD in
FDP in

CDU/CSU in
SPD u. FDP in

CDU/CSUu.FDP in

23 Wahlkreisen
20 Wahlkreisen
65 Wahlkreisen
12 Wahlkreisen
28 Wahlkreisen
I0 Wahlkreisen
56 Wahlkreisen
33 Wahlkreisen

Es gab also BB Fdlle, in denen der unterlegene SPD-Kandidat,
48 Fälle, in denen der unterlegene CDU/CSU-Kandidat, und
65 FäIIe, in denen der unterlegene FDP-Kandidat trotzdem in
den Bundestag gekommen ist. In 43 Wahlkreisen ist beiden
unterlegenen Bewerbern der Einzug in den Bundestag über die
Landeslisten geglückt, in 115 Wahlkreisen nur einem von beiden
und in 89 Wahlkreisen keinem.

hn fnteresse des Kandidaten selbst ist eine Doppelkandidatur,
auf die weiter unten noch eingegangen wird, nur nötig, falls der
Wahlkreissieg »unsicher« ist. Für die Bewerber in »sicheren«
Wahlkreisen unterblieb daher oft die gleichzeitige Aufstellung
auf der Landesliste.

Allerdings zeigen CDUiCSU und SPD eine voneinander ab'
weichende Praxis: in 126 von 158 Wahlkreisen' in denen nach den
Ergebnissen der Bundestagswahl I95? ein Sieg der CDU/CSU so

gut wie sicher warl), verzichtete man auf eine gleichzeitige Be-
werbung über die Landeslisten. Bei der SPD traf. das nur in ?

von 24 Fällen zu. Hier stand wohl der Gesichtspunkt stärker im
Vordergrund, auf die Landesliste möglichst viele prominente
Namen zu bringen.

Andererseits war auch die Aufstellung prominenter Bewerber
in einem Wahlkreis, der mit Sicherheit von der anderen Partei
behen'scht wird, nicht selten. Hier dürfte die Absicht der Parteien
eine große Rolle gespielt haben, durch den Namen rles'Wahlkreis-
bewerbers im Zusammenhang mit möglichst viel Erststimmen
auch soviel Zlveitstimmen wie möglich fiü sich zu gewinnen'

Bei der ebenfalls im 4. Bundestag vertretenen FDP muß man
davon ausgehen, daß kein Direktmandat im Wahlkreis mit
Sicherheit zu erwarten war und alle Doppelkandidaturen der

r) wahlkreise. in denen die CDU/CSU bei der Bundestagswahl l95T l0olq uDd
die'SPD to/0 Eiststimmen mehr als die zweitstdrkste Partei erhielten' In lffahl-
[iLi*r, io äänen drc DP durch \fahlhilfe der CDU gmiegt hatte, wude-vm deq
Z-äi.tli*i""" """q.grrg"o. 

Im Saarland mden die Erststimmen von CDU untl
CSU zuamnengezahlt.

Bei der Beurteilung des Wahlerfolges der Landeslistenbewerber
der einzelnen Parteien kann man nicht alle Bewerber gleichsetzen,
da ihre Chancen verschieden groß rvaren. Eine Landesliste muß
genügend Namen aufweisen, damit etwaige Abgänge von Abge-
ordneten durch Verzicht oder Tod im Laufe von vierJahren aus'
geglichen werden können. Auch im Interesse der Stimmen'
werbung soll die Landesliste einer Partei nach Alter, Geschlecht
und Beruf der Bewerber einen für die Wähler attraktiven Quer'
schnitt repräsentieren. Damit hatte ein großer Teil der Landes-
listenbewerber keine wirkliche Aussicht auf ein Bundestags'
mandat; der persönliche Gewinn für sie lag darin, daß ihre Namen
bei der Aufstellung der Bewerber in den Parteigremien genannt
wurden und sie sich im Wa$bewerberverzeichnis wiederfanden'
So handelt es sich z. B. bei den an 1' Stelle der Landesliste der
SPD in Nordrhein-'Westfalen und an 62. Stelle der Landesliste
der DG in Niedersachsen aufgestellten Landeslistenbewerbern um
ganz unterschiedlich einzuschätzende Fälle. Daß im übrigen ein
erster Platz auf einer Landesliste nicht immer Gewähr für ein
Mandat bietet, zeigt das Beispiel der CDU in Schleswig-Holstein
und im Saarland, wo nach Anrechnung der Vahlkreismandate
auf die errechnete Gesamtzahl der Sitze keine Landeslistensitze
übrigblieben.

Die Unterschiede zwischen den Zahlen der aussichtsreichen und
der tatsächlich gewählten Bewerber sind in den Wahlkreisen
insofern ein{ach zu erklären, als ein steigender Anteil von Erst-
stimmen eine Erhöhung der Mandatszahl mit sich bringt. Dagegen
ist die Veränderung in der Zahl der Listensitze schwer zu deuten'
Ein Steigen der Zweitstimmen ging im allgemeinen mit einem
Steigen der Erststimmen parallel. Das führte gelegentlich dazu,
ilaß ilie Zahl der -W'ahlkreissieger stärker als die errechnete
Gesamtzahl der Mandate zunahm. Infolgedessen hat die Zahl der
Landeslistensilze, die ja als Differenz errechnet wird, oft nicht
ebenfalls zu-, sondern abgenornmen. Das triflt für aIIe Landes-
Iisten der SPD mit Ausnahme von Schlesrvig-Holstein, Bremen
und Saarland zu, während für die Landeslisten der CDU in
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Niedersachsen,) und Ifessen der umgekehrte Fall eintrat, daß
sich die Zahl der Landeslistensitze tn B bzw. 5 trotz gesunkener
Zweitstimmenanteile erhöhte (Tabelle 54). Manche vermeintlich
sicheren Landeslistenbewerber sind dadurch erfolglos geblieben,
andere dagegen ganz unverhofft zu Mandaten gekommen. Ande-
rerseits steigen die Chancen der späteren Landeslistenbewerber,
wenn vor ihnen stehende Doppelbewerber im Wahlkreis gewählt
wurden, da diese vor Verteilung der Listenmandate in der Landes-
liste gestrichen werden. In Hamburg z, B. erhielt die SPD nur

55. Bei der 4. Bundestagswahl gewählte Landeslistenbewerber

f,and

CDU/CSU SPD

Stelle
Zahl Zahl der des

letzten
gewählten Bewerber(s)

FDP

Zahl der
ge§ählten

Be-
werberl)

Scbleswig-Eolstein
Ilambüg ...
Niedersachsen
Bremen. .
Nordrhein-Westf alen
Eessetr . .

ßheinland-Pfalz ....
Baden-I\'iilttemberg
Bayern .........
Saarland

;
11

1

74
6
5j

;
12

1
42
1?

6
8i

?
1
6

35
2
6

16
23

I
I

7?

50
19
11
20
28

3
I
7

19
?
4

t2
8
1

r) Zugleich §ielle iles letzten gewählten Bewerbers.

falen seiner Partei inne, er ist aber im Wahlkreis Rhein.Wupper-
kreis-Leverkusen dem Bewerber der CDU unterlegen; er ist also
in Tabelle 53 als »aussichtsreicher Doppelkandidat auf der
Landesliste« gezählt, über die ihm der Sitz auch zufiel.

Geht man, abweichend von der Zusammenstellung in Tabelle 53,
von einer doppelten Sicherheit der Bewerber aus, nämlich einem
nach den Ergebnissen 1957 wahrscheinlichen Wahlkreissieg und
einem guten Platz apl der Landesliste, wurden alle in Frage
kommenden Bewerber der SPD gewählt, und zwar im Wahlkreis.
Yon diesen Bewerbern der CDU/CSU erhielten 6 überhaupt kein
Mandat, und von dem Rest kam durch Niederlage im Wahlkreis
die Hälfte nur durch die Absicherung auf der Landesliste zu
ihrem Sitz.

Aus Tabelle 53 läßt sich auch ablesen, daß Bewerber, die vorher
scheinbar aussichtslos waren, trotzdem in einigen Fällen ein
lllandat erlangt haben, da das Ergebnis der 4. Bundestagswahl
teilweise stark von dem der vorhergehenden Wahl abwich.

2. Nicht wieilergewählte Abgeorilnete
iles 3. Bunilestags

Im Jahr 1957 sind 497 Abgeordnete in den Bundestag gewählt
worden3). Weitere 47 Abgeordnete haben ihr Mandat erst wäh-
rend der 3. Legislaturperiode als bisher nicht berücksichtigte
Bewerber auf den Landeslisten erhalten, indem sie für ausge-
schiedene Abgeordnete nachrückren. Bei der Wahl 195T haben
4 Gewählte das Mandat nicht angenommeno 2I haben es während
der Legislaturperiode niedergelegt und 22 starben, woraus sich
bei Berücksichtigung der Grundzahl von 49I eine Gesamtzahl
von 544 Personen, die während der 3. Legislaturperiode Bundes-
tagsabgeordnete waren, errechnet. Zieht man davon die yerstor-
benen ab, verbleiben 522, vor' denen 3?0 auch in den 4. Bundes-
tag gewählt worden sind. I52 kehrten nicht wieder in den Bun-
destag zurück, und zwar 57, weil sie keinen Wahlerfolg hatten,
und 95, weil sie nicht erneut als Wahlbewerber aufgestellt waren.
I[arum es zu keiner Nominierung kam, ist aus den wahlstati-
stischen Unterlagen nicht zu ersehen. Sicherlich waren oft Alters-
gründe maßgebend. Während die Abgeordneten des neuen Bun-
destages ein Durchschnittsalter .vot 52tf2 Jahren haben, errechnet
sich für die nicht wieder nominierten Abgeordneten.ein Durch-
schnittsalter von 60 Jahren. Bei Gliederung nach der partei-
zugehörigkeit ist das Durchschnittsalter der auf diese Weise
Ausgeschiedenen bei CDU/CSU und FDP jeweils 61 Jahre, bei
der SPD und den sonstigen 58 Jahre. Von den noch lebenden
CDu/Csu-Abgeordneten der letzten Legislaturperiode sind 15 o/0,
von diesen Abgeordneten der SPD aber 20 0/o nicht wieder aufge-
stellt v/orden. Die SPD hat also den größten Austausch vorge-

56, Bei der 4. Eundestagswahl nicht wiedergewählte
Abgeordnete der 3. LegislaturperiodJ

einen Sitz auf der Landesliste, der der erst an g. Stelle stehenden
Bewerberin Dr. Elsner zufiel, da alle B vor ihr stehenden Bewerber
sich auch im 'Wahlkreis beworben hatten und dort ein Direkt-
mandat erhielten. Weitere Daten enthält Tabelle 55. Bei der
FDP ist die Betrachtung insofern einfacher, als sich nach der
Zahl der zugelassenen Parteien 196l und der Erststimmen 195?
kein Wahlsieg ausrechnen ließ, so daß sich eine Zunahme der
Zweitstimmenanteile unmittelbar in einer Vermehrung der
Landeslistensitze auswirkte.

Für die 529 Doppelkandidaturen der im 4. Bundestag vertre-
tenen Parteien sind Aussichten und Erfolge in Tabelle 53 gegen-
übergestellt. Beim Yergleich zwischen den Parteien spielt die
Länge der Landeslisten eine entscheidende Rolle, so daß es nicht
überraschen kann, wenn die FDP nur I90 Doppelkandidaturen,
die SPD aber 232 hatte. Die CDU/CSU konnte sich auf Grund
der zu erwartenden größeren ZahI von Wahlkreissiegern auf
weniger Doppelkandidaturen (10?) beschränken und hatte dafür
die Chance, auf der linken und rechten Seite der Stimmzettel die
Nalnen von zwei zugkräftigen Bewerbern zu nennen,

Bei der CDU/CSU fällt noch auf, daß 50 von 144 aussichts-
reichen Listenbewerbern die Strapazen eines Wahlkampfes im
Wahlkreis erspart blieben, während es bei der SpD nur I0 von
166 waren und bei der FDP sogar nur einer von 42.

Die Zahlen füLr die Bewerber einer Partei in einem l95T gewon-
nenen Wahlkreis, die zugleich zwischen den aussichtsreichen
Kandidaten der Landesliste aufgestellt waren, weichen nicht so
stark voneinander ab (CDU/CSU: 46, SPD: 2S), wenn man
berücksichtigt, daß es mehr'§V'ahlkreise gibt, in denen die CDU/
CSU die besseren Äussichten hatte. Hierzu rechnet z. B. der
Bewerber Dr. Adenauer, dessen Sieg im Wahlkreis Bonn-Land
sicher war und der noch an l. Stelle der Landesliste CDU Nord-
rhein-Westfalen aufgestellt war. fn Tabelle 53 zählt er zu den
Doppelkandidaten, die im Wahlkreis aussichtsreich waren. Ein
Landeslistenmandat konnte er ttotz des ersten Platzes wegen des
sicheren Wahlkreissieges nicht erwarten, Anders hingegen ver-
hält es sich mit den Bewerbern Brandt und Dr. Mende. E".t"r""
wat zwar an I. Stelle der Landesliste der SpD Nordrhein-West-
falen aufgestellt, aber nicht in einem Wahlkreis; er zählt in
Tabelle 53 als »aussichtsreicher Bewerber nur auf der Landesliste«,
über die er auch tatsächlich gewählt worden ist. Dr, Mende hatte
ebenfalls die l. sichere Stelle der Landesliste Nordrhein-West-
-') S"i Ni"aur.ucllsen kommt hinzu, daß bei der Bundestagswahl 1957 vieleZweitstimmen der DP zugefallen waren uncl bei dem hier aufgästellten vergleichdavon .lEgegaDgeD nude, daß die eDp als Nachfolgerin vor Dp und GB/BEE
lü*It dg jY{Glenze_überspungen wude. 1961 rst iber the Zahl cler ftil'CDU,
SPD und_ tr'DP abgegebenen Stimmen erheblich großer gewesen, da auch in Nietler_
sachsen der größte Teil der ehemaligen Dp-\yählir diesä drei pärteien ihre ptimÄegabetr.

Partei Vcrstorben Nicht Drfolglos
kanditliert

CDU/CSU
SPD
FDP . ..
Sonstige

Insgesamt

11
I
:

4b

6
?

44
5

5
22 95 5?

Nach der Parteizugehörigkeit sind die verstorbenen, nicht mehr
norninierten und die Abgeordneten des 3. Bundestages, die trotz
erneuter Kandidatur nicht wiedergewählt worden sindo in der
Tabelle 56 ausgewiesen. Unter den CDU/CSU-Abgeordneten der
letzten Gruppe, deren Zahl infolge des Wahlausganges narur-
gernäß viel größer als bei allen anderen hier zu nennenden par-
teien ist, befinden sich auch 3 der Abgeordneten, die während der
vergangenen Legislaturperiode von der DP zur CDU/CSU über-
gewechselt sind, ohne ihr i\Iandat dadurch retten zu können.
Nur für 20 Kandidaten war der Vahlausgang selbst wohl allein
die Ursache des Mißerfolgs. Bei weiteren 3T Kandidaten dürften

_ 3) Ohne Yertreter yon Berlin (West), die som Berliner AbgeordneteD}laus inden Bunilestag ges'ählt wurden.
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Von den Abgeordneten sind in
folgenden Bundestag gewählt worden

Insgesamtr)
ohne Berlin

Äbgeordnete
insgesamt

Devon nach Parteien

CDU/CSU SPD FDP

IIänner tr'rauen zus, Mimer I'rauen 
I

zus. Männer l'rauen 
I

züs. Ilänner I Irauen zus.

Nur in den 4. ,,.....

in den 3. und 4, ....

in den 2., 3. und 4.

in den 1., 2., 3. und 4.

in detr 1. untl 4.

in den 2. utrd 4. ..

in detr 1., 2. und 4. ..

in den 1., 3. md 4, ..

Äbgeordnete insgesamt

Insgesamt
ohne Berlin
Insgesamt

ohne Berlin
Insgesamt

ohne Berlin
Insgesamt

ohne Berlin

InBgesamt
ohne Berlin
Insgesagrt

ohne Berlin
lnsgesamt

ohne Berlin
Insgesamt

ohne Berlin

!23
119
130
126
104
102
111
103

2
2

2
1

6
6

10I
7
6

72
L2
t4

133
128

732
116
114
725
116

2

2
1

6
6

46
45
bb
64
82
61

55
51

2
2
7
7

6
5

4
4

49
48
68

69
68
61
56

4
4

51
48
42
40
35
ts4

48
44

2
2

2
L

2
2

4

4

5
5
8
I

55
51
46

40
39
56

2
2

2
1

2

26
26
22
22

1
?

8
8

1
1

29

?
?

8
8

Insgesamt
ohne Berlin

478
459

43
40

521
499 225

18
L7

251 182
177

2l
19

203
190

b.,
63

4
4

6?
67

5?. AIte und neue Äbgeordnete im 4. Deutschon Bunilestag*)

*) Nach dem Stand bel der \Yahl.

otrie leilin : ohne die Abgeordnetcn von Berlin'

in der Hauptsache andere Gründe zumindest mitgewirkt haben,
wenn nichf gar entscheidend gewesen sein' wobei als »anderer«

Grund hier auch die Kandidatur in einem nicht sicheren Wahl-
kreis oder auf einem aussichtslosen Landesl-rstenplatz angesehen

wird.

Eine weitere Analyse würde zu der Untersuchung und Dar-
stellung von Einzelfällen führen, die verschieden gelagert sind
und siJh kaum zu weiteren typischen Gruppen zusammenfassen
lassen wüLrden.

3. A.bgeorilnete iles 4. Bunilestags

Von den 521 (einschl. Berlin [West]) in den neuen Bundestag
gewählten Abgeordneten waren nach dem Stand bei der Wahl,
äl"o ohne die inzwischen durch Yerzicht oder Tod eingetretenen
Veränderungen, I33 oder ein Viertel Neulinge (Tabelle 57)' Die
meisten Neulir.ge findet man verständlicherweise bei den Parteien,
deren Sitzzahl sich gegenüber 1957 erhöht hatte' Bei der SPD
sind es 55 von 203 od"i üb". ein Viertel, bei der FDP 29 von 67

oder bald tlie Hälfte. Von den 25I Abgeordneten der CDU/CSU
vertreten diese Partei dagegen nur 49 oder weniger als ein Fünftel
zum ersten Mal im Bundestag.

125 Abgeordnete oder fast ein Yiertel sind seit 19iI9 ununter-
brochen im Bundestag, wenn man die Fälle mitzählt, in denen

Abgeordnete erst während der Legislaturperiode nachrückten'

Besonders die Frauen im Bundestag sind dort zu einem großen
TeiI sehon seit der 1. Legislaturperiode tätig. Nach Parteien zählt
die SPD mit 56 von 203 oder über einem Viertel die meisten
alten Abgeordneten, die CDU mit 6I von 251 etwas weniger'
Nur B der 6? Abgeordneten der FDP besitzen jedoch schon seit
1949 ununterbrochen ein Mandat.

Eine weitere starke Gruppe unter den Abgeordneten, die
hintereinander in den Bundestag gewählt wurden, sind die I37 Ab'
geordneten, welche auch im 3., aber nicht im 1' und 2' Bundestag
äin Mandat hatten. Weitere 116 Abgeordnete besitzen das Mandat
ununterbrochen seit 1953' Die erste Gruppe ist bei der SPD und
FDP, die zweite Gruppe bei der CDU/CSU größer als die andere'

Die Fälle, in denen die Abgeordnetentätigkeit für ein oder
zwei Legislaturperioden unterbrochen war, sind selten' Abgeord-
nete, die zwar im 2., aber nicht im I. und 3. Bundestag vertreten
waren, gibt es im 4' Bundestag überhaupt nicht. 2 von den 10 Ab-
geo.dne-teo mit unterbrochener Tätigkeit waren nur nicht im
5. Bundestag, 2 waren nicht im 2' und 3. Bundestag und 6 nicht
im 2. Bundestag' Wenn es im 4. Bundestag nur 10 Abgeordnete
gibt, davon 4 bei der CDU/CSU und 6 bei der SPD, die nach
ünterbrechung ihrer Abgeordnetentätigkeit wieder gewählt wur'
den, so wird man hieraus wohl schließen dürfen, daß es einem
früheren Abgeordneten relativ selten gelang, später wieder in
den Bundestag zu kommen' lrenn er bei einer 'Wahl nicht mehr
aufgestellt wurde oder unterlag'

58. Abgeordnete im 4. Deutschen Bundestag nach Geschlecht und Alter*)

1927 und speter

1917 bis 1926

1907 bis 1916

1897 bis 1906

1887 bis 1896

1896 ünd Früher

Zusammen.

;i il§t.*hT ytlf.Sfi.iä#Tüg"o.ar"t", von Berrin. Der Äbseord.ete Bratrdt, der in Norilrhein-\Yestraten und. Berhn se\yahlt wuile, ist hierbei doppelt sezählt;

ohne Berüu : ohtrs die Abgeordneten von Berliu.
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Geburts-
jahrgänge

Alter
Ende 1961

von. , .
bis unter. .

Jahren

Ins-
gesamü

ohne Ber1itr

Abgeordnete
imgesamt

zusammenMan-
ner

Dävon nach Parteien

CDU/CSU SPD FDP

trIan-
ncr tr'rauen zusammen

Mzrn-
IeI f'ruorol zusammen l"u"n

trIän-
ner zusammen

Anzatll Änzahl Anzahl

unter 35

35-45
45-5b

55-65

65-75
75 ünd mehr

lnsgesamt
ohne Berlin
Insgesamt

ohne Berhn
Insgesamt

ohDe BerliD
Insgesamt

ohne Berlin
Insgesamt

ohne Berlln
Insgesamt

ohne Berlin

14
74

101
9?

rb4
149
163
165

43
42

5
5

18
16
16
15

1
1

74
t4

106
702
T?2
165
1?9
170

46
45

4

2,7

20,3
20,4
33,0
33,1

34,1
8,8
9,0
0,8
0,6

6

38
36
70
70
90
86
26
25

3
2

1
1
6
6
I
2
2
1
1

6
6

39

?6

98
93
28
27

4

2,4
9,4

15,5
1.5,3

30,3
31,4
39,0
38,1
11,2
11,2
1,6

I
8

46
44
56
51

60
56
12
72

3
3
.1
9

?
7

1

8
8

49
47
67
60
67

72
L2

3,9
4,2

24,1

33,0
31,6
33,0

5,9
t:

t?
t?
28
28

13
5
5

1
1
I
1

1
1

1
1

18
18
29
29
14
t4

6
6

26,9
26,9
43,3
43,3
20,9
20,9
9,0

:
Insgesamt

ohne Berlin
4?a
459

43
40

52t
499

100
100 225

18
t?

25L 100
100

182
I?L

2l
19

203
190

100
100 63

4
4

67 100
100

Anzahl



Unter den Abgeordneten, die schon früher einmal oder mehr-
mals im Bundestag waren, gibt es 13, die früher für eine andere
Partei kandidierten, wenn man von dem Fall der WahI eines
CDU-Bewerbers über die Landesliste des Zentrums im Jahr 1953
absieht. 6 Abgeordnete sind im Lauf der Zeit vor der Dp zur
CDU übergewechselt, 2 von der DP zur FDp, einer von der FDp
zur CDU' einer von der Bayernpartei zur CSU, einer von der
DRP zur FDP, einer von der CDU und einer vom Zentrtrn ztr
SPD. Von der 3, au{ die 4. Bundestagswahl haben allein l0 Ab-
geordnete die Partei gewechselt, und zwar meist von der Dp zur
CDU wegen des Zusammenschlusses von Dp und GB/BHE zur
GDP, den nicht alle.Mitglieder dieser Parteien mitgemacht haben.
Die genamrten l0 Übertritte verteilen sich auf 6 von der Dp zur
CDU, 2 von der DP zur FDP, einer von der CDU zur SpD und
einer von der FDP zlu CDU. Näheres über die frühere Wahl der
Abgeordneten und eine eventuelle andere Parteizugehörigkeit bei
dieser Wahl isr aus einer übersicht in Heft 1, Seite 50 ff, ersicht_
lich, in der für jede Wahl auch angegeben ist, ob der Abgeordnete
im Wahlkreis oder auf der Landesliste zu seinem Mandat kam.

Unter den in unmittelbarer Wahl z:urrr- Zttg gekommenden
Kandidaten gibt es nur 40 Frauen gegenüber 459 Männer. Ein-
schließlich der Berliner Abgeordneten erhöht sich die Zahl der
Frauen auf 43 und die der Männer au{ 4?8. Die Frauen, die über
3 Millionen Wahlberechtigte mehr zählen als die Männer, sind
im Bundestag also nur sehr schwach durch weibliche Abgeordnete
vertreten, Gemessen an der Gesamtzahl der Abgeordneten hat
die SPD mit 21 die meisten weiblichen Abgeordneten. Den
weiblichen Kandidaten der SPD wurde durch erfolgversprechende
Wahlkreise und gute Plätze auf den Landeslisten vielleicht gerade
deshalb eine gute Wahlchance gegeben, weil die Frauen Lisher
der SPD immer bedeutend weniger Stimmen gaben als die Männer.
Bei der Wahl I95? wurden 22 weibliche Abgeordnete der SpD ge-
wählt; 4 der weiblichen Abgeordneten der SpD sind zum ersten-
mal im Bundestag.

Die Za}nl der weiblichen Abgeordneten der CDU/CSU ver_
ringerte sich von 22 aul78, von denen 3 zum erstenmal im Bun-
destag sind, während sich die Zahl der weiblichen Abgeordneten
der FDP von 3 auf 4 erhöhte, von denen nur eine schon im
3. Bundestag war. Diese beiden Parteien haben bedeutend weniger
als l0 o/, weibliche Abgeordnete.

ALTERSGLIEDERUNG DER ÄBGEORDNETEN
IM 4. DEUTSCHEN BUNDESTÄG

Gesamtzahl der Abgeordneten bzw. der Bevolkerung ab 25 Jahren = 100

IVIANN ER

Alter Yon... b.u.
...Jahren

FRAIJEN /i u. menl

65 -75

55 -65

25-35

20 0 r0 iL

STAT. BUNDESAMT 4679

Bevoikeru

Das Alter der Wählbarkeit oder der Beginn des passiven Wahl-
rechts ist auf Vollendung des 25. Lebensjahres festgesetzr. Abge-
ordnete unter 25 Jahren gibt es daher überhaupt nicht, wohl aüer
14 Abgeordnete zwischen 25 und 35 Jahren (TabeIIe 5B). Rechnet
man zu den jüngeren Abgeordneten auch die 35- bis 4Sjährigen,
so gehören dieser Gruppe insgesarnt 120 an. Sie machen 23 o/o

aller Abgeordneten aus. Derselbe Anteil ergab sich schon 195?.
Aus deu Reihen der CDU/CSU enrfielen nur l?,90/0 auf solche
jüngere Abgeordnete, während von den Abgeordneten der FDp
27olo und von den Abgeordneten der SpD 280/o unter 45 Jahrealt sind. Dem stehr bei der CDU/CSU ein Anteil von 13 oln,bei.

{er -FDP von 90/6 und bei der SPD ein Anteil von 60/o über
65jährigen gegenüber. Die Abgeordneren der CDU/CSU haben
also eine Altersstruktur, die von derjenigen der SpD mit relativ
jungen und wenig älteren Abgeordneten bedeutend abweicht.
Charakteristisch für die FDP ist das starke vorherrschen der
Abgeordneten im Alter von 45 bis 55 Jahren mit 43 0/0, verglichen
mit 30 0/o bei der CDU/CSU und 33 0/o bei der SpD. Stark gÄerali_
sierend kann man sagen, daß bei der CDU/CSU die Abgeordneten
mittleren und höheren Alters, bei der SpD und FDp die Abge-
ordneten mittleren und jüngeren Alters dominieren. Die FDp f,at
allerdings keine Abgeordneten unter 35 Jahren, von denen es
(immer nach dem Alter Ende 1961) bei der SpD B und bei der
CDU/CSU 6 gab.

Auf eine Auszählung der Abgeordneten nach dem Beruf ist bei
der Bundestagswahl 1961 verzichtet worden. Hierzu hätten die
Angaben in den Wahlvorschlägen herangezogen werden können.
Frühere Erfahrungen mit solchen Auszählungen haben aber
gezergt, daß es zahlreiche Fälle gibt, in denen diese Angaben für
eine zutreffende Eingruppierung unzureichend sind.

Die vorstehenden Ausführungen über die Abgeordneten im
4. Deutschen Bundestag beziehen sich auf den Stand bei derwahl.
Im Lau{e einer Legislaturperiode können sich jedoch zahlreiche
Veränderungen durch Tod von Abgeordneten oder durch Aus-
scheiden aus dem Bundestag aus anderen Gründen ergeben. fn
diesen Fällen wird nach § 48 des Bundeswahlgesetzes dJr frei ge-
wordene Sitz aus der Landesliste derjenigen partei besetzt, für äie
d_er_ ausgeschiedene Abgeordnete bei der Wahl au{getreten ist,
Unberücksichtigt bleiben dabei solche Listenbewerber, die seit
Arrfstellung der Landesliste aus dieser partei ausgeschieden sind,
Nur wenn die Liste erschöpft ist, bleibt der Sitz unbesetzt.

Im 1. Bundestag betrug die Zahl der personellen verände-
rungen 54, darunter 28 durch Tod, im 2. Bundestag 41, darunter IB
durch Tod, und im 3. Bundestag 43, darunter Z2-darch Tod. Aus
dem 4. Bundestag sind bis zum 16. September 1964, also bis Ende
des 3. Jahres nach seiner W'ahl, bereits 45 Abgeordnete ausge-
schieden, davon IB der CDU/CSU,2J der SpD und 4 der FDp,
Von diesen 45 Abgeordneten sind 2? verstorben und damit in
3 Jahren mehr als in den jeweils 4 Jahren der vorangegangenen-Wahlperioden. Von den verstorbenen Abgeordneten gehArten t2
der CDU/CSU, 12 der SPD und 3 der FDP an und waren 3 Frauen.
fm Alter von über 65 Jahren und im Alter von 55 bis 65 Jahren
standen bei der WahI jeweils 12; drei weitere Abgeordnete warenjünger. Unter ihren Nachfolgern befinden sich nur drei über
65jäbrige und acht 55- bis 65jährige, aber 16 unter S5jährige,
darunter ll von noch nicht 45 Jahren,

Von den 18 Abgeordneteno die bis ztxnL6. September 1964 aus
anderen Gründen ausgeschieden sind, haben l? auf ihre Mitglied-
schaft verzichtet; ein weiterer Mandatswechsel ergab sich äurch
Berufung_eines- Abgeordneten der SPD in das BunJesverfassungs-
gericht. Nach der Parteizugehörigkeit gehörten 6 Abgeordnete Jer
CDU/CSU, 11 der SPD (darunter eine Frau) und einer der FDp an.
Unter diesen aus sonstigen Gründen ausgeschiedenen Abgeord-
neten befinden sich nur zwei über 65jährige und vier SS- bls
65jährige, aber 12 unrer S5jährige und untei ihren Nachfolgern
drei über 65jährige, vier 55- bis 65jährige und ll unter S5jährige.

Im ganzen hat sich durch Ausscheiden und Nachrücken von
Abgeordneten in den ersten drei Jahren der Legislaturperiode
die Zahl der über 65jährigen (immer nach dem Alter bei der
Wahl) um B, die Zahl der 55- bis 65jährigen um 4 und die Zahl
der 45- bis S5jährigen um einen vermindert, die Zahl der unter
4Sjährigen dagegen um 13 erhöht. Es ist somit eine yerjüngung
dcs Bundestags eingetreten. Äußerdem ergaben sich durch die
Listennach-folge zwei weibliche Abgeordnete mehr als bisher.
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Nietlersachsen Nordrheln-WestfalenLfd.
Nr.

Gegenstand
(a : Erst-,
b : Zweitstimmen)

Einheit
Schleswig-Eolstein

1957 1961

Eamburg

1957 1961 ts57 1961 7957

Bremen

1961 1957 1961

t2
13
t4
L5

16
t?
I8
10

20
2L
22

24
25
20

28
29
30
31

32

34
öo

36

38
39

40
4L
42
4ts

44
45
46
4?

48
4S
50
51

52
53
54
65

56

58
59

60
61
62
63

64
65
66
67

68
69
70
7L

2

I

4
5
0

8
0

10
11

'lvahlberechtigte ..

Wd,hler .
Wahlbeteiligung . . .

Ungultige Stimnen

Gültige Stinmen

Yon den abgegebenen
gültigen Stimmen ent-
fallen auJ:

SPD ....
Sozialdemokratische
Partei Deutschlands

CDU bzw. CSUI) ..... a
Chdstlich Demokra-
tische Union bzw. b
Christlich-§oziale Union

tr'DP ....
X'reie Demokratische
Partei

GDP ............... a
Gesamtdeutsche Partei
(DP - BEE)) b

DRP ............... &
Deutsche Reichs.Partei

b

DFU...........
Deutsche tr'riedens-
Union

DG ................. a
Deutsche Geüeimchaft

b

sslM ..........
SüdscNeswigscher'Wählerverband

FU ..... ............ a
Föderalistische Union
(BayernparieiZentrum) b

BdD ....
Bund der Deutschen,
Partei fu Einheit,
tr'rieden und tr'reiheit

Mittelstand .......... a
Deutscher Mittelstantl
(Union Deutscher b
Mittels tandsperteien-
UDM)

WGrKel .......
\Yählergruppe
Dr. Dr. Dr. Keller

WGnD ....... .... ... a
Wdhlergemeinschaf t f iir
ein neutrales Deutsch- b
land - Wählergemeitr-
schaft

vu .....
Yaterlantluche Union

b

b

b

Sonstige

b

a

b

a

b

a

b

Aroahl

Anzahl

Anzahl

Anzahl

Änzahl

A-nzahl

Auahl
ÄMahI

Anzahl

Änzalrl

Änzahl

Änzahl

Anzah1

Anzahl

Änzahl

.lnzuhl

Anzahl

Anzahl

A\zarrl
Änzahl

Änzahl

Auabl

Änzahl

Anzahl

Änzahl

Anzahl

Anzahl

Änzahl

Anzahl

ÄnzaN

AnzaN

Änzahl

AnzaN

Auabl

ÄnzaN

Änzahl

1 548 961

174 848
12,5

188 619
13,8

50 356
3,6

52 820
3,9

11 835
0,8

12 714
0,9

1? 399
1,2

t7 951
1,3

752
0,1
I 469
0,1

24 951
1,E

25 449
10

v

1

1

41,8

289

9/,6
312 045

36?
88

225
,3

96,0

334 648

4t2 56L
30,9

404 595
30,8

510 160
36,5

495 728
36,4

609 048
43,5

569 216

141 051
10,6

158 849
12,1

33 463

32 282

32 b??
2,4

55 180
4,0

t 626 t4t
I

L 4tt 704
88,0

32 355
2,3

68 338
4,8

670 199
50,2

631 14?
48,1

6? 764
5,0

?3 656
5,6

8 169
0,6
I 009
0,7

1 399 349
97,7

1 363 366
95,2

7 ?52
0,1

0,2

538 84?
46,2

528 645
45,8

445 149
38,2

432 262

105 558
9,1

108 451
9,4

63 78?
5,5

70 901
6,1

8 369
0,7
I 050
0,8

180v

=4 190
0,4
4 950
0,4

1 386 411

22?
88

787
,o

5?0 382
47,2

560 038
46,9

392 477
32,4

380 613
31,9

182 919
15,1

18? 255
1ö,7

11 081
0,9

11 848
1,0

L0 t?5
0,8

10 541
0,9

42 6?0
3,5

43 442

7 328 657

19 098
1,6

30 919
2,6

1 166 080
98,4

7 154 259
97,4

18 143
1,5

34 050

1 209 644
98,5

1 193 73?
97,2

1 185 178
89,2

3,6

3 950 248 4 083 490
89,0 88,5

1255 204 1
32,8

1 428 300 1 606 47937,3 40,1
1 495 343 1 536 956

4?6 886
11,9

519 139

v

96,9

96,9

33,4

39,0

2 543
0,1
4 186

3158)

826 413

2?9 20t

3 827 696

39,1

223 521
5,8

226 483
5,9

789 047
20,7

?27 099
19,0

46 255
1,2

50 380

4 446
0,1
6 812
0,2

4 438 885 4 613 112

556 255
38,9

526 824
38,7

253 3',12
6,3

242 219
6,1

86 662

88 963

3 075
0,1
3 320
0,1

I 660
0,3

4 001 840
9E,0

3 942 955
96,6

59 ?3t
1,5

63 251
1,6

81 650
2,0

140 535

13 144
0,4

13 549
0,4

t22 552

123 835
3,1

0,1

467 250

414 498
88,7

I ?4t

15 898
3,8

405 i5?
97,9

398 600
96,2

188 64?
46,5

184 003
46,2

124 688
30,7

721 264
30,4

22 725
5,5

23 311
5,8

63 891
15,1
63 280
15,9

5 230

5 488
1,4

50? ?60

44? 936
88,2

8 312
1,9

19 695
4,4

439 824
98,1

428 241
95,6

220 tgo
50,1

212 ?34
49,7

721 34?
2t,6

115 493
2f ,0

63 985
14,6
64 955
15,2

17 033
3,9

1? &8
4,1

4 ?6?
1,1
4 922
1,1

12 362

12 639
&,0

1 t?6
0,3
1 254
0,3

=

911 300
55,0

813 996
54,4

528 307
5,9

554 ?81
6,3

318 0?7
3,5

366 258
4,1

54 469
0,6

5? 755
0,7

69 530
0,8

?2 563
0,8

3 89?
0,0I 890
0,1

3 024
0,0

t4 472
0,2

88,0 88,tI

4

4

184
1,9

2,0

805

51

188 442

218

2 299

v

23?4)

!'

40? 006 11 085 77ö

158 928 I ?99 429

221 965
2,4

303 657
3,3

8 936 963
97,6

8 855 2?1
96,/

3 049 317
3.4,1

2 965 616
33,5

3 593 596
37,6

3 549 359
37,3

4 602 409
48,1

4 530 553
47,6

1 063 302
11,1

1 118 460
11,8

233 453
2,4

281 183qo

9 565 976
9f ,6I 518 246
97,1

?8 105
0,8

83 131
0,9

41 851
0,4

43 932
0,6

0,0
4 369
0,0

=

145

!'

Wahlbeteiligung und Stimmabgabe im

--r) cs-U nu itr Bayem, 1957 im Saarland: CDU * cSU. - ') 1957: DP + GB/BEI. - )'$'erNie (wäblerguppe Niemack). - 
!) wcsch (wähtergruppe schumaaher).(Deutsche FriedeN -Wahlgemeimchaf ü).
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tId.
Nr

LS57 1961

BundesgebietSaarland

19611957

Bayern

961L957
T

I

Badcn-Württemberg

t957 1961

Rheinland-Pfalz

195? 19611961

Eessen

ts57

12
13
74
15

16
17
18
19

20
,1
22

24
25
26
27

28
29
30
B1

34
J:)

38
39

40
4l
42
43

44
45
46
4?

48
49
50
5L

2

8
I

10
11

1

53
54
55

56

58
59

60
61
62
63

64
65
66
6?

68
69
70
7L

35 400 923 3? 440 ?15

31 o?2 894 32 849 624
87,8 87,7

916 680
3,0 2,6

1 298 ?23

??a

0,0

t:

0,1

250

519

295 533

4,0

0,1
82 262

02L

592

0,2

0,0
36r
0,1

:
,l_

_
0,0

5 020

33 463

845 158

tt 672 05',1

tt 427 355
36,2

L4',i2t i3',t
46,0

14 298 372
45,3

3 866 269
12,1

4 028 ?66
12,8

9 651 669
32,0

I 495 571
31,8

15 161 550

15 008 399
50,2

2 216 234
7,5

2 307 135
7,7

2 386 929
7,9

2 381 348
8,0

290 ß22
1,0

859 290

8?0 ?56

242 819

308 564
1,0

0,8
262 9i?

0,8

58? 4S8
1,8

609 918
1,9

16 410

1,0
254 322
0,9

37 329
0,1
58 725

1 645
t:

1 201t:

21 083
0,1
27 303
0,1

24 957
0,1
25 449
0,1

0,1
77 490
0,1

I ß7 4Ag
3,8

30 7r,6 2L4
97 ,0

29 905 428
96,2

32 004 466
97 ,4

31 550 901
96,0

198 625
33,6

194 003
33,5

306 355
54,8

300 501
54,5

5,6
4? 209

0.

7,5

35 156

?4 893
12,9

I 544
0,3
1 ?38
0,3

5 303
0,9
5 404
0.9

4 8i7
0,9
5 535
1,0

140
,6
2i-O
,6

377
0,1

833

?t4 5r2

3
0.

0

659 971

539 5?3
89,3

31 031
5,3

38 487
6,5

140 323
25,1

133 309
2,1,1

101 031
18,1

1(,0 080
18,2

18 580

18 683

558 547
94,7

551 091
93,5

591 661
94,4

579 609
92,5

291 936
49,3

284 255
49,0

626 8t?
87 ,7

300
0,1

633
0,1

=

-

_

:

2 504
0,4

0,4

1 690 099
30,3

I 652 642
30,1

3 704 ?42
;5,7

3 014 4?1
54,9

450 506
8,1

4?9 830
8,7

274 672
3,8

216 160
3,9

24'.168
0,4

28 699
0,5

83 946
1,5

87 388
1,6

7 299
0,1

0,1

6 b

5

96,0

520

551

?74,
87

'128

,545

240 499

4',10 3+7
87 ,7

166 983

196 706
3,6

4 \'.?L
0,1
4 991
0,1

-
212 559

4,0
168 210

t2
0,2

578 310
97 ,6

486 962

068 418
57,9

015 892
57,2

398 532
7,5

395 925
f,5

26 304
0,5

21 902
0,5

6 333
0,1

10 675
0,2

2 250
0,0
5 020
0,1

136 235
2,4

22? 583
4,0

5 303 364
96,9

b 273 6ll
96,,1

1 332 056
25,1

1 394 811
26,4

252 311
4,8

240 695
4,6

1 645t:
633't:

4 857 815 5 211 883

96,5 96,7
3 907 840 4 189 163

95,4 94,8

t 385 442

1 342 885

1 955 620
,]5,8

1 899 266
4i,3

697 279
16,3

69? 311
16,6

111 ?04
2,6

116 611

2? 455
0,6

31 052
0,7

90 287
2,1

95 13?

6 111
0,1
6 901
0,2

3 554 75?

v

25,8

2

13,8

14,4

70

320

6083)

053 371

561 538

26,6
1 009 019

57',
0,1

0,2

4 2?3 898

111 326
53,4

061 ?01
59,8

54? 010

212 134
5,3

235 261
6,0

4 9l?
0,1
6 109
0,2

4 097 575
84,.1

142 818

189 ?35
4,6

4 419',i48
81,8

145 850

230 585
5,2

19 621
0,5

2{ 896
0,6

2 23? 023 2 348 108

!:

3,4
'7 220

95,2

53,7

3567

3,9

185 300
9,7

185 288
9,6

53 161
2,8

5? ,t?3
3,0

46 326

51 350

0,4I 766
0,5

t-

2 069 s2?
'l 88'2

69 645

99 994
4,8

000 282
96,6

969 933

586 124
30,7

5?8 203
30,1

031 349
;1,0

019 709

I 976 22b
88,3

1 908 21?
96,6 '

1 899 005
96,1

6?5 693
33,8

659 830
33,5

988 462
19,4

964 270
48,9

255 961
12,8

259 5?8
13,2

42 389

4,1 6,1'1

29 260
1,5

29 86?
1,5

1 194
0,1
1 9?8
0,1

4 t34
0,2
4 788
0,3

68 008

L 46?
0,1
2 19.1
0,1

-

=

I 2?t 6?5

1 233 312
42,8

L 055 2i7
35,8

1 003 279
34,9

425 210
14,4

438 ?26

114 100
3,9

118 965
4,1

t4 375
0,5

18 418
0,6

62 50?
2,1

65 989

585

v
?89v

3 127
0,1
6 086
0,2

863 092
89,1

102 90?
3,6

135 829
4,7

760 185
96,!l

727 263
95,3

L 071 222
38,8

1 037 166
38,0

1 064 466
38,6

I tr6 494
40,9

243 87?
8,8

232 472
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